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Mediale Kompetenzen

Mehr und mehr wird bei vielen Gelegenheiten der Ruf nach
journalistischen Kernkriterien laut, welche die Gewißheit nach
Wahrheitsgehalt, Faktizität und struktureller Richtigkeit
überprüf- und ermittelbar macht. Eine Quelle beispielsweise durch eine
weitere und möglichst dazu noch durch eine unabhängige Bestätigung für
eine Behauptung, für einen Bericht oder für eine Beschreibung zu
hinterfragen und zu sichern, wäre ein solches Kriterium.

Die gründliche Recherche und die Berücksichtigung von
Gegenstandpunkten gehört da selbstverständlich ebenso zum Arbeitsset
wie der Blick auf weitreichendere Zusammenhänge. Zur Überprüfung
solcher publizistischer Selbstverständlichkeiten wird schlußendlich
sogar für diesen Bewertungs- und Beurteilungszweck mit dem Gedanken an
eine entsprechende wissenschaftliche Instanz gespielt.

Selbst Fakten können jedoch auf unterschiedlichere Art erlebt,
erfahren, erlitten und bewältigt worden sein, als es eine gezielte
Lesart oder ein bestimmtes Übermittlungsinteresse zugestehen würde.

Auch die Wahrheit wäre, auf ihre sprachgeschichtliche Urfunktion
zurückgeführt, doch lediglich eine unter Umständen bevorzugte Sicht
welcher Dinge oder Ereignisse auch immer.

Wie hergeholt und konstruiert erscheint da ein Kriterienstrangulat,
das bei allgemein medialer Verarbeitung so etwas wie Gültigkeit und
Ungültigkeit in die Arena des Austausches zu bringen versucht. Es muß
schon eine große Furcht vor demokratischen Prozessen im Spiele sein,
wenn dazu übergegangen wird, eine Kapelle gegen den Wind aufzurichten,
um über diese gemauerte Fessel die freie Luft auf die eigene Seite zu
zwingen.

Schattenblick-Redaktion


9. März 2018
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ATOM/152: Halbwertzeit - Anlaß, Grund, Gelegenheit ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 11. März 2018

Bundesweit haben zahlreiche Fukushima-Gedenk- und Protestveranstaltungen
stattgefunden 

BBU fordert den sofortigen und kompletten Atomausstig



(Bonn / Berlin, 11.03.2018) Anlässlich des 7. Jahrestages des Beginns
der Atomkatastrophe in Fukushima (Japan, 11. März 2011) haben am
Wochenende bundesweit in vielen Städten Gedenk- und
Protestveranstaltungen stattgefunden, bei denen die sofortige Stilllegung
aller Atomanlagen gefordert wurde. Auch der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) hatte zur Teilnahme aufgerufen. Nach Informationen des
BBU haben die größten Demonstrationen in Berlin und am Atomkraftwerk
Neckarwestheim stattgefunden. Der BBU betont, dass die
Fukushima-Katastrophe und ihre anhaltenden Folgen nicht in Vergessenheit
geraten dürfen. Das Mitgefühl des BBU gilt den betroffenen Menschen in
Japan. "Und in der Bundesrepublik Deutschland muss der Atomausstieg endlich
komplett vollzogen werden", fordert BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz. "
Der dreckige Kohlestrom darf dabei keine Alternative zum Atomstrom sein.
Die Zukunft der Energieversorgung gehört international der Solarenergie und
der Windkraft."

Bei den bundesweiten Anti-Atomkraft-Protesten wurde auch verstärkt die
Stilllegung der Uranfabriken in Gronau und Lingen gefordert, für die es
bisher keine Laufzeitbegrenzung gibt. Beide Anlagen produzieren
Nuklearmaterial, das den Betrieb zahlreicher Atomkraftwerke in aller
Welt ermöglicht. Die zukünftige Bundesumweltministerin Svenja Schulze
ist jetzt in der Pflicht, kurzfristig einen Stilllegungsfahrplan für die
beiden umstrittenen Uranfabriken vorzulegen. In Gronau, dem Standort der
Urananreicherungsanlage, wurde am Samstag (10.03.) vom Arbeitskreis
Umwelt (AKU) Gronau eine Mahnwache durchgeführt; für den Sonntag (11. März
2018) hat u. a. der Elternverein Restrisiko Emsland zur Teilnahme an einer
Schweige-Mahnwache aufgerufen. Sie beginnt um 18 Uhr (bis 18.30 Uhr) und
findet am Marktplatz vor dem Alten Rathaus statt. Diese Aktion richtet sich
besonders gegen die Uran-Brennelementefabrik in Lingen sowie gegen das
Atomkraftwerk Lingen 2.


Erfolgreicher internationaler Brückenaktionstag gegen
Atomgefahren


Am Samstag protestierten grenzüberschreitend die Bürgerinitiative
Cattenom Non Merci und der Verein RE.C.H (Verein menschliche
Kettenreaktion, Frankreich) in Kooperation mit zahlreichen weiteren
Anti-Atomkraft-Initiativen, Vereinen und Parteien mit
Anti-Atom-Kraft-Transparenten auf europäischer Ebene auf insgesamt 50
Brücken oder an einigen Kreisverkehren mit der dringlichen Forderung,
dass alle Atomanlagen sofort und unumkehrbar aus sicherheitsrelevanten
Gründen auf EU-Ebene abgeschaltet werden.

Durch diesen EU-weiten Brücken-Protest in Frankreich, Deutschland,
Luxemburg und Belgien haben Bürgerinitiativen und Umweltverbände dieser
Länder gemeinsam davor gewarnt, dass Radioaktivität nicht an Grenzen
halt macht. Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, dass aufgrund der
zunehmenden Bedrohung und der steigenden Gefahren durch Unfälle, die auf
die überalterten Atomanlagen zurück zu führen sind, ein schwerer
Störfall jederzeit möglich ist. Solch ein schwerer Störfall könnte auch
durch einen Terrorangriff oder Flugzeugabsturz herbeigeführt werden.
Zudem wurde bei den Protesten angesichts der drohenden gefährlichen und
unsicheren Lagerung von Atommüll, der Millionen von Jahren sicher
gelagert werden muss, die Beendigung des Endlagerprojekts für atomare
Abfälle in Bure (Frankreich) eingefordert. Die Veranstalter des
Brückenaktionstages schätzen, dass die Anti-Atomkraft-Proteste mit den
Transparenten auf den Brücken international von mehr als 250.000
Menschen gesehen wurden.

Informationen über den internationalen Brückenaktionstag:

https://cattenomnonmerciorg.wordpress.com/startseite-2


Sonntag, 18. März: Proteste in Ahaus und beim Tagebau Hambach


Schon am nächsten Sonntag, am 18. März, findet in Ahaus eine weitere
überörtliche Anti-Atomkraft-Protestaktion statt. Um 14 Uhr beginnt dann
vor der Ahauser Stadthalle eine Kundgebung, mit der an Fukushima, aber
auch an den großen Castortransport von 1998 nach Ahaus (mit
Brennelementen aus den Atomkraftwerken Gundremmingen und Neckarwestheim)
erinnert wird. Die Kundgebung findet vor der Stadthalle in Ahaus statt,
ursprünglich sollte sie am "Mahner" durchgeführt werden. Organisiert
wird die Kundgebung von der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus".
Zur Teilnahme rufen auch der Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, das
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen und der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) auf. Informationen:

http://www.bi-ahaus.de

Ebenfalls am 18. März 2018 demonstrieren im Hambacher Forst
Anti-Kohle-und Anti-Atomkraft-Initiativen gegen Kohleabbau und
Kohleverstromung. Beginn: 11.30 Uhr, Tagebau Hambach. Weitere Informationen
dazu unter:

http://zukunft-statt-braunkohle.de


Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/251: Hambacher Forst - Frühjahrsputz ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 11. März 2018

Hambacher Wald putzmunter - 70 Unterstützerinnen befreien Wald vom
Wohlstandsmüll vieler Jahre



Als Zeichen der Unterstützung und als Beleg für unsere Hoffnungen und
Wünsche, dass der jetzt noch bestehende Teil des einst so großen Hambacher
Waldes für die Nachwelt erhalten bleibt, haben über 70 Menschen aus der
Waldbesetzung, der Initiative Buirer für Buir sowie aus regionalen
Unterstützergruppen gemeinsam am Freitag, den 09.03.2018 und Samstag, den
10.03.2018 den Hambacher Forst von dem Müll gereinigt, der über viele Jahre
hinweg entlang der alten A4 und der L276 achtlos in den Wald geworfen
wurde.

Die Idee existierte schon lange, denn immer wieder gab es Fragen, zum
Beispiel von den bisher über 11.000 TeilnehmerInnen der monatlichen
Waldspaziergänge, warum es soviel Müll entlang der Fahrwege im Hambacher
Wald gäbe. "Jetzt war der Zeitpunkt für einen Frühjahrsputz im Hambacher
Wald gekommen", so Anja Georg von der Initative Buirer für Buir. "Sofort
war die Bereitschaft vieler Menschen groß, mit anzupacken und dafür zu
sorgen, dass der Wald wieder seine Würde zurückerhält, denn neben dem
achtlos weggeworfenen Müll entlang der ehemaligen Verkehrswege haben viele
Anrainer Stellen entlang der Straße als wilde Müllkippe genutzt."

Vor allem der "Wohlstandsmüll" war Ziel der gemeinsamen Aktion. So wurden
säckeweise Plastik- und Glasflaschen, Dosen, Folien und Tüten entlang der
ehemaligen Autobahntrasse der A4 sowie entlang der L276 gesammelt - Müll,
der wie vielerorts auch achtlos aus dem Fenster der Autos geworfen wurde.
"Es war eine nette und, wie am Ergebnis der vielen vollen Müllsäcke
abzulesen ist, erfolgreiche Aktion" so Franz Ridderbecks aus Buir. Die
Aktion war eingebettet in die zeitgleich in Kerpen stattfindende Aktion
"Kerpen macht sauber".

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

Andreas Büttgen

Zum Hoover Feld 19, 50170 Kerpen

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





GEFAHR/032: Brandsatz Fukushima - menschengefährdende Verschleierungsmanöver ... (SB)
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Brandsatz Fukushima 
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Die Menschen, die im Erdölfördergebiet des Nigerdeltas leben, haben
ein schwerwiegendes Problem: Die Ölverseuchung ihrer Umwelt ist
umfassend. Hängen sie ihre Wäsche zum Trocknen raus, setzen sich
ölige Rußpartikel darauf ab; ziehen sie Salate und Gemüse im eigenen
Garten auf, schmecken die daraus zubereiteten Speisen ölig; der
Fisch, den sie aus einem der vielen Seitenarme des weitverzweigten
Flußsystems des Niger fangen, riecht und schmeckt ebenfalls nach
Erdöl. Eine treffende Kenngröße, die das Leiden der Menschen in
Nigeria auf abstrakte Weise ausdrückt: Die Lebenserwartung der
Bewohnerinnen und Bewohner des Nigerdeltas liegt mit 41 Jahren ganze
zehn Jahre unter dem Durchschnitt des übrigen Landes.

Es soll kein Trost sein, nicht einmal ein schwacher, doch in einer
Hinsicht können sich die Menschen aus dem Nigerdelta glücklich
schätzen: Sie sehen, schmecken, riechen und fühlen die verseuchte
Umwelt. Das gilt für die Menschen, die in die Sperrzone rund um das
am 11. März 2011 havarierte japanische Atomkraftwerk Fukushima
Daiichi zurückkehren sollen und einer ganz anderen, akuten Gefahr für
Leib und Leben ausgesetzt sein werden, nicht. Die Strahlengefahr ist
allgegenwärtig.

Menschen haben offenbar kein Sinnesorgan für Radioaktivität, sie wird
von ihnen nicht wahrgenommen. Sofern sie nicht so extrem hoch ist,
daß sie augenblicklich zu schwersten gesundheitlichen
Beeinträchtigungen führt, kann ionisierende Strahlung nur mit
technischen Hilfsmitteln erfahrbar gemacht werden. Wir haben nichts
anderes, und doch sind die Instrumente in vielerlei Hinsicht
unzureichend, wenn es darum geht, das Ausmaß einer Strahlengefahr zu
detektieren, geschweige denn, ihre tatsächliche biologische Wirkung
zu erfassen.

Zu den technisch-physikalischen Schwierigkeiten der Strahlenanalyse
gesellt sich das Problem der politischen Bewertung der Gefährlichkeit
von Strahlung und somit der Festlegung von Grenzwerten. Vorweg
geschickt: Diese wären ohne eine Nutzung der Kernenergie gar nicht
erforderlich. Am weitreichendsten wären Menschen vor ionisierender
Strahlung geschützt, wenn es überhaupt keine künstlichen radioaktiven
Quellen gäbe.

Die behördliche Festlegung von Grenzwerten bedeutet nicht, daß einer
Person, die stets unterhalb des Grenzwerts bleibt, deshalb kein
Schaden zugefügt würde. Auch sehr schwache ionisierende Strahlung
unterhalb der gültigen Grenzwerte kann zu Zellveränderungen und
daraufhin Immunschwäche, Krebs und anderen Krankheiten führen. Darum
sind Grenzwerte politische Größen. Mit ihnen wird festgelegt, wie
viele Menschen die gesellschaftlichen Entscheidungsträger willens
sind, unter Beibehaltung der vorherrschenden Produktionsverhältnisse
zu opfern.

Aus gesundheitlichen Gründen wäre, wie gesagt, eine Nullösung am
besten. Legt man die potentielle Strahlenbelastung - fachsprachlich
Äquivalentdosis - einer Person auf 1 Millisievert pro Jahr (mSv/y)
fest, wie es in Deutschland und vielen anderen Ländern üblich ist,
läßt sich abschätzen, wie viele Menschen aufgrund dieses Grenzwerts
erkranken oder frühzeitig sterben werden. Was sie bei einer Nullösung
eben nicht würden.

Legte man jedoch den Grenzwert von 1 mSv/y pauschal für sämtliche
Berufsgruppen fest, gäbe es wahrscheinlich weder Atomkraftwerke noch
Langzeitflüge, vielleicht nicht einmal Strahlenmedizin, denn niemand
dürfte langfristig die Meiler, Flugzeuge und strahlenmedizinischen
Geräte bedienen, da er noch innerhalb eines Jahres die zulässige
Höchstmenge an Radioaktivität erreicht hätte. Darum hat die Politik
für Berufsgruppen in diesen Bereichen die Grenzwerte um das 20fache
auf 20 mSv/y hochgesetzt. Die zu erwartende höhere Erkrankungsrate in
den genannten Berufsgruppen wird von der Regierung einkalkuliert. Das
heißt, zum vermeintlichen Wohl der Gesellschaft erkranken oder
sterben Menschen vorzeitig.

Diese grundsätzlichen Ausführungen zur Grenzwertdiskussion
vorweggeschickt lassen sich die Meßergebnisse besser einordnen, die
die Umweltorganisation Greenpeace Japan in ihrem aktuellen Report
"Reflections in Fukushima: The Fukushima Daiichi Accident - Seven
Years On", Untertitel "Radiation investigations in the exclusion zone
of Namie and open areas of Namie and Iitate", präsentiert. [1]

Der Bericht hätte durchaus die Brisanz, in Japan eine
gesellschaftliche Debatte über den menschenverachtenden Umgang der
Administration Premierminister Shinzo Abes mit den Evakuierten
anzuregen. Eben deshalb, so steht zu befürchten, wird der Konter der
Regierung, der für das Akw Fukushima Daiichi verantwortlichen
Betreibergesellschaft TEPCO und weiterer Lobbyisten der Atomenergie
darin bestehen, die Studie zu ignorieren und totzuschweigen.

Wie der Schattenblick im ersten Teil seines Brennpunkts "Brandsatz
Fukushima" aus Anlaß der Veröffentlichung der Greenpeace-Studie
berichtete [2] und hier nicht noch einmal im Detail wiederholt werden
soll, wurden in den Städten Iitate und Namie sowie deren Umgebung
teils extrem hohe Strahlenwerte gemessen, daß sie, träten sie im
Innern eines Kernkaftwerks auf, den Alarm und eine
Evakuierungsanordnung auslösen würden.

Bei Iitate und Namie dagegen verhält es sich genau umgekehrt. Die
japanische Regierung hat im März 2017 die Evakuierungsanordnung für
einige Flächen, die nach dem dreifachen GAU im AKW Fukushima Daiichi
gesperrt worden waren, aufgehoben und arbeitet an dem Ziel, bis zum
Jahr 2023 weitere Inseln innerhalb der hochgradig strahlenbelasteten
Gebiete - euphemistisch "Schwierig-zurückzukehren-Zone", bzw.
englisch "difficult to return zone" genannt - freizugeben. Die
Menschen sollen zurückkehren, so daß der Eindruck von Normalität
entsteht. Einen Rotalarm wie in einem Akw wird es genau nicht geben,
obschon er aufgrund der potentiellen Strahlenbelastung gerechtfertigt
wäre.

In dem Greenpeace-Bericht wird darauf hingewiesen, daß die Regierung
den angestrebten Grenzwert der zu dekontaminierenden Gebiete von 0,23
Mikrosievert pro Stunde (µSv/h), der aufgerechnet einer Jahresdosis
von 1 mSv entspricht, auf jene 20 mSv anheben will, die, wie weiter
oben beschrieben, normalerweise nur für besonders strahlenexponierte
Berufsgruppen gelten. Einen entsprechenden Vorschlag habe der
Vorsitzende der Atomaufsichtsbehörde (Nuclear Regulation Authority -
NRA) im Januar dieses Jahres mit der Begründung unterbreitet, daß die
gegenwärtige Zielvorgabe "ein Hindernis für die Rückkehr der
Evakuierten" darstellt.

Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen wird klar, was das
bedeutet: Der NRA-Vorsitzende hat vorgeschlagen, ein paar Menschen
mehr aufgrund der höheren Belastung mit ionisierender Strahlung über
die Klinge springen zu lassen - um es unverblümt zu sagen. Mit seinem
Vorstoß lotet er anscheinend schon mal die Stimmung in Regierung und
Gesellschaft aus, wie diese das in letzter Konsequenz unabweisliche
Todesurteil gegen einige Menschen, deren Namen und Gesichter man zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht kennen kann, aufnehmen werden.

Sowohl die Messung ionisierender Strahlung als auch die Beurteilung,
was die ermittelten Werte bedeuten, ist kompliziert. Es kann einen
entscheidenden Unterschied machen, wo, wie und was gemessen wird.
Beispielsweise hat Alphastrahlung nur eine Reichweite von ein bis
zehn Zentimetern, würde also unter Umständen gar nicht registriert,
wenn nicht das Meßgerät in die unmittelbare Nähe gebracht wird.
Alphastrahlung ist aber sehr gefährlich, falls so ein
Strahlenpartikel mit der Atmung oder Speise inkorporiert wird und in
unmittelbaren Kontakt zu menschlichen Zellen gelangt.

Schwer vorstellbar, daß die angeblich dekontaminierten Flächen von
Iitate und Namie so gründlich abgescannt wurden, daß dabei jeder
einzelne Alphastrahler entdeckt und beseitigt wurde. Und selbst wenn
man behaupten wollte, das Vorhaben sei gelungen, könnte eine Fläche
im unmittelbaren Anschluß an die Messung erneut kontaminiert worden
sein. Denn 70 bis 80 Prozent der Region sind bewaldet. Die
Waldflächen wurden jedoch nicht dekontaminiert, sie sind ein
ständiger Quell für radioaktiven Staub aus dem ursprünglichen
Fallout, aber auch aus organischem Material, das zerfällt und mit
Wind und Wetter weite Strecken zurücklegen kann.

Sollten die Dekontaminationsarbeiter ein Dosimeter beispielsweise am
Band um den Hals oder am Gürtel tragen, würden womöglich weder Alpha-
noch Betastrahler erfaßt. Letztere haben, je nach Energiegehalt, eine
Reichweite von wenigen Zentimetern bis einigen Metern. Wenn nun
Menschen in die von der Regierung freigegebenen Gebiete zurückkehren,
werden sie sich permanent in einem Flickenteppich von harmlosen,
leicht gefährlichen und sehr gefährlichen Gebieten bewegen müssen.
Mehr noch, dieser Flickenteppich erwiese sich als dynamisch. Was
heute als okay gemessen wurde, kann schon morgen wieder verstrahlt
sein.

Bis jetzt sind nur wenige Prozent der ursprünglichen Bevölkerung von
Iitate und Namie zurückgekehrt. Besonders gefährlich ist das für
Kinder, denn der heranwachsende Organismus reagiert empfindlich auf
ionisierende Strahlung. Es werden daher, wenn überhaupt, vor allem
ältere Menschen die schwere Entscheidung treffen - vielleicht
aufgrund eines ökonomischen Drucks, da die Regierung ihnen die
finanzielle Unterstützung entzogen hat oder noch entziehen wird -,
und nach Iitate oder Namie zurückkehren. Das kommt der Regierung
entgegen, denn wenn ein Mensch älter ist und dann beispielsweise an
Krebs erkrankt oder einen Herzinfarkt erleidet, könnte das immer auf
"natürliche" Alterserscheinung abgeschoben werden.

Die Greenpeace-Studie zeigt am Beispiel zahlreicher Meßpunkte, aber
auch anhand von Messungen, die laufend mit einem durch die Region
fahrenden Auto vorgenommen wurden, die Verantwortungslosigkeit der
Regierung gegenüber der Bevölkerung. Weder können die bereits
freigegebenen Gebiete in Iitate und Namie als "sicher" (im Sinne des
Grenzwerts von 1 mSv/y) angesehen werden, noch besteht die Aussicht,
daß die bis 2023 zur Dekontamination vorgesehenen Flächen in den
folgenden Jahrzehnten auch nur in die Nähe einer als unbedenklich zu
bezeichnenden Radioaktivität gelangen werden.


Fußnoten:

[1] http://www.greenpeace.org/japan/Global/japan/pdf/RefFksm_EN.pdf

[2] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/brenn/ubge0031.html

10. März 2018
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INTERNATIONAL/034: Kolumbien - Der "Herr der Bücher" von Bogotá (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Der "Herr der Bücher" von Bogotá

Von Luz María Gómez



(Buenos Aires, 16. Februar 2018, ecupres) - José Alberto Gutiérrez ist
ein ganz normaler Kolumbianer. Von zehn Uhr nachts bis sechs Uhr
morgens arbeitet er in den wohlhabenden Vierteln Bogotás als
Müllsammler. Rund zwanzig Jahre ist es her, dass er bei einer seiner
Touren auf eine Ausgabe von Leo Tolstois Anna Karenina stieß. Mit dem
Fund kam ihm die Idee zu einem ganz besonderen Projekt: Er sammelt die
Bücher ein, die die Leute weggeschmissen haben und verteilt sie in den
ärmsten Vierteln. Durch seine Tätigkeit hat er mittlerweile
weitreichende Bekanntheit erlangt, man kennt ihn als den "Herrn der
Bücher". Seine erste Bibliothek entstand mit den Fundstücken seiner
Touren durch Bogotá. Ein Problem in der kolumbianischen Hauptstadt
ist, dass sich städtischen Bibliotheken weit entfernt von den ärmeren
Vierteln befinden, was den Zugang erschwert.


Die Kraft der Worte

Dank José Albertos Idee entstand die Initiative "Die Kraft der Worte"
(La fuerza de las palabras). Dahinter verbirgt sich das Ziel das Lesen
zu fördern, begleitet von verschiedenen Workshops und Konferenzen. Um
dieses Programm noch weiter zu verbreiten, besorgte sich Gutiérrez
sogar einen Kleintransporter, belud diesen mit Büchern und machte sich
auf den Weg durch Kolumbien und erreichte auch die entlegensten,
überwiegend von Indigenen bewohnten, Randzonen Kolumbiens. Von Anfang
an war es ein Familienprojekt: Alberto sammelte, was er fand, während
seine Frau beschädigte Buchdeckel flickte und seine Tochter die Titel
sortierte. Der jüngste Sohn und die jüngste Tochter unterstützten bei
den Workshops. Am Ende entstand sogar eine Bibliothek im Erdgeschoss
des eigenen Wohnhauses.


Der Traum vom Büchermuseum

Gegenüber Associated Press äußerte Gutiérrez seinen Wunsch: "Ich
möchte mein eigenes Büchermuseum [...] Seit vielen Jahren sammele ich,
was in den Müll gegeben wird. Ganz besonders im Norden von Bogotá. In
den letzten Jahren überließ man mir dabei Tausende von Spenden. Man
kennt mich jetzt. [...] Beeinflusst wurde ich durch meine Mutter, die
mittlerweile 80 Jahre alt ist. Jeden Abend las sie mir Geschichten
vor. [...] Sie hat mich dazu gebracht den Büchern Liebe und Glauben zu
schenken. Für mich sind sie die beste Erfindung, das Großartigste, was
einem Mensch passieren kann."

Gerettet hat José Alberto Gutiérrez bislang rund 20.000 Bücher.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/der-herr-der-buecher-von-bogota/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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KURSUS/4942: Mönchengladbach - "Was Sie schon immer über Musik wissen wollten" ab 21.3.


VHS: Was Sie schon immer über Musik wissen wollten!



In diesem Kurs bestimmen die Teilnehmer die Themen. In der ersten
Stunde werden die Fragen gesammelt und dann im Laufe des Semesters
behandelt. So können, je nach Interesse, Fragen zur Musiktheorie,
Musikgeschichte, Opern oder Konzertpraxis oder zu musikalischen Stilen
behandelt werden.

Der Kurs startet am Mittwoch, 21. März, jeweils von 18 bis 19.30 Uhr,
in der Volkshochschule an der Lüpertzender Straße 85. (Kosten: 75
Euro, Kurs-Nr. 181D5215F)

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/4941: Bielefeld - "Doppelte Buchführung" vom 16. bis 18. März 2018


Wochenendkurs "Doppelte Buchführung"



Bielefeld (bi). Für Interessenten, die einen schnellen und fundierten
Einstieg in die Bilanzierung und doppelte Buchführung suchen, bietet
die Volkshochschule von Freitag, 16. März, bis Sonntag, 18. März,
einen praxisorientierten Wochenendkurs an. Schwerpunktthemen des
Kurses in der Ravensberger Spinnerei sind das Verständnis für die
Logik der doppelten Buchführung und die Fähigkeit, Sachverhalte
selbständig verbuchen zu können. 

Nähere Informationen unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 35 85.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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VORTRAG/8300: Witten - "Kaffee - Geschmack, Produktion und Handelsweg", 22.03.2018


idw - Pressemitteilung: Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Vortrag: Kaffee - Geschmack, Produktion und Handelsweg

Reihe: Esskultur - Perspektiven auf Geschmack und Ernährung in einer
globalisierten Welt



Kaffee ist im Geschmacksprofil sehr viel vielfältiger als oftmals
angenommen: Er ist nicht nur bitter, dunkel und stark, sondern auch
fruchtig, süß, sauer, salzig, floral und vieles mehr.

Am Beispiel Kaffee soll am 22. März im Café [... .] raum in Witten
neben der Komplexität des Geschmacks auch die Komplexität des Handels
mit einem solchen Lebensmittelprodukt nachvollzogen werden. Die
einzelnen Schritte der Bearbeitung von Kaffeebohnen erläutert Benedikt
Heitmann von der Kaffeerösterei "Neues Schwarz" aus Dortmund. Er
berichtet von den Schwierigkeiten eines bewussten und transparenten
Einkaufs von Kaffeebohnen.

Auch der Geschmack von Kaffee kommt nicht zu kurz. In einem
ausgiebigen Cupping werden verschiedene Kaffeesorten verköstigt, die
Gäste lernen die Vielfältigkeit des Geschmacks von Kaffee kennen und
versuchen die einzelnen Geschmacksnoten herauszuschmecken und zu
benennen.

Donnerstag, 22. März 2018, 19:30 Uhr

[... .] raum, Wiesenstraße 25, 58452 Witten

REFERENT

Benedikt Heitmann, Kaffeerösterei "Neues Schwarz" aus Dortmund

TICKETS

Tickets sind im [... .] raum erhältlich, telefonisch unter 02302 - 282
32 36 oder an der Abendkasse. Eintritt: 5 Euro

VERANSTALTER


Eine Kooperation von [... .] raum e.V. und dem

Kulturwissenschaftlichen Institut Essen (KWI).

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.kulturwissenschaften.de

https://www.facebook.com/events/198595417385678

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Miriam Wienhold, 08.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MESSE/640: Leipziger Buchmesse und Manga-Comic-Con - Was ist neu? (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 9. März 2018

Leipziger Buchmesse und Manga-Comic-Con: Was ist neu?



VERANSTALTUNGEN

Schwerpunktland: Rumänien

Rumänien ist Schwerpunktland der diesjährigen Leipziger Buchmesse. In über
70 Veranstaltungen können Besucher die vielfältige Literatur des Landes
erleben. Für den Buchmesseauftritt wurden 40 Werke übersetzt.
15. bis 18. März | Halle 4 Stand 501 

zoom-in-romania.ro/

Neuer Kurator von Europa21: Mohamed Amjahid

Zum dritten und letzten Mal öffnen die Leipziger Buchmesse und die Robert
Bosch Stiftung mit dem Programmschwerpunkt Europa21 den Denk-Raum für die
Gesellschaft von morgen. Sind wir wirklich die Besten?, so der Titel des
von Mohamed Amjahid kuratierten Programms

15. bis 17. März | Café Europa, Halle 4, Stand E401 & zeitgeschichtliches
Forum 

http://www.leipziger-buchmesse.de/Themen/Europa21/

Forum Politik und Medienbildung

In Halle 2 öffnet erstmals das Forum Politik und Medienbildung. Mit
spannenden Formaten richtet es sich direkt an Kinder und Jugendliche, um
sie für Politik zu begeistern. Zu den Gästen gehören unter anderem June
Tomiak, jüngste Abgeordnete im Berliner Abgeordnetenhaus und
Philosophy-Slammer Dominik Erhard. Partner sind die Bundeszentrale für
politische Bildung, Helliwood und TINCON e.V.

15. bis 18. März | Halle 2 

http://www.leipziger-buchmesse.de/ll/reihe/76

Das digitale Lernlabor

Zur Leipziger Buchmesse eröffnet Helliwood vom Förderverein für Jugend und
Sozialarbeit e. V. das digitale Lernlabor, das zeigt wie Bildung innovativ
vorangebracht werden kann. Interessierte können sich außerdem bei den
täglich stattfindenden Vorträgen über Themen rund um die Digitalisierung
der Bildung informieren.

15. bis 18. März | Halle 2 Stand D310/C311 

http://www.leipziger-buchmesse.de/ll/veranstaltungen/27562

Barrierefreie Buchmesse

Zum zweiten Mal werden Gebärden-Dolmetscher auf der Leipziger Buchmesse
eingesetzt. Sie gewähren Besuchern mit eingeschränkter Hörfähigkeit einen
barrierefreien Zugang zu ausgewählten Veranstaltungen. Das Leipziger
Messegelände ist auch darüber hinaus barrierefrei konzipiert: Besucher mit
eingeschränkter Mobilität erreichen alle Hallen ebenerdig.

15. bis 18. März | verschiedene 

http://www.leipziger-messe.de/besucher/barrierefrei

Ausgezeichnet

Unter dem Motto "ausgezeichnet!" werden in einem neuen Format Autorinnen
und Autoren in moderierten Gesprächen vorgestellt, die in den vergangenen
Monaten mit Literaturpreisen ausgezeichnet wurden. Die Veranstaltungen
finden an jedem der vier Messetage jeweils um 13 Uhr im Forum Literatur
(Halle 4, Stand F 100) statt.

15. bis 18. März, jeweils 13 Uhr | Halle 4, Stand F100

Familienfrühstück und Konzert mit 3Berlin

Am Familiensonntag erhalten wieder alle Kinder bis 12 Jahre, die bis 10 Uhr
mit ihrem Lieblingsbuch zur Messe kommen, kostenfreien Eintritt. Im
Programm warten spannende Veranstaltungen: z. B. die Workshops zum
Leipziger Lesekompass oder zahlreiche Lesungen und Aktionen im Kinder- und
Jugendprogramm. Ein Highlight des Familiensonntags 2018 ist der Auftritt
der Band 3Berlin im CCL, Saal 2 ab 12.00 Uhr. Vor dem Saal kann ab 9.00 Uhr
im Kreis der Familie gefrühstückt werden.

18. März | CCL 2, Saal 2 

http://www.leipziger-buchmesse.de/ll/reihe/50

Jubiläum: 5 Jahre Manga-Comic-Con

Fünf Jahre Manga-Comic-Con werden gebührend gefeiert: Mit einem Walk of
Fame wird an alle Ehrengäste erinnert, die sich im Laufe der Jahre auf den
Weg von Japan nach Leipzig gemacht haben. Die Jubiläumsausstellung
informiert über den Lebensweg der Künstler und zeigt ihre Autogramme
(Shikishi). Außerdem werden Porträts von MCC-Besuchern des Fotografen
Ulrich Mannchen im Japanischen Teegarten ausgestellt. Die Dauerbrenner der
MCC dürfen im Jubiläumsjahr ebenso nicht fehlen: Das beliebte japanische
Bogenschießen Kyudo ebenso wenig wie die Auftritte von Cosplayern und
Showgruppen, die sich in mehreren Wettbewerben auf der großen Bühne messen.
15. bis 18. März | Halle 1 

http://www.manga-comic-con.de/

Otaku night

Die Manga-Comic-Con und das Westbad Leipzig laden am 16. März zur Otaku
night, der ersten offiziellen Party der Cosplay-, Manga- und Animeszene in
Leipzig ein. Pünktlich zum fünfjährigen Bestehen der MCC wird ein Raum
geschaffen, der mit besonderer Musik, bunten Projektionen und spezieller
Dekoration den perfekten Ort für die wohl fantasievollste und kreativste
Community bildet.

16. März, 21 Uhr | Westbad Leipzig, Odermannstraße 15 

http://www.manga-comic-con.de/Programm/OTAKU-night/


FACHPROGRAMM

Zukunft.Verlage

Durch die Digitalisierung verändern sich Marketing und Vertrieb in der
Verlagsbranche rasant. Mit Zukunft.Verlage bietet die Leipziger Buchmesse
erstmals ein "Ideenforum für Marketing, Vertrieb und Digitales": In neun
Fachvorträgen zeigen Experten und Verlagspraktiker am 15. März von 10 bis
17 Uhr in Halle 5 Fachforum 1 E600 innovative Konzepte und beispielhafte
Lösungsansätze für ein modernes, digitales Marketing.

15. März, 10 Uhr - 17 Uhr | Halle 5, Fachforum 1 E600 

http://www.leipziger-buchmesse.de/ll/reihe/83

blogger:sessions 18 mit neuem Format und Call for Paper

Die buchmesse:blogger sessions 18, das Fachprogramm für Blogger und
Neueinsteiger, gehen mit neuem Format in die dritte Runde: Am 18. März
laden 15 Vorträge zu verschiedenen Themen in die Fachforen 1 und 2 in Halle
5. In einem Call for Papers konnten sich Blogger im Vorfeld erstmals für
einen Vortrags-Slot bewerben und selbst Themen einreichen.

18. März, 10.15 Uhr - 15.30 Uhr | Halle 5, Fachforum 1 und 2 

http://www.leipziger-buchmesse.de/Themen/buchmesse-blogger/bloggersessions.html

Neuland 2.0

Immer mehr Verlage setzen bei der Vermittlung ihrer Inhalte auf
technologiegetriebene, aber auch kreative Ideen und Geschäftsmodelle. Am
16. und 17. März finden Aussteller und Besucher 13 zukunftsweisende
Innovationen für den Buch- und Medienmarkt im Neuland 2.0, der
Innovation-Area der Leipziger Buchmesse. Eine Fachjury wählt die
erfolgversprechendste Idee und entscheidet, welches Startup ein Preisgeld
von 3.000 Euro von der Leipziger Buchmesse erhält. Auch das Publikum wird
seinen Liebling bestimmen.

16. & 17. März | Halle 5, F401 

http://www.leipziger-buchmesse.de/Themen/Neuland/Neuland-2_0-Programm/


BESUCHERFÜHRUNG - EINFACH SICHER

Erweiterte Besucherführung

Der Besuch der Leipziger Buchmesse wird auch in diesem Jahr mithilfe der
erweiterten Besucherführung organisiert. Die aus dem letzten Jahr bekannte
veränderte Verkehrsorganisation und das angepasste Sicherheitskonzept
werden fortgesetzt. Besucher mit Vorverkaufstickets können zusätzliche
Eingänge zum Messegelände nutzen, über die sie alle Hallen auch direkt
betreten können. Der Zutritt zum Gelände erfolgt über Sicherheitsbereiche,
die den Eingangsbereichen zu den Messehallen jeweils vorgelagert werden. In
diesen Bereichen werden Taschen und Gepäckstücke stichprobenhaft
kontrolliert. Für Cosplayer wird wieder ein extra Eingang eingerichtet, der
zu den beiden Requisitenchecks an Halle 1 bzw. Halle 5 führt. Taschen- und
Gepäckkontrollen finden ebenfalls im Pressezentrum am Übergang zur Halle 1
statt.


Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch- und
Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und Verlage.
Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle Themen und
Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur auch Neues aus
Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige Verbindung von Messe und
"Leipzig liest" - dem größten europäischen Lesefest - hat sich die
Buchmesse zu einem Publikumsmagneten entwickelt. Im Verbund mit der
Leipziger Buchmesse öffnet die Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel
dazu findet die 23. Leipziger Antiquariatsmesse statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. März 2018

Leipziger Messe GmbH

Abteilung: Kommunikation Messen

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

PF 10 07 20, 04007 Leipzig

Julia Lücke, Pressesprecherin

Telefon: +49 341 678-6555, Fax: +49 341 678-166555

E-Mail: j.luecke@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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TREFF/587: Kassel - Seniorenführung durch die Stadtbibliothek am 11. April 2018


Führung für Senioren durch die Stadtbibliothek



Zu einer Führung durch die Stadtbibliothek im Victoria-Haus in der
Oberen Königsstraße 3 laden das städtische Referat für Altenhilfe und
die Stadtbibliothek interessierte Seniorinnen und Senioren ein. Die
Führung, außerhalb der üblichen Öffnungszeiten, findet am Mittwoch,
11. April, 14 Uhr, statt.

Wie funktioniert das mit den E-Books? Was bietet die Stadtbibliothek
neben Büchern und Zeitschriften? Diese Fragen und mehr werden die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtbibliothek beantworten.
Wegen der begrenzten Teilnehmerzahl wird um Anmeldung ab Montag, 19.
März, beim Seniorenbeirat unter der Telefonnummer (05 61) 7 87-51 00
(montags und freitags 9.30 bis 12 Uhr), sonstige Zeiten (vormittags)
unter (05 61) 7 87-50 24 oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. März 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AKTION/275: Menschenrechtler fordern Gerechtigkeit für die Opfer des Völkermordes in Irakisch-Kurdistan


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 12. März 2018

Mahnwache am Dienstag, den 13. März 2018, von 12 bis 15 Uhr vor
dem Brandenburger Tor, Pariser Platz, 10117 Berlin

Übergabe eines Reports an Claudia Roth, Vize-Präsidentin des
deutschen Bundestages: 13:00 Uhr



Göttingen/Berlin, den 12. März 2018 - Im Andenken an die Opfer des
Giftgasangriffes auf die kurdische Stadt Halabja in
Irakisch-Kurdistan vor 30 Jahren organisiert die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) am 13. März eine Mahnwache unter dem Motto:
"Halabja 1988/Afrin2018: Damals Giftgas, heute Panzer - Keine
deutschen Waffen gegen Kurden!" vor dem Brandenburger Tor in Berlin.
Während der Mahnwache wird 13:00 Uhr ein Report an die
Vize-Präsidentin des deutschen Bundestages, Claudia Roth, übergeben.

Am 16. und 17. März 1988 bombardierte die Luftwaffe des damaligen
Regimes von Saddam Hussein Halabja mit Giftgas. Diese Attacke hatten
auch deutsche und europäische Firmen, unter anderem durch
Unterstützung des Aufbaus von Produktionsanlagen von Giftgas,
ermöglicht. Mindestens 5.000 Menschen starben innerhalb weniger
Stunden.

Die Auswirkungen des Giftgaseinsatzes reichen bis in die Gegenwart.
Zahlreiche Überlebende leiden noch immer an Spätfolgen. In Halabja
gibt es ungewöhnlich viele Fälle von bösartigem Krebs,
Hautkrankheiten, Atemproblemen, Unfruchtbarkeit, Fehlgeburten und
angeborenen Missbildungen. Noch heute fehlt es an finanziellen
Mitteln für den Aufbau einer medizinischen Infrastruktur, um sich
angemessen um die überlebenden Opfer kümmern zu können.

"Anlässlich des 30. Jahrestages wollen wir Gerechtigkeit für die
Opfer des Giftgasangriffs fordern", erklärt der GfbV-Nahostreferent.
Die Organisation setzt sich seit Jahrzehnten immer wieder für die
Bewohner Halabjas ein. "Es müssen endlich ein Fonds für Halabja und
die umliegenden Dörfer eingerichtet und die medizinische und
ökonomische Infrastruktur verbessert werden. Außerdem erwarten die
Opfer eine Entschuldigung der Bundesregierung für die Beteiligung
deutscher Firmen am irakischen Chemiewaffenprogramm. Gerade im
Zusammenhang mit dem derzeitigen fortdauernden Angriffskrieg der
Türkei auf Kurden in Syrien verlangen wir ein klares Nein zu
Waffenlieferungen in die Region."

Kurz vor dem Jahrestag hat die GfbV auch einen Menschenrechtsreport
mit dem Titel "30 Jahre Halabja - Gerechtigkeit für die Opfer des
Völkermordes" veröffentlicht. Dieser entstand auf der Basis von
Hintergrundberichten und Interviews mit Menschen aus Halabja. Er kann
per E-Mail an k.sido@gfbv.de angefordert oder mit einem Klick auf den
Link am Ende dieser Mitteilung heruntergeladen werden.



https://www.gfbv.de/fileadmin/redaktion/Reporte_Memoranden/2018/Menschenrechtsreport_83_30-Jahre-Halabja.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. März 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/877: Deutsche Waffenexporte heizen Kriege und Terror im Nahen Osten an (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 12. März 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Deutsche Waffenexporte heizen Kriege und Terror im Nahen Osten an

Sipri-Studie zum Waffenhandel



Der Waffenexport in die Länder des Nahen Ostens heizt die Kämpfe in Syrien,
im Irak und im Jemen an, kritisiert die ärztliche Friedensorganisation
IPPNW anlässlich der Veröffentlichung der Sipri-Studie zum Waffenhandel.
Laut des Berichts des schwedischen Friedensforschungsinstituts geht fast
jede dritte Waffe in den Nahen Osten. Deutsche Lieferungen nach Nahost
haben sich in den vergangenen fünf Jahren nach Angaben der Friedensforscher
um 109 Prozent gesteigert. Damit trägt auch die deutsche Bundesregierung
eine Mitschuld an den Tausenden zivilen Toten und Verletzten, der
Zerstörung der zivilen Infrastruktur sowie dem Elend der Bevölkerung und
der Flüchtlinge.

"Dass Deutschland weiterhin auf Platz vier der fünf größten Exporteure,
hinter den USA, Russland und Frankreich steht, statt sich in ziviler
Konfliktbearbeitung zu profilieren, ist ein Skandal. Als eine der
Trägerorganisationen des Friedenslaufes "Frieden geht" werden wir in diesem
Jahr ein deutliches Zeichen gegen Rüstungsexporte setzen", erklärt die
stellvertretende IPPNW-Vorsitzende Susanne Grabenhorst. Der Staffellauf
gegen Rüstungsexporte "Frieden geht" vom 21. Mai bis 2. Juni 2018 geht quer
durch Deutschland von Oberndorf am Neckar bis Berlin. An der Wegstrecke
passieren die LäuferInnen Rüstungsproduzenten und -exporteure, politische
Entscheidungszentralen und Behörden.

Weitere Informationen zum Staffellauf gegen Rüstungsexporte "Frieden geht"
unter:

www.frieden-geht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. März 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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TAGUNG/080: Berlin - Martin Luther King zum 50. Todestag, Evangelische Akademie zu Berlin 23.04.18


Evangelische Akademie zu Berlin

"Miteinander für die Freiheit aufstehen"

Martin Luther King zum 50. Todestag

Montag, 23. April 2018, 17:00 Uhr

AF 15/2018



Die Trennungen zwischen arm und reich, schwarz und weiß, Ausgrenzung
und Polarisierung prägen auch westliche Demokratien. Die USA sind nach
einem Jahr unter Präsident Trump zum Spiegelbild einer Entwicklung
nach innen und außen geworden, die gekennzeichnet ist durch
Unsicherheit und Unberechenbarkeit. Die demokratische Kultur in den
USA steht auf dem Spiel. Nicht erst seit den rassistischen Übergriffen
in Charlottesville mobilisieren Kirchen und die neue
Bürgerrechtsbewegung dagegen. Sie berufen sich dabei auch auf Martin
Luther King Jr., sein konsequentes Eintreten für Gleichberechtigung,
Freiheit und Gewaltlosigkeit. Die Auswirkungen der Entwicklungen in
den USA bei uns und für das transatlantische Verhältnis stehen im
Mittelpunkt der Veranstaltung. Es schließt sich ein Nachtgebet mit
Vertreter*innen der EKD und Gästen aus den USA zum Gedenken an den 50.
Todestag (4. April) von Martin Luther King Jr. an.

Kooperation mit: Evangelische Kirche in Deutschland (EKD),
Evangelische Kirchengemeinde am Weinberg, Sophienkirche

Leitung: Uwe Trittmann

Ort: Sophienkirche, Große Hamburger Straße 29/30, Berlin-Mitte

Eintritt: frei

Informationen und Anmeldung: 


Silke Ewe, Tel.: (030) 203 55 - 508, ewe@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/pol/miteinander-fuer-die-freiheit-aufstehen/

 * 

Quelle:

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstr. 53/54, 10117 Berlin

Silke Ewe, Tagungsorganisation, Homepagebetreuung,

Veranstaltungshinweise

Tel: +49 (0)30 20355-508, Fax: +49 (0)30 20355-550

E-Mail: ewe@eaberlin.de

Internet: www.eaberlin.de
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AUSSICHTEN/8213: Und morgen, den 13. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 13.03.2018 bis zum 14.03.2018 +++






[image: Jean-Luc 8213 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]
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MEMORIAL/179: Vor 50 Jahren ermordeten US-Soldaten über 500 Einwohner des Dorfes My Lai (Gerhard Feldbauer)


Vor 50 Jahren ermordeten US-Soldaten über 500 Einwohner des Dorfes My Lai

Noch heute sträubt sich die Feder, die sadistischen Verbrechen niederzuschreiben

von Gerhard Feldbauer, 12. März 2018



Über das Massaker der US-Army in My Lai ist schon viel geschrieben
worden. Aber man kann gar nicht oft genug der Opfer gedenken und daran
erinnern, welch sadistische Verbrechen damals begangen wurden und dass
US-Präsidenten sie nicht nur persönlich anordneten, sondern die Mörder
auch noch unbestraft davonkommen ließen.

Es war am 16. März 1968 gegen 7.30 Uhr, als Leutnant William Calley
mit seiner Kompanie in das Dorf My Lai (Vietnamesisch Son My) im
Norden Südvietnams einfiel. In ihrem Buch "Abels Gesichter. Vietnam.
Bilder eines Krieges" mit einem Beitrag von Gerhard Feldbauer
(Frankfurt/Main 1999) schilderten Gian Luigi Nespoli und Giuseppe
Zambon, was sich dann zutrug. Calley befahl, "den Feind aufzustöbern
und unverzüglich zu erledigen, aber auch die Hütten des Dorfes zu
verbrennen, alles, was sich bewegte, zu töten und jede Form von Leben,
auch die Lebensmittel, zu vernichten." Der Überfall auf My Lai war an
diesem Tag "die wichtigste der vorgesehenen Operationen" der
betreffenden Brigade. Deshalb begleiteten zwei Kriegsberichterstatter
Calleys Einheit: Der Journalist Five Jay Roberts und der Fotoreporter
Ronald L. Haeberle. Der Fotoreporter berichtete später im Prozess
gegen Calley: "Einige Soldaten hatten ein etwa 15jähriges Mädchen
gepackt und versuchten, ihm die Kleider vom Leibe zu reißen. Eine
ältere Frau, vielleicht die Mutter, begann, die Amerikaner anzuflehen,
wurde aber mit dem Gewehrkolben erledigt." Nespoli/Zambon zitieren
Haeberle, der eine ganze Reihe weiterer kaltblütiger Morde schilderte.

Andere Soldaten sagten aus: "Leutnant Calley entdeckte etwa 150
Personen, die sich in einem Graben versteckt hatten, in der Mehrzahl
Frauen und Kinder. Als einige von ihnen furchtsam aus ihrem Versteck
hervor kamen, mähte er sie erbarmungslos nieder und forderte seine
Soldaten auf, seinem Beispiel zu folgen. Es wurde geschossen, bis kein
Lebenszeichen mehr kam. Aber nachdem das Feuer eingestellt worden war,
erhob sich aus diesem Blutbad, fast wie ein Wunder, ein etwa
zweijähriges Kind, das verzweifelt weinend versuchte, in Richtung Dorf
zu laufen. Leutnant Calley packte es, warf es wieder in den Graben und
erledigte es mit seiner Waffe." Zeugenaussagen sprachen von Menschen,
die von Bajonetten und Messern verstümmelt in Blutlachen lagen. "GIs
hatten Ohren oder Köpfe abgetrennt, Kehlen aufgeschlitzt und Zungen
herausgeschnitten, Skalps genommen." Andernorts lagen "tote Frauen mit
aufgeschlitzter Vagina, in einem Fall hatten die Täter einen
Gewehrlauf eingeführt und abgedrückt."

Es gab einzelne Fälle von Verweigerungen der Mordbefehle. Bernd
Greiner schreibt in "Krieg ohne Fronten. Die USA in Vietnam" (Hamburg
2007), dass ein Gefreiter Maples es ablehnte, Zivilisten zu
erschießen. Leutnant Calley wollte ihn wegen Befehlsverweigerung
erschießen, ließ aber davon ab, als sich einige Soldaten schützend vor
ihren Kameraden stellten. Der Hubschrauberpilot Hugh Thompson vom 123.
Aviation Batallion der "Americal" Division, der mit seiner Crew beim
Überfliegen von My Lai die Ermordung von Zivilsten beobachtete,
landete, nahm einige Dorfbewohner auf und brachte sie in Sicherheit.
Es gab, so Greiner, vier weitere Fälle, in denen Bewohner von My Lai
von US-Soldaten gerettet wurden.

In My Lai wurde - wie Aussagen bestätigten - kein einziger Soldat der
FNL angetroffen. Die massakrierten Bewohner - offiziellen Angaben
zufolge wurden 128 "Feinde" getötet, nach Untersuchungen der FNL waren
es 502 Einwohner - waren allesamt Zivilisten, vor allem Alte, Frauen
und Kinder. Der Kommandeur des 1. Bataillons, Hauptmann Ernest L.
Medina, berichtete jedoch, es seien "69 Vietcong-Soldaten getötet"
worden. Im offiziellen Kriegsbulletin, das die New York Times
am 17. März 1968 veröffentlichte, hieß es: Die Soldaten "näherten sich
von entgegengesetzten Seiten den feindlichen Stellungen und mit
schwerem Sperrfeuer und unter Einsatz von Kampfhubschraubern
vernichteten sie die nordvietnamesischen Soldaten."

Zeugenaussagen in den USA riefen eine Welle der Proteste hervor.
Seymour Hersh nannte My Lai "ein Verbrechen im Stile der Nazis".
Jonathan Schell schrieb im New Yorker vom 20. Dezember 1969:
"Wenn wir uns daran gewöhnen, dergleichen hinzunehmen, gibt es nichts
mehr, was wir nicht hinnehmen." Ein Gericht musste sich schließlich
mit dem Verbrechen befassen. Als einziger wurde Leutnant Calley
angeklagt und verurteilt. Seine zunächst lebenslange Haftstrafe wurde
auf 20, dann auf zehn Jahre herabgesetzt. Schließlich wurde er auf
Weisung von Präsident Nixon im November 1974 freigelassen. Er hat
keinen einzigen Tag im Gefängnis gesessen, sondern nur unter
Hausarrest gestanden. In einem Interview, das der US-amerikanische
Journalist John Sack 1971 aufzeichnete, erklärte Calley: "Ich
verkörpere nur die Vereinigten Staaten von Amerika, mein Vaterland",
und bekannte: "Ich war gern in Vietnam".

My Lai war kein Einzelfall, wie Präsident Nixon während des Prozesses
der Weltöffentlichkeit einzureden versuchte. Es war gängige Praxis, um
die Bevölkerung Südvietnams davon abzubringen, den Befreiungskampf zu
unterstützen. Lieutenant Colonel David H. Hackworth,
Bataillonskommandeur der 9. Infantry Division, räumte ein, im
kriegerischen Alltag in Vietnam habe es "Tausende derartiger
Gräueltaten" gegeben. Viele Vorfälle wurden erst sehr spät bekannt,
andere bis heute nicht. Selten waren, wie in My Lai, Journalisten
dabei, die dann auch den Mut hatten, solche Massaker an die
Öffentlichkeit zu bringen. Denn wer aussagte, ging ein hohes Risiko
ein. Haeberle wurde als Lügner diffamiert. Der Hubschrauberpilot Hugh
Thompson, der als Zeuge gegen Calley aussagen wollte, aber nicht
zugelassen wurde, erhielt Todesdrohungen. Enthüllungen der FNL und der
DRV wurden in Washington als "kommunistische Gräuelpropaganda"
abgetan.


Präsident Johnson befahl: So weiter machen

Operationen wie in My Lai gingen auf direkte Weisungen des
Oberkommandierenden in Südvietnam, General Westmoreland, zurück, die
eine Reaktion auf die Tet-Offensive der FNL im Februar 1968 waren.
Darin wurde gefordert, "unterschiedslos das gesamte Terrain zu
neutralisieren". In die Provinz Quang Ngai, in der My Lai lag, wurden
zusätzlich 120 Experten für Aufstandsbekämpfung mit dem Auftrag
geschickt, "die Jagd auf Funktionäre, Helfer und Helfershelfer der
Guerilla zu forcieren". Sieben Monate nach My Lai forderte
US-Präsident Lyndon B. Johnson General Creighton Abrams, seit Sommer
1968 Nachfolger Westmorelands als Oberkommandierender, auf, mit
derartiger Unterdrückung jedes Widerstandes fortzufahren. "Ihr
Präsident und Ihr Land erwarten von Ihnen, dass Sie dem Feind ohne
Unterlass nachstellen. Gewähren Sie ihm nicht einen Moment der Ruhe.
Geben Sie es ihm wie gehabt. Lassen Sie den Feind den Druck all dessen
spüren, was Ihnen zur Verfügung steht." Die Armee wurde angewiesen,
enger mit der CIA und allen für das Programm "Phoenix" (der CIA zur
Liquidierung "Vietcong-Verdächtiger") zuständigen Stellen zu
kooperieren. Die Truppen erhielten, schrieb Greiner, "eine
beispiellose Handlungsfreiheit", die "einer Einladung zur
unbefristeten Willkür" gleichkam.

Der Weisung folgten die entsprechenden Taten. Unter dem Kommando von
Brigadier General Howard Harrison Cooksey von der "Americal" Division
wurden von Mitte Januar bis Anfang Februar 1969 in zwei Distrikten der
Provinz Quang Ngai zahlreiche Ortschaften niedergebrannt, 300 Bauern
exekutiert, 11.000 Bewohner zwangsweise umgesiedelt, 1.300 von ihnen
als Sympathisanten der Vietcong verdächtigt und ermordet. Addiert man
allein die Dutzenden, wohlbemerkt bekannt gewordenen, von Greiner
angeführten und akribisch belegten Operationen der systematischen
Ermordung von Zivilisten, darunter immer wieder vor allem Frauen und
Kinder, dann geht die Zahl in die Hunderttausend.


Barack Obama: "Die Ideale" verteidigt, "die wir als Amerikaner hochhalten"

Der demokratische Präsident der USA, Barack Obama, verkündete 2012 ein
auf 13 Jahre ausgerichtetes Vietnam War Commemoration
(Vietnamkriegsgedenken), in dem er erklärte, die US-Soldaten hätten im
Vietnamkrieg "als stolze Amerikaner die edelsten Traditionen unserer
Streitkräfte" repräsentiert und "die Ideale" verteidigt, "die wir als
Amerikaner hochhalten". Eine Verurteilung von Verbrechen wie in My Lai
fehlt, von einer Entschuldigung ganz zu schweigen. Daraus kann
eigentlich nur geschlussfolgert werden, dass sadistische Verbrechen
wie die in My Lai begangenen in diese hochzuhaltenden "edelsten
Traditionen" eingeordnet werden.

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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FERIEN/894: Bonn - Kreative Osterferien mit dem Kulturrucksack, 24. März bis 6. April 2018


Stadt Bonn

Kreative Osterferien mit dem Kulturrucksack



BN - Jede Menge spannende Workshops gibt es in den Osterferien beim
Kulturrucksack. Aktuell sind noch einige Plätze in der Zeit von
Samstag, 24. März, bis Freitag, 6. April 2018, für 10- bis 14-jährige
Bonnerinnen und Bonner frei.

Ihre Bühnentauglichkeit können die Kinder zum Beispiel im
Theaterprojekt "Peter Pan", das von Samstag, 24. März, bis Freitag, 6.
April 2018, vom Verein Kleiner Muck veranstaltet wird, testen. Eine
Anmeldung ist telefonisch unter 0228 - 97 37 56 0 sowie per E-Mail an
katrin.birkhoelzer@kleiner-muck.de möglich.

Im FabLab-Workshop von Montag, 26. März, bis Mittwoch, 28. März 2018,
geht es darum, Objekte zu entwerfen und mit dem 3D-Drucker
auszudrucken. Um Anmeldung wird unter der Telefonnummer 0228 - 77 54
04 oder der E-Mail an Stadtbibliothek.jugendbibliothek@bonn.de
gebeten. Von Montag, 26. März, bis Donnerstag, 29. März 2018, entsteht
im Projekt "Upcycling" Neues aus alten Materialien, u.a. aus alten
Fahrradschläuchen. Interessierte können sich beim Haus der Jugend
unter 0228 - 24 33 11 53 und haus-der-jugend.bonn@t-online.de
anmelden.

Bei einer Reise "Vom Korallenriff in die Tiefsee hinab!" können sich
die Teilnehmenden im Künstlerforum Bonn mit Malerei, Tanz und Video
beschäftigen. Der Workshop der Tanzkompanie bo komplex findet von
Dienstag, 27. März, bis Donnerstag, 29. März 2018, statt. Eine
Anmeldung ist unter der Mobilnummer 0177 - 56 26 77 4 und der E-Mail
an tanzkompaniebo-komplex@hotmail.de möglich.

Wer eine Theaterproduktion als Kulturreporter begleiten möchte, kann
sich noch auf die Warteliste beim Jungen Theater Bonn setzen lassen.
Die Glücklichen, die einen der begehrten Plätze ergattern, können dann
von Dienstag, 3. April, bis Freitag, 6. April 2018, Theaterluft
schnuppern. Um Anmeldung wird unter 0228 - 46 36 72 bzw. per E-Mail an
kulturrucksack@jt-bonn.de gebeten.

Bonn ist seit sechs Jahren Kulturrucksack-Kommune. Organisiert wird
das Programm vom Kulturamt der Stadt in Zusammenarbeit mit regionalen
Kultur- und Jugendeinrichtungen. Gefördert wird der Kulturrucksack
maßgeblich von der Landesregierung NRW. Weitere Informationen gibt es
unter www.bonn.de/@kulturrucksack. Bei Fragen und Anregungen können
sich Interessierte per E-Mail an kulturrucksack@bonn.de wenden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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LESUNG/1708: Braunschweig - Bilderbuchkino "Die Konferenz der Osterhasen" am 15.3.


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino in der Weststadt 



Braunschweig. Die Ostergeschichte "Die Konferenz der Osterhasen" von
Barbara van den Speulhof ist am Donnerstag, 15. März, um 16.30 Uhr,
als Bilderbuchkino in der Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek,
Rheinring 12, zu sehen. Eingeladen sind Kinder von drei bis sechs
Jahren und ihre Eltern. Im Anschluss kann gemalt werden. Der Eintritt
ist kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Es geht in der Geschichte um die jährliche Konferenz der Osterhasen.
Sie endet mit einer skandalösen Entdeckung. Ein kleiner rebellischer
Hase malt nämlich die Eier einfach so an, wie es ihm gefällt.

Die Zweigstelle Weststadt ist montags und donnerstags von 10 bis 18
Uhr geöffnet. Das nächste Bilderbuchkino findet am Donnerstag, 19.
April, statt.

Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6857.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MUSEUM/784: Münster - Kreative Architektur am 18. März 2018 


Stadt Münster

Kreatives im Mimi & Mitri Club



Münster (SMS) Kreativität können Kinder im Alter von sechs bis zwölf
Jahren beim Treffen des Mimi & Mitri Clubs am 18. März um 15 Uhr im
Stadtmuseum walten lassen. Auf alten Fotos der Stadt Münster sind noch
einige Plätze und Baulücken zu entdecken, die die Kinder mit
Collagetechnik als Architekten neu bebauen können. So entsteht eine
ganz neue Stadt Münster. Um eine verbindliche Anmeldung unter Tel. 02
51/49 2-45 03 oder E-Mail museum-info@stadt-muenster.de wird gebeten
(4 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 11. März 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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THEATER/1324: Hannover - Kinderoper "Ein sanfter Riese" am 15.04.18


Staatsoper Hannover

"Ein sanfter Riese"

Kinderoper von Stephen McNeff, ab 6 Jahren



Was tun, wenn kein Fisch mehr ins Netz geht? Die Schuld daran schieben
die Einwohner des Fischerdorfs dem Riesen zu, der auf einer Insel im
See lebt. Als die junge Miranda bei einem Bootsausflug ins Wasser
fällt, rettet sie der Riese vor dem Ertrinken. Vielleicht ist er doch
kein so schlechter Kerl? Als schließlich der gesamte See von grünem
Schleim bedeckt ist, weiß niemand mehr Rat. Doch dann hat der Riese
eine rettende Idee. Verspielt und zugleich behutsam erzählt Stephen
McNeffs Kinderoper eine Geschichte über Achtsamkeit und Toleranz,
Respekt vor der Natur und ihren Lebewesen.

VORSTELLUNG AM 15.04.18, BALLHOF ZWEI

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse April 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





THEATER/1323: Hannover - Kinderoper "Die drei Spinnerinnen", April-Termine 2018


Staatsoper Hannover - PREMIERE JUNGE OPER

DIE DREI SPINNERINNEN (UA)

MUSIKTHEATER VON GREGOR A. MAYRHOFER (2017) 

- FÜR ALLE AB 8 JAHREN

- TEXT VON KLAUS ANGERMANN NACH DEM GLEICHNAMIGEN MÄRCHEN

- AUFTRAGSWERK DER STAATSOPER HANNOVER

URAUFFÜHRUNG 06.04.18, 11:00 UHR, BALLHOF EINS



»Es war ein Mädchen faul und wollte nicht spinnen« - so beginnt das
Grimm'sche Märchen von den Drei Spinnerinnen. Typischerweise würde ein
solches Verhalten in einem Märchen bestraft - doch in dieser
Geschichte führen gleich zwei Lügen zum Happy End! Lüge Nummer Eins:
Als Mutter und Tochter besonders lautstark aneinander geraten, kommt
die Königin des Wegs. Das widerspenstige Kind sei nicht vom Spinnen
abzuhalten, erklärt die Mutter. Von so viel Fleiß entzückt, nimmt die
Königin das Mädchen mit auf ihr Schloss und verspricht ihm den Prinzen
zum Mann, wenn es einen großen Berg Flachs spönne. Retterinnen in der
Not sind dem ratlosen Mädchen drei hässliche alte Frauen, die ihre
Hilfe anbieten, wenn sie danach zur Hochzeit eingeladen werden. So
kommt es zu Lüge Nummer Zwei: Man lässt die Königin glauben, das
Mädchen habe die Tat in Rekordzeit vollbracht. Die Hochzeitsglocken
läuten, alle haben ihr Glück gefunden. Jenseits dieser simplen und
etwas zweifelhaften Botschaft des Märchens, dass der Zweck die Mittel
heilige, wirft das Musiktheater des jungen Komponisten Gregor A.
Mayrhofer die Frage auf, wie man sein Leben nach eigenen Wünschen
gestalten kann. Denn das »Spinnen« der Phantasie kann geheime Träume
wahr werden lassen - Und das kann durchaus genauso anstrengend und
wertvoll sein, wie am Spinnrad zu schuften.

MUSIKALISCHE LEITUNG Mark Rohde/Florian Groß

INSZENIERUNG UND KOSTÜME Neil Barry Moss

BÜHNE Katharina Laage

LICHT Erik Sonnenfeld

DRAMATURGIE Christopher Baumann

MUSIKTHEATERPÄDAGOGIK Eva-Maria Kösters

MÄDCHEN Ylva Stenberg 

KÖNIGIN Marlene Gaßner 

PRINZ Pawel Brozek 

MUTTER Ula Drescher 

DIE DREI SPINNERINNEN Gihoon Kim, Hyun Joong Kim, Yannick Spanier

Niedersächsisches Staatsorchester Hannover

Weitere April-Termine:

Mi 11.04.18 11:00 | Ballhof Eins

Do 26.04.18 11:00 | Ballhof Eins

So 29.04.18 15:00 | Ballhof Eins

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse April 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / FAKTEN





MELDUNG/360: Im Auge des Betrachters? Auch der Kunstbetrieb benachteiligt Frauen finanziell (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann -
08.03.2018

Im Auge des Betrachters? Auch der Kunstbetrieb benachteiligt Frauen
finanziell



Die neue Studie eines internationalen Forscherteams belegt, dass für
Kunstwerke von Künstlerinnen auf Auktionen bis zu 50% niedrigere Preise
erzielt werden als für Kunstwerke von männlichen Künstlern. Durch zwei
weitere Experimente konnte bestätigt werden, dass das Geschlecht eines
Künstlers eine entscheidende Auswirkung auf die Wertschätzung und deshalb
auf die Karriere der Künstlerinnen und Künstler hat.

Eine Studie, an der u.a. die University of Technology Sydney beteiligt
war, untersuchte mehr als eine Millionen Kunstauktionen der vergangenen
40 Jahre. Sie hat bestätigt, dass Arbeiten von weiblichen Kunstschaffenden
Preise erzielen, die durchschnittlich 50% unter den Arbeiten von Männern
liegen. Diese Ergebnisse bleiben auch nach Abzug der Autkionsergebnisse
der sogenannten "Stars" wie beispielsweise Leonardo da Vinci bestehen.

"Wir haben uns die Verkaufszahlen von 67000 individuellen Künstlern
angesehen. Auch wenn wir Verkäufe über der Eine-Millionen-Dollar-Marke
abgezogen haben - etwa die Rembrandts und die Picassos - gab es immer noch
einen Preisunterschied von 29% bei den weiblichen Künstlern", sagt
Assistenzprofessor Marco Pavone von der University of Technology Sydney.
"Unsere Ergebnisse enthüllen die kulturelle Voreingenommenheit
Künstlerinnen gegenüber und ihren Kampf um Anerkennung und angemessene
Verkaufspreise."

Die Wissenschaftler Professor Renée Adams von der University of New South
Wales, Professor Roman Kräussl von der Luxembourg School of Finance,
Assistenzprofessor Marco Pavone von der University of Technology Sydney
Business School und Professor Patrick Verwijmeren von der Erasmus School
of Economics untersuchten 1,5 Millionen Auktionsabwicklungen in 45 Ländern
zwischen 1970 und 2013. Sie haben einen Preisunterschied zwischen
Verkäufen der Werke weiblicher und männlicher Künstler von 47,6%
aufgedeckt.

Um den Einfluss des kulturbedingten Geschlechterverständnisses zu
verstehen, haben die Wissenschaftler die Auktionspreise in Verbindung mit
der weltweit vorherrschenden Geschlechterungleichheit gesetzt. Dabei wurde
auch darauf geachtet, wie viele Frauen in den Parlamenten und im
Bildungswesen vertreten waren. Sie konnten herausfinden, dass der
Preisunterschied in Ländern und Jahren mit höherer
Geschlechterungleichheit größer war, als in Ländern und Jahren mit
entgegengesetzten Tendenzen. Diese Erkenntnis legt nahe, dass das
kulturelle Geschlechterverständnis gegenüber Frauen eine entscheidende
Schlüsselrosse zu spielen scheint.

"Der Kunstauktionsmarkt hat einen entscheidenden Einfluss auf die Kariere
eines Künstlers, und die Kunstmärkte schmälern den Wert der Kunstwerke der
Künstlerinnen nur weil sie Frauen sind", so Professor Adams. Um die
weiteren Hintergründe der Preisunterschiede zu verstehen, führten die
Wissenschaftler zwei Experimente durch.

Im ersten Experiment wurden 1000 Menschen befragt. Sie sollten das
Geschlecht des Künstlers anhand von zehn Kunstwerken erraten, wobei die
Hälfte der Kunstwerke von Künstlerinnen waren. Anschließend sollten sie
die Kunstwerke auf einer Skala von 1-10 bewerten. Durch die Kombination
der Geschlechterbestimmung und der anschließenden Bewertung konnten die
Wissenschaftler herausfinden, ob die Geschlechtereinschätzung sich auf die
Wertschätzung der Kunstwerke auswirkt. Sie kamen zu dem Ergebnis, dass die
Teilnehmer nicht dazu in der Lage waren, das Geschlecht des Künstlers bzw.
der Künstlerin akkurat durch das bloße Betrachten der Kunstwerke zu
bestimmen. Arbeiten, die für das Werk von Künstlerinnen gehalten wurden,
wurden jedoch von den männlichen Teilnehmern geringer bewertet.

Im zweiten Experiment wurden 2000 Teilnehmer gebeten, Kunstwerke, die
willkürlich mit männlichen oder weiblichen Künstlernamen versehen wurden,
zu bewerten. Die Gemälde wurden durch mit künstlicher Intelligenz
betriebenen Anwendungen erstellt, um nicht falsche Namen mit realen
Kunstwerken zu kombinieren. Die Kunstwerke basieren auf umgestalteten
Fotografie-Arbeiten. Die meisten Teilnehmer bewerteten die Kunstwerke
gleichwertig. Die Teilnehmergruppe "Wohlhabend und regelmäßige
Kunstgaleriebesucher", also die, die auch am ehesten auf Kunstauktionen
mitbieten würden, bewerteten jedoch die Kunstwerke, die mit einem
weiblichen Namen versehen wurden, schlechter als die Kunstwerke der
vermeintlich männlichen Künstler.

"Diese Ergebnisse offenbaren die Anstrengung, der Künstlerinnen täglich
ausgesetzt sind, um die angemessene Wertschätzung für ihre Kunst zu
erhalten. Sie zeigen darüber hinaus auf, welche Veränderungen es geben
muss, um Gender Ungleichbehandlung in der Kunstwelt zu reduzieren und den
Erfolg der Künstlerinnen zu verbessern", so Professor Adams.


Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur Verfügung.

Weitere Informationen unter:

https://www.ranke-heinemann.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution705

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann,

Sabine Ranke-Heinemann, 08.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/359: Ägypten ist Brennpunkt für moderne arabische Kunst (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 09.03.2018

Ägypten ist Brennpunkt für moderne arabische Kunst



Moderne Kunst kam im 20. Jahrhundert hauptsächlich aus Europa nach
Ägypten und verbreitete sich von dort in weitere arabische Länder. Vor allem
herrschende Schichten importierten die europäischen Kunstwerke und legten
Sammlungen an. Scheich Hassan Bin Mohammed Al Thani, Gründer des Arab
Museum of Modern Art in Katar, vollzog in seiner Dissertation in
Kunstgeschichte an der Universität Bonn den Weg nach, wie sich im
vergangenen Jahrhundert erst allmählich eine eigene moderne Richtung
ägyptischer Künstler herausprägte. Die mit "valde laudabilis/sehr gut"
bewertete Dissertation wird demnächst veröffentlicht.

Hinsichtlich der Verbreitung moderner Kunstwerke in der arabischen Welt
war Ägypten ein Brennpunkt: Die Verbindungen Ägyptens zu Europa setzten im
späten 18. Jahrhundert ein, erste akademische Lehrer unterrichteten in dem
Land am Nil schon 1908. Eine künstlerische Bewegung institutionalisierte
sich dort vor anderen Ländern in der arabischen Welt. "Ägypten war während
des 20. Jahrhunderts das arabische Land, in dem die meisten Künstler
westlicher Art arbeiteten", sagt Scheich Hassan Bin Mohammed Al Thani.
"Das Spektrum der künstlerischen Produktion zeigte sich hier gegenüber
anderen Ländern überaus vielfältig." Deshalb lag es für Al Thani nahe, in
seiner Dissertation in Kunstgeschichte an der Universität Bonn die
Entwicklung der modernen arabischen Kunst am Beispiel Ägyptens zu
untersuchen.

Das 20. Jahrhundert lässt sich demzufolge generell in drei Abschnitte
einteilen: Bis zu den 1950er Jahren prägte die von Europa beeinflusste
Generation der Pioniere die moderne Kunst in Ägypten. Die nachfolgende
Künstlergeneration betonte dagegen stärker das nationale Moment. Die
dritte Generation wiederum wandte sich in einer Gegenbewegung gegen die
Vorgänger, bezog aber die Traditionen der Pioniere mit ein. Darüber hinaus
beeinflussten sich die Künstler des Mittelmeerraumes gegenseitig, was zu
einer besonderen Vielgestaltigkeit führte.

Während Künstler in Europa experimentierten, zeigte Ägypten eine
bemerkenswerte Stabilität. In den 50er Jahren erfolgte ein Wechsel in der
ägyptischen Gesellschaft mit vielen politischen und sozialen Änderungen.
Die Juni-Revolution von nationalistischen ägyptischen Offizieren sorgte
dafür, dass sich die reiche Klasse der Adligen, die Kunstwerke sammelte,
Künstler förderte und sich Europa verbunden fühlte, zurückzog. Darüber
hinaus verließ in den 1960er Jahren eine große Zahl ausländischer Künstler
das Land. "Das schwächte den direkten Kontakt zwischen ausländischen und
ägyptischen Kunstschaffenden", berichtet Al Thani.

Abstrakte Malerei als Gegenbewegung

Darauf folgte die sozialistische Orientierung Ägyptens mit Verbindungen
zur Sowjetunion. Als Gegenbewegung trat die abstrakte Malerei in den
Vordergrund, beginnend mit Mounir Canaan und Ramses Yunan 1962. Dieser
Strömung folgten mehrere Künstler. Sie verließen die surrealistische
Darstellung und gelangten zu ausschnitthaften Abstraktionen. "Dieser
abstrakte 'Hurufismus' führte aber auch zu einer Rückbesinnung auf die
Kalligrafie und bezog damit eine andere Tradition mit ein", sagt Al Thani.
Der ägyptische Kulturminister Tharwat Okasha gründete mehrere Museen und
legte Wert darauf, dass die Künstler in staatlichen Museen ausstellten, um
eine nationale Identität zu fördern. Die 70er Jahre sind geprägt vom Tod
Nassers und der darauf folgenden Westorientierung Ägyptens. Mit Farouk
Hosni wurde ein Künstler Kulturminister. Er ließ das Museum of Modern
Egyptian Art renovieren und 1991 wiedereröffnen. Er wendete sich 1989
gegen das Abhängen von Aktzeichnungen von Inji Aflatoun im Salon Al Nil.

"Für Ägypten als erstem sich der Moderne öffnendem Land im Nahen Osten hat
Hassan Bin Mohammed Al Thani in seiner Arbeit eine Fülle von Quellen
aufgespürt und ausgewertet, die dem Europäer zumeist verborgen sind und
dies mit den komplexen Verästelungen der mannigfachen Vereinigungen von
Künstlern und Institutionen und die prägenden Persönlichkeiten
dargestellt", sagt Prof. Dr. Heinrich-Josef Klein, der die Dissertation
betreute.

Scheich Hassan Al Thani: Sammler und Museumsgründer

Scheich Hassan Bin Mohammed Al Thani, 1960 in Doha (Katar) geboren, ist
ein Künstler, Sammler und Wissenschaftler. 1987 absolvierte er an der
Qatar University einen Bachelor in Geschichte, 1997 folgte ein
Masterabschluss in Geschichte an der Zakaziq University in Kairo und 2005
der Doktor in Geschichte zum Thema "Die historische Entwicklung des
modernen Katar 1811-1871" an der Ain Shams University in Kairo. Al Thani
begann 1986, Kunstwerke aus der arabischen Welt zu sammeln. 1994 eröffnete
er sein privates Museum. Mitte der 90er Jahre gründete Al Thani das "Arab
Museum of Modern Art", das nun unter anderen die von ihm gesammelten
Kunstwerke ausstellt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, Johannes Seiler, 09.03.2018
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AUSSTELLUNG/9404: Braunschweig - Karikaturen "Philibert und Fifi" vom Charrin, 15.3.-13.5.2018


Philibert und Fifi

Städtisches Museum zeigt Karikaturen des französischen

Zwangsarbeiters Charrin



Braunschweig. Das Städtische Museum zeigt im Haus am Löwenwall ab
Donnerstag, 15. März, bis 13. Mai die Ausstellung "PHILIBERT UND FIFI -
 Karikaturen des französischen Zwangsarbeiters P. Philibert Charrin im
Nationalsozialismus". Eröffnet wird sie am Mittwoch, 14. März, um 19
Uhr. Es sprechen der Museumsdirektor Dr. Peter Joch, Dr. Jürgen Müller
vom NS-Dokumentationszentrum der Stadt Köln und Dr. Lars Berg, Kurator
der Graphischen Sammlung des Städtischen Museums Braunschweig. Der
Eintritt zur Eröffnung ist frei.

Die Ausstellung umfasst Blätter Philibert Charrins (1920 - 2007), die
er während seiner Zeit als Zwangsarbeiter in einem Nazi-Arbeitslager
in den Jahren 1943 bis 1945 anfertigte: Über 80 Karikaturen,
Zeichnungen und Plakate, ergänzt um Originaldokumente aus seinem
Nachlass. Die Sammlungsausstellung "bitter und böse. Karikaturen der
Kaiserzeit von Rudolf Wilke" begleitet die Schau.

Schon früh befasste sich der französische Künstler Philibert Charrin
mit dem Nationalsozialismus. Er karikierte Hitler und Vasallen als
lächerliche Großmäuler. 23-jährig von den Nazis zur zivilen
Zwangsarbeit in der Steiermark und im Burgenland verurteilt, zeichnete
Charrin sich eine eigene Welt. So oft es ging, skizzierte er mit
spitzer Feder Lagerleben und -arbeit. Eine pfiffige Besonderheit der
Blätter ist das Strichmännchen "Fifi ", Charrins Alter Ego, das als
beobachtender Kommentator in den Zeichnungen auftaucht.

Einige Blätter musste Charrin verstecken, denn sie thematisierten
Widerstand oder Sabotage. Andere Darstellungen weisen eher
dokumentarischen Charakter auf und spiegeln den Alltag im Arbeitslager
wider: Sie zeugen von den widrigen, harten Lebens- und
Arbeitsumständen. Eines jedoch ist allen Zeichnungen in gleicher Weise
eigen: Der Humor, mit dem Charrin seine Welt sah - ein Humor, der für
ihn Freiheit bedeutete und der zuweilen ein Lachen bewirkt, das 'im
Halse steckenbleibt'.

Kurz nach Ende des Zweiten Weltkriegs wurden Charrins Zeichnungen
ausgestellt und publiziert. In den Folgejahren erlangte Charrin als
französischer Künstler mit seinen Gemälden und Collagen großes
Ansehen. Für seine Karikaturen als Zwangsarbeiter interessierte sich
zunächst niemand mehr, und Charrin selbst verschloss diesen
Lebensabschnitt in sich - bis kurz vor seinem Tod. Nach mehr als 70
Jahren entwickelte das NS-Dokumentationszentrum der Stadt Köln eine
Ausstellung zu diesem einzigartigen Schatz, der zum ersten Mal nach
1946 wieder in Gänze öffentlich zu sehen ist.

Aus eigenen Beständen zeigt das Städtische Museum Braunschweig
begleitend die Ausstellung "bitter und böse. Karikaturen der
Kaiserzeit von Rudolf Wilke". In seinen Karikaturen nimmt der
gebürtige Braunschweiger Künstler Rudolf Wilke (1873-1908) mit spitzer
Feder und bitterböser Ironie adelige Persönlichkeiten, die
Professorenschaft, Geistliche, Soldaten und Corpsstudenten der
Kaiserzeit aufs Korn. Mit nur wenigen Strichen gelingt es Wilke, den
Charakter seiner Figuren aufs Papier zu bringen. Er arbeitete
überwiegend mit Bleistift, Tusche und Deckfarben. Oft kombiniert er
die künstlerischen Verfahren und lässt raffinierte Mischtechniken
entstehen.

Erste Aufträge erhielt Rudolf Wilke für Karikaturen in den Blättern
"Die Geißel" oder "Über Land und Meer", ein illustriertes
Unterhaltungsblatt, das von 1858 bis 1923 wöchentlich in Stuttgart
erschien. Der Durchbruch gelang ihm schließlich 1896. In diesem Jahr
gewann Wilke den Wettbewerb, den die neugegründete Zeitschrift
"Jugend" für die Gestaltung eines Titelblattes ausgeschrieben hatte.
Wilke arbeitete für das bekannte Magazin, bis er 1899 zum gleichfalls
berühmten "Simplicissimus" wechselte.

Öffnungszeiten: Di - So 10 - 17 Uhr, Städtisches Museum Braunschweig,
Haus am Löwenwall, Steintorwall 14, 38100 Braunschweig, Tel.: (0531)
470 4521, E-Mail: staedtisches.museum@braunschweig.de,
www.braunschweig.de/museum

Eintritt: Erwachsene 5,00 Euro; Ermäßigung (für Schüler, Studierende,
Auszubildende, Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des
"Braunschweig Passes") 2,50 Euro; Kinder von sechs bis 16 Jahren 2,00
Euro; Schulklassen und Kinder bis sechs Jahren freier Eintritt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018

Stadt Braunschweig
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GLEICHHEIT/6592: Horst Seehofer kündigt Überwachung, Polizeistaat und Massendeportationen an


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Horst Seehofer kündigt Überwachung, Polizeistaat und Massendeportationen
an 

Von Christoph Vandreier

12. März 2018



Noch bevor Angela Merkel und ihr Kabinett am Mittwoch vereidigt werden, hat
Horst Seehofer (CSU) den reaktionären Charakter der neuen Regierung
bekräftigt. Der designierte Innen- und Heimatminister stellte in der
Bild am Sonntag einen "Masterplan für konsequentere Abschiebungen"
vor und kündigte massenhafte Überwachung und andere Polizeistaatsmaßnahmen
an.

Der aggressive Ton und die weitreichenden Pläne machen deutlich, dass sich
die Große Koalition auf die brutale Unterdrückung jedweder Opposition gegen
ihre Politik des Militarismus und der Sozialkürzungen vorbereitet.

Seehofers Pläne für die Massendeportation von Flüchtlingen gehen dabei noch
weit über das hinaus, was ohnehin schon im Koalitionsvertrag festgehalten
ist. Von Bild gefragt, wie er den Zustand ändern wolle, dass 2017
nur 24.000 der über 200.000 ausreisepflichtigen Migranten abgeschoben
worden seien, kündigt der CSU-Vorsitzende eine konzertierte Aktion für
Massendeportationen an.

"Ich werde mich sofort nach der Amtsübernahme mit allen Mitarbeitern und
den nachgeordneten Behörden zusammensetzen, um einen Masterplan für
schnellere Asylverfahren und konsequentere Abschiebungen zu erarbeiten",
erklärt Seehofer und fügt hinzu: "Die Zahl der Rückführungen muss deutlich
erhöht werden."

Für diese Pläne wären grundlegende Gesetzesverschärfungen notwendig. Denn
bei den 200.000 ausreisepflichtigen Migranten handelt es sich zum
allergrößten Teil um Menschen, die aus rechtlichen oder humanitären Gründen
geduldet sind, deren Abschiebung nach geltendem Recht also verboten ist.

Laut Bundesregierung waren Ende 2016 etwa die Hälfte der
Ausreisepflichtigen gar keine Flüchtlinge oder Asylbewerber, sondern etwa
Menschen, deren Visa ausgelaufen oder deren Ehen mit deutschen
Staatsbürgern geschieden worden sind. Von den Übrigen waren laut ProAsyl
2017 nur ein Drittel, also etwa 30.000 Menschen nicht geduldet, also akut
ausreisepflichtig. Dies kommt der Zahl von 24.000 tatsächlich Ausgewiesenen
sehr nahe.

Wenn Seehofer also die deutliche Erhöhung der Abschiebungen fordert, plant
er nichts Geringeres, als massenhaft Flüchtlinge abzuschieben, die einen
Duldungs- oder gar Aufenthaltsstatus haben, etwa weil ihnen Gefahr an Leib
und Leben droht. Die von ihm geführte bayrische Landesregierung hat sich
dieses Jahr schon an die Spitze der Abschiebungen nach Afghanistan
gestellt. Rechtliche Hindernisse werden systematisch beseitigt, indem etwa
Flüchtlinge, die nicht sofort alle Papiere beibringen können, wahllos als
"hartnäckige Identitätsverweigerer" eingestuft und abgeschoben werden. Das
soll nun massiv ausgeweitet werden.

Zudem kündigte Seehofer an, dass der Beschluss aus dem Koalitionsvertrag,
Internierungslager für Flüchtlinge zu schaffen, innerhalb weniger Monate
umgesetzt werde. "Das darf nicht ein Jahr oder länger dauern", so der
Minister. In solche Lager werden Flüchtlinge solange eingepfercht, bis über
ihren Asylantrag entschieden ist. Sie werden von der Gesellschaft
ausgeschlossen und grundlegender Rechte beraubt.

Diese brutalen Maßnahmen gegen die Schwächsten der Gesellschaft sind ein
Angriff auf alle Arbeiter. Wenn Menschen interniert und deportiert werden,
ohne dass sie sich etwas haben zu Schulden kommen lassen, schafft dies
einen Präzedenzfall, der sich gegen die demokratischen Grundrechte aller
richtet.

Daran lässt Seehofer keinen Zweifel. Er will einen "starken Staat", wie es
ihn in Bayern gebe, in ganz Deutschland etablieren. Dazu will er eine
"wirksame Videoüberwachung" an sämtlichen "Brennpunkten" in ganz
Deutschland einrichten, was auf die systematische Überwachung der gesamten
Bevölkerung hinausläuft.

Außerdem kündigt er 7500 neue Bundespolizisten sowie eine "null Toleranz"
Politik an. Als Nulltoleranzstrategie bezeichnet man ein Vorgehen der
Polizei, das auf einer massiven Erhöhung der Kontrolldichte und einem
harten Vorgehen schon gegen Bagatelldelikte basiert. Berühmt machte es der
New Yorker Bürgermeister und Rechtsaußen Rudolph Giuliani, der in der
Metropole die Strukturen eines Polizeistaats geschaffen hat.

Seehofers Ankündigung, bayrische Verhältnisse in ganz Deutschland zu
schaffen, ist in dieser Hinsicht eine ernste Warnung. Unter seiner
Regentschaft verabschiedete der Freistaat im Juli letzten Jahres das
weitreichendste Sicherheitsgesetz [1] in der bundesdeutschen Geschichte. Es
beinhaltet unter anderem die Möglichkeit, vermeintliche Gefährder zeitlich
unbegrenzt in Gewahrsam zu nehmen.

Menschen, die keinerlei Straftat begangen haben, können nach Gutdünken
eines Richters lebenslang eingesperrt werden. Dafür reicht schon, dass eine
"konkrete Wahrscheinlichkeit" für eine Straftat besteht, die sich aus dem
Verhalten der Person ergibt. Das ist nichts anderes als die 1933 von den
Nazis eingeführte "Schutzhaft", der innerhalb weniger Monate zehntausende
Führer der Arbeiterbewegung zum Opfer fielen.

Die Entscheidung, Seehofer zum Innenminister zu machen und dieses Ressort
unter anderem um den Bereich "Heimat" zu erweitern, war von Anfang an eine
bewusste Entscheidung der Groß-Koalitionäre. Der CSU-Vorsitzende ist als
Hardliner in der Innen- und Flüchtlingspolitik bekannt und soll einen
Polizeistaat schaffen, der in der bundesdeutschen Geschichte ohne Beispiel
ist. Das Interview in der Bild macht deutlich, wie rasch und
aggressiv er diese Politik umsetzen wird.

Seehofers weitreichende Pläne verdeutlichen den Charakter der Großen
Koalition. Die beiden Parteien, die die letzte Wahl krachend verloren haben
und über keine demokratische Legitimation verfügen, bilden eine Koalition,
die ein extrem rechtes Programm von Aufrüstung, Militarismus und
Sozialkürzungen verfolgt.

Dieses Programm trifft in der Arbeiterklasse auf breite Ablehnung. Die
Regierung stärkt den Polizeiapparat, greift demokratische Rechte an und
attackiert die Schwächsten der Gesellschaft, um jeden Widerstand zu
unterdrücken.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/07/22/schu-j22.html
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GLEICHHEIT/6591: Trumps Einfuhrzölle - Amerikas "Verbündete" drängen auf Ausnahmen


World Socialist Web Site
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Trumps Einfuhrzölle: Amerikas "Verbündete" drängen auf Ausnahmen

Von Nick Beams

12. März 2018



Die strategischen Verbündeten der USA suchen nach Möglichkeiten, wie ihre
Länder von den Einfuhrzöllen auf Stahl und Aluminium verschont werden
können, welche die Trump-Regierung unter Berufung auf die "nationale
Sicherheit" eingeführt hat.

Am Wochenende richtete sich die Aufmerksamkeit auf Europa.
EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström traf sich am Samstag in Brüssel mit
dem US-Handelsbeauftragten Robert Lightizer.

Das Treffen war keine direkte Reaktion auf Trumps Maßnahmen, sondern
bereits vor zehn Monaten vereinbart worden. Ursprünglich sollte u.a. über
Überkapazitäten auf den internationalen Stahlmärkten diskutiert werden,
doch nun zeichnete sich dort ab, wie beide Seiten im weiteren Verlauf
vorgehen werden.

Letzten Mittwoch drohte die EU, als Vergeltung Einfuhrzölle auf
amerikanische Exportprodukte (u.a. auf Bourbon-Whiskey und verschiedene
Lebensmittel) im Wert von 3,5 Mrd. Dollar einzuführen, falls die USA ihre
Maßnahmen in die Tat umsetzen.

Am Freitag sprach Malmström auf einer Podiumsdiskussion in Brüssel erneut
über die Trump-Regierung und betonte die strategische Beziehung zwischen
der EU und den USA: "Wir diskutieren schon seit einiger Zeit mit unseren
amerikanischen Freunden, um ihnen zu erklären, dass wir zwar ihre Bedenken
wegen Überkapazitäten in der Stahlindustrie teilen, dass dies aber nicht
die richtige Herangehensweise an das Problem ist."

Sie fuhr fort: "Und es ist sicherlich nicht richtig, Europa auch mit
einzubeziehen. Wir sind Freunde, wir sind Verbündete, wir arbeiten
zusammen, wir können unmöglich eine Gefahr für die nationale Sicherheit der
USA sein. Deshalb zählen wir darauf, dass wir davon ausgenommen werden."

Allerdings sieht es bisher so aus, als würde die EU nur eine Galgenfrist
erhalten. Der Direktor des Nationalen Handelsrats der US-Regierung Peter
Navarro, einer der einflussreichsten Befürworter der Maßnahmen, ist ein
erbitterter Gegner der chinesischen und deutschen Handelspolitik. Trump
selbst hatte zuvor gedroht, falls die EU Vergeltungsmaßnahmen ergreifen
würde, könnte er einen Einfuhrzoll auf europäische Autos erheben.

Malmström äußerte die Hoffnung, die EU werde von den Zöllen ausgenommen
werden. Andernfalls würden die EU und andere Länder die Zölle vor der
Welthandelsorganisation (WTO) anfechten: "Wir bereiten zusammen mit unseren
Mitgliedstaaten außerdem eine Liste von ausgleichenden Maßnahmen [d.h. die
Einführung von Zöllen auf amerikanische Güter] vor, die möglicherweise in
Kraft treten werden. Wir hoffen, dass es dazu nicht kommt. Niemand will
diese Situation verschlimmern, aber wenn wir es tun müssen, werden wir es
tun."

Der Kampf um Ausnahmen könnte die Kluft zwischen Großbritannien und dem
Rest der EU vergrößern, in der das Land trotz des Brexit-Votums noch
Mitglied ist. Es kam bereits zu Streitigkeiten, nachdem bekannt wurde, dass
Großbritanniens Außenhandelsbeauftragter Liam Fox nächste Woche nach
Washington reisen wird, um sich "stärkstmöglich für eine Ausnahme für
Großbritannien" einzusetzen.

Laut einem Pressebericht heißt es aus EU-Quellen, Brüssel würde es als
"Vertrauensbruch" und Verstoß gegen die Regeln der EU betrachten, wenn
Großbritannien günstigere Bedingungen aushandeln würde.

Fox erklärte im Fernsehen, Großbritannien befinde sich nicht in der
gleichen Lage wie die EU. "Wir produzieren hochwertigen Stahl, der
teilweise nicht in den USA hergestellt werden kann. Deshalb werden diese
Zölle die Stahlpreise dort nur erhöhen. Wir produzieren außerdem Stahl für
das amerikanische Militärprogramm, also ist es doppelt absurd."

Die Europäische Kommission hat jedoch erklärt, sie werde keine
Sonderbehandlung für Großbritannien oder irgendein anderes EU-Mitglied
dulden, das einen separaten Deal abschließt.

Jyrki Katainen, der als Vizepräsident der Kommission für Handelspolitik
zuständig ist, erklärte am Freitag: "Wir dürfen nicht akzeptieren, dass die
EU in unterschiedliche Kategorien aufgeteilt wird. Wir wollen keine
Spaltungen zwischen Mitgliedstaaten."

Bundeskanzlerin Angela Merkel erklärte, sie würde die Verhandlungen über
die Zölle der EU überlassen, allerdings sähe Deutschland die Maßnahme "mit
Sorge". Sie sprach sich für die geplanten Gegenmaßnahmen aus, erklärte
aber: "Ich glaube, dass der Gesprächskanal gepflegt werden sollte."

Auch Japan und Südkorea, die ebenfalls mit den USA verbündet sind, wollen
von den Zöllen ausgenommen werden. Besonders Südkorea befürchtet starke
Einbußen.

Der japanische Handels- und Industrieminister Hiroshige Seko erklärte am
Freitag auf einer Pressekonferenz: "Es ist äußerst bedauerlich, und ich
würde mich gerne dafür einsetzen, dass die Amerikaner für uns eine Ausnahme
machen. Von Vergeltungsmaßnahmen profitiert kein Land. Ich möchte die
notwendige Reaktion im Rahmen der WTO erörtern."

Südkorea hat kaum eine Chance darauf, von den Zöllen ausgenommen zu werden,
da es von den USA als Durchgangsland für billigen weiterverarbeiteten Stahl
aus China betrachtet wird.

Wer hofft, die WTO und ihre so genannte regelbasierte Ordnung könnte die
Entwicklung zu einem offenen Handelskrieg verhindern, verkennt die
Bedeutung des Kurswechsels, den die USA vollziehen.

Im Weißen Haus herrscht die Ansicht vor, dass das System der WTO den
Interessen der USA schadet. Diese Haltung ist keine Erfindung von Trump und
den Anhängern seiner "America First"-Politik. Sie kam bereits unter der
Obama-Regierung auf, die neue Rahmenbedingungen entwickeln wollte, um die
USA in den Mittelpunkt eines Netzwerks von Wirtschaftspakten wie der
Transpazifischen Partnerschaft (TPP) zu bringen.

Robert Zoellick, der unter George W. Bush Handelsbeauftragte der USA war,
wies am Freitag in einer Podiumsdiskussion über Handelsfragen in Brüssel
auf die weitreichenden Folgen einer Entscheidung der WTO zu Trumps
Maßnahmen hin.

Er erklärte: "Das Risiko ist: Entweder die WTO entscheidet, dass die EU
oder wer auch immer Recht hat und es nicht um nationale Sicherheit geht."

Und weiter: "Aber was passiert dann, wenn [Handelsminister] Wilbur Ross
oder sonst jemand sagt: 'Moment mal. In Genf können sie nicht entscheiden,
was für Amerikas nationale Sicherheit wichtig ist. Sollten wir überhaupt
Mitglied der WTO bleiben?' ... Oder, andersherum, die WTO sagt: 'Also gut,
wir lassen Staaten selbst über ihre nationale Sicherheit entscheiden.' Dann
wäre ein sehr großes Schlupfloch geschaffen."

Mit anderen Worten, die objektive Logik hinter dem Vorgehen der USA auf der
Grundlage der "nationalen Sicherheit" - die Verknüpfung von militärischen
und handelspolitischen Erwägungen - führt zu einem Zusammenbruch des ganzen
Handelssystems der Nachkriegszeit. Stattdessen würde wieder jeder gegen
jeden kämpfen. In den 1930ern hatte dies katastrophale Folgen und trug
maßgeblich zur Entstehung der Bedingungen bei, die zum Zweiten Weltkrieg
führten.

Der Widerstand aus den herrschenden Kreisen Amerikas gegen Trump Maßnahmen
entzündet sich nicht an deren katastrophalen Folgen für den Rest der Welt.
Ihnen geht es nur darum, dass sie eindeutiger darauf konzentriert sein
sollten, Verbündete für einen Konflikt mit China zu gewinnen.

Der Präsident des US Business Roundtable Josh Bolton, der unter George W.
Bush Stabschef des Weißen Hauses war, fasste diese Position in einem
Interview mit der Financial Times zusammen. "Sie beleidigen und
schädigen genau die Leute, deren Hilfe wir bei unserem Problem mit China
brauchen. Durch Ausnahmen würde eine sehr schlechte Entscheidung nur
geringfügig weniger schlecht werden. Alle schwerwiegenden Probleme aufgrund
der Entscheidung blieben bestehen."
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Internet: www.wsws.org
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GRASWURZELREVOLUTION/1735: Weiblich, unabhängig, radikal, charismatisch - Louise Michel (1830-1905)


graswurzelrevolution Nr. 427, März 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Weiblich, unabhängig, radikal, charismatisch


Louise Michels Memoiren ermöglichen einen Einblick in das Leben und
die Gefühlswelt der vielleicht einflussreichsten Anarchistin des 19.
Jahrhunderts

von Antje Schrupp



Louise Michel (1830-1905), Kommunardin und die wohl bekannteste
Anarchistin des 19. Jahrhunderts, ist gewissermaßen eine
Sehnsuchtsfigur der Revolte: weiblich, unabhängig, radikal und
charismatisch. Schon zu Lebzeiten wurde sie zur Ikone, als "rote
Jungfrau" besungen von Victor Hugo, als unbeugsame Gefangene gemalt
von Jules Girardet.

Hinter der Projektion die echte Person zu entdecken, ist niemals
leicht. In diesem Fall ist es aber besonders schwer, weil neben den
vielen Imaginationen über Louise Michel von ihr selbst kaum eigene
Texte überliefert sind. Sie war Aktivistin, nicht Autorin, sie
bevorzugte das gesprochene Wort vor dem geschriebenen.

Daher ist es kein Wunder, dass ihre Memoiren, die sie in den 1880er
Jahren im Gefängnis verfasste, von besonderem Interesse sind. Sie sind
allerdings auch keine ganz einfache Lektüre. Louise Michel schreibt
assoziativ, in Geschichten, springt bei der Schilderung von
Ereignissen in der Zeit vor und zurück, kurz: Sie liefert alles
Mögliche, aber eben genau keine kohärente Erzählung des eigenen
Lebens.

Immer wieder standen Herausgeber deshalb vor der Frage, wie sie dieses
Material aufbereiten sollen. Frühere Ausgaben haben meist versucht,
durch Kürzungen, Umstellungen und ergänzende Zusätze ein halbwegs
kohärentes Textgebilde zu schaffen, oft sogar, ohne das zu
kennzeichnen. Diese Neuausgabe greift hingegen so wenig wie möglich in
den ursprünglichen Text ein, hilft aber mit zahlreichenden
erläuternden Fußnoten beim Verständnis des Textes.

Was mehr als notwendig ist, denn Louise Michel schreibt für ein
zeitgenössisches Publikum, sie setzt also vieles an Informationen
voraus, das man heute gar nicht wissen kann.

Wer von der Lektüre "Memoiren" im üblichen Sinne erwartet, wird aber
nicht nur vom unsystematischen und assoziativen Schreibstil überrascht
sein, sondern möglicherweise auch vom Inhalt etwas enttäuscht. Denn
das, was viele wohl am meisten von Louise Michel hören wollen - eine
Analyse der Ereignisse der Pariser Kommune nämlich - fehlt fast
völlig. Das ist einerseits überraschend, andererseits aber vielleicht
auch nicht, weil Louise Michel zwar im nachhinein zur berühmtesten
Kommunardin stilisiert wurde. Zu jener Zeit selbst war sie aber
keineswegs die wichtigste. Anders als viele andere Kommunardinnen, die
aus feministischen oder sozialistischen Bewegungen kamen, hat sich
Michel eigentlich erst während der Kommune so richtig politisiert. Zur
Anarchistin ist sie auch erst später geworden, während der Kommune
selbst gehörte sie noch zum Flügel der Blanquisten.

Genauso wie ihr Lebensgefährte aus dieser Zeit, Théophile Ferré, der
nach der Kommune hingerichtet wurde. Auch über diese Beziehung - die
einzige heterosexuelle Liebesbeziehung Michels, von der wir wissen -
erfahren wir in den Memoiren kaum etwas, lediglich einige Hinweise zu
den Umständen von Ferrés unglücklicher Verhaftung.

Was ihre persönlichen Beziehungen betrifft, so sind Louise Michels
Memoiren vollständig von denen zu Frauen geprägt. An aller erster
Stelle steht dabei die Beziehung zu ihrer Mutter, die sich wie ein
roter Faden durch das gesamte Buch zieht. Das Verhältnis muss
außerordentlich eng gewesen sein, alles, was Michel über ihre Mutter
schreibt, ist von großer Zuneigung und Dankbarkeit geprägt. Aber noch
viele andere Frauen spielen Hauptrollen in Michels Erinnerungen:
Großmutter und Tanten, die Freundin, mit der sie nach Paris ging, die
Schulleiterin, bei der sie ihre erste Anstellung als Lehrerin fand und
mit der sie später selbst eine Schule gründete, ihre Schwägerin Marie
Ferré, später die Frauen, die mit ihr im Gefängnis waren oder ebenso
in die Verbannung nach Neukaledonien geschickt wurden. Insofern ist
das Buch auch ein wichtiges Dokument über Frauennetzwerke und ihre
Bedeutung zur damaligen Zeit.

Ergänzt wird der Band durch Abschriften von Zeitungsartikeln, Gedichte
und Prozessberichte. Auch solche Quellen machen die Lektüre natürlich
nicht unbedingt leichter, aber wenn man den Band einfach zum Schmökern
heranzieht ohne den Anspruch, jedes Detail sofort zu verstehen,
gewinnt man einen wirklich interessanten Einblick in das Leben und vor
allem in die Gefühlswelt der "echten" Louise Michel.



Louise Michel: Memoiren. Hrsg. von Jörn Essig-Gutschmidt. Klassiker
der Sozialrevolte, Band 27, Unrast Verlag, Münster 2017, 368 Seiten,
16 Euro, ISBN 978-3-89771-925-5

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 47. Jahrgang, Nr. 427, März 2018

Beilage libertäre buchseiten, S. 1

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2229: GroKo zum Vierten - Die Vorhaben im einzelnen


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3 · März 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

GroKo zum Vierten

Die Vorhaben im einzelnen

von der Redaktion



Die Schwarze Null dominiert alles. Bei Asyl und Umwelt gibt es eine
Rolle rückwärts, die Notstände bei der Rente und in der Pflege werden
nicht behoben, Prekarisierung und Privatisierung fortgesetzt, kleine
Verbesserungen wie die Wiedereinführung der paritätischen Finanzierung
der gesetzlichen Krankenversicherung greifen zu kurz. Hinzu kommt der
durchgängige Finanzierungsvorbehalt. Der Vertrag enthält
Ankündigungen. Das Regierungshandeln hängt dann von den Umständen und
Kräfteverhältnissen ab. Weitere Rechtsverschiebungen sind alles andere
als ausgeschlossen.


Asyl

Es gibt die Obergrenze, festgelegt auf 180.000-220.000 Zuwanderer
(inkl. Kriegsflüchtlinge, vorübergehend Schutzbedürftige,
Familiennachzügler, abzüglich der Rückführungen und freiwilligen
Ausreisen künftiger Flüchtlinge und ohne Erwerbsmigration). Zwar ist
diese Grenze rechtlich nicht bindend, aber die Bundesregierung setzt
auf Abschottung, Abschreckung und Abschiebung, um die Zahl
einzuhalten. Die Maßnahmen auf europäischer Ebene tun ihr übriges.

Die Familienzusammenführung für subsidiär Geschützte, bei denen unklar
ist, ob und wann sie zurückkehren können, bleibt ausgesetzt bis zum
1.8.2018. Danach ist der Zuzug auf 1.000 Personen im Monat begrenzt.
Nach welchen Kriterien sie ausgesucht werden, ist unklar. Hier
herrscht Willkür, weshalb wahrscheinlich nur wenige davon Gebrauch
machen können.

Zwar hat die Kanzlerin das Dublin-Verfahren (das Ersteinreiseland ist
zuständig) 2015 schon einmal für tot erklärt, das ist aber Schnee von
gestern. Volle Sozialleistungen gibt es nur im zugewiesenen
EU-Mitgliedstaat. Die Liste der sicheren Herkunftsländer wird um die
nordafrikanischen Staaten (ohne Libyen) erweitert. immerhin sollen
langjährig Geduldete, für die eine "dauerhafte Bleibeperspektive"
angenommen wird, besseren Zugang zu Ausbildung und Arbeit bekommen.

Alle Integrationsmaßnahmen werden konterkariert durch die Pflicht,
Asylbewerber in der Regel bis zu 18 Monate in zentralen sog.
AnKER-Einrichtungen unterzubringen, sie damit materiell äußerst knapp
und isoliert zu halten vom normalen gesellschaftlichen Leben. AnKER
sind zentrale Lager, in denen die Identität und das Alter festgestellt
und sowohl über die Aufnahme, die Verteilung wie auch über die
Ausweisung entschieden wird. Der Aufenthalt dort soll nicht länger als
18 Monate dauern, bei Familien mit minderjährigen Kindern sogar nur 6
Monate. Nur Asylsuchende mit guter Bleibeperspektive werden von dort
auf die Kommunen verteilt, die anderen werden abgeschoben. Die
Voraussetzungen für Abschiebehaft und Ausreisegewahrsam werden
gesenkt.

Für Hochqualifizierte, die die Unternehmer auf dem Arbeitsmarkt
gebrauchen können, soll es ein eigenes Gesetz geben.


Die zwei anderen Bedingungen des SPD-Parteitags:

- Angleichung der Ärztehonorare in der gesetzlichen und der privaten
Krankenversicherung - das war das, was nach den Sondierungsgesprächen
von der Forderung nach einer Bürgerversicherung übrig geblieben war.
Ist aber Essig, dazu gibt es jetzt nur eine Kommission, die bis Ende
2019 die Zeit vertun darf.

- Die sachgrundlose Befristung bleibt, wenn auch eingeschränkt auf 18
statt bisher 24 Monate und auf 2,5 Prozent der Belegschaft und nur bei
Firmen, die mehr als 75 Beschäftigte zählen. Darunter bleibt es beim
Alten.


Die Pflege

Ein Thema, das die Kanzlerin im Wahlkampf in Verlegenheit gebracht
hat. Genutzt hat es dennoch nichts. Gerade einmal 8.000 Pflegekräfte
sollen neu eingestellt werden, bei 13.000 stationären
Pflegeeinrichtungen ist das nicht mal für jede eine Kraft mehr. Eine
Ausbildungsvergütung für mehr Pflegekräfte ist bloß "angestrebt". Nach
Aussagen des Pflegepersonals selbst ist das Hauptproblem aber die
geringe Attraktivität der Arbeitsbedingungen, deshalb geben die
meisten nach zehn Jahren den Beruf auf.

Einziger Lichtblick: Auch für Krankenhäuser soll es jetzt einen
Personalschlüssel geben.


Arbeit

Es soll ein Rückkehrrecht von Teilzeit auf Vollzeit geben, jedoch nur
in Firmen mit mehr als 45 Beschäftigten und dort nur für einen von 15
Beschäftigten.

Für 150.000 Langzeitarbeitslose will die Bundesregierung einen
Zuschuss geben, damit sie in sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung kommen. Es gibt aber 900.000 Langzeitarbeitslose.

Prekäre Beschäftigung wird ausgeweitet, nicht eingedämmt.


Rente

Die gesetzliche Rentenversicherung wird weiter geschwächt und der
zunehmenden Altersarmut nichts entgegengesetzt.

Rentenniveau und Beitragssatz sollen bis 2025 festgeschrieben werden.
Das entspricht den Prognosen und korrigiert nicht die Tatsache, dass
seit 2003 das Rentenniveau um 10 Prozent gesunken ist. Nach 2025 ist
geplant, dass die Rente nochmal deutlich sinkt und die Koalition macht
keinen Vorschlag, wie dies zu verhindern ist.

Dafür hat Seehofer die Ausweitung der Mütterrente um ein drittes Jahr
durchgeboxt. Die Deutsche Rentenversicherung schlägt Alarm, weil sie
ebenso wie die Grundrente und die Erwerbsminderungsrente aus
Beitragsgeldern finanziert werden soll. Allein die Mütterrente II soll
3,4 Mrd. Euro kosten, zusammen mit der Mütterrente I wird die
Rentenkasse dadurch mit 10 Mrd. Euro belastet, die eigentlich aus
Steuermitteln fließen müssen.

Neu ist die sog. Grundrente für langjährige Geringverdiener: Wenn sie
35 Jahre lang Beiträge bezahlt haben und trotzdem nicht über die
Grundsicherung hinauskommen, sollen sie einen Aufschlag von 10 Prozent
des Grundsicherungsniveaus bekommen. Das ist aber eine
Fürsorgeleistung, d.h. es wird ihnen anderes Einkommen und Vermögen
(bis auf ein Schonvermögen von lächerlichen 5.000 Euro) angerechnet,
mit Ausnahme der Häuser und Wohnungen, in denen sie wohnen. Das werden
sich die Betroffenen dreimal überlegen, ob sie sich auf diese Weise
enteignen lassen. Zudem ist der Kreis derjenigen, auf die die
Bedingungen passen, nicht gerade groß.

Die private Rentenversicherung soll weiterentwickelt werden durch
Stärkung der Riesterrente.


Umwelt und Verkehr

Die Preisgabe des Klimaziels, bis 2020 40 Prozent der CO2-Emissionen
einzusparen, hat gleich am Anfang für große Empörung gesorgt. Die
Streckung des Ziels auf eine Reduktion von 55 Prozent bis 2030 ist
heiße Luft, solange keine konkreten Maßnahmen dafür ins Visier
genommen werden. Zwar wird erstmals in einem Koalitionsvertrag die
Notwendigkeit hervorgehoben, aus der Kohleverstromung auszusteigen,
doch einen Fahrplan dafür gibt es nicht. Nicht einmal auf die
Abschaltung der dreckigsten Kraftwerke in der angebrochenen
Legislaturperiode konnte man sich einigen.

Auch der Einsatz von Glyphosat soll "so schnell wie möglich" beendet
werden, aber ein Ausstiegsdatum gibt es nicht. So lässt sich das
Insektensterben nicht stoppen, wie der Vertrag verspricht.

Ein Mobilitätskonzept, das vom Individualauto wegführt, sucht man
vergebens. Dafür soll ein Beschleunigungsgesetz das Planen und Bauen
für Verkehr, Infrastruktur, Energie und Wohnen erleichtern. Im
Klartext: Die Einspruchsmöglichkeiten werden eingeschränkt.


Bildung

Als einziges Kapitel im Koalitionsvertrag wurde in den bürgerlichen
Medien der Abschnitt zur Bildung gelobt. Das Kindergeld und der
Kinderzuschlag sollen steigen, der Bund will Länder und Kommunen beim
Ausbau und der Qualitätssteigerung der Kinderbetreuung (Kitas u.a.)
mit Milliarden unterstützen. Doch nach Einschätzung des Paritätischen
Wohlfahrtsverbands ist die dafür zur Verfügung gestellte Summe von 3,5
Mrd. Euro zu gering, das Familienministerium hatte bislang 10 Mrd.
veranschlagt. Und das Geld soll für zuviele Sachen gleichzeitig
ausgegeben werden: für mehr Erzieherinnen, bauliche und technische
Maßnahmen, Gebührenentlastung der Eltern, Qualitätsverbesserung usw.

Für den Ausbau der Betreuung in den Grundschulen sind 2 Mrd.
vorgesehen, für den sog. Digitalpakt Schule 3,5 Mrd., für die
Einstellung von mehr Lehrerinnen und Lehrer nichts.

Die Anhebung des Kindergelds entlastet vor allem höhere
Einkommensgruppen. Familien mit kleinen und niedrigen Einkommen
oberhalb der SGB-II-Grenze werden kaum erreicht.


Wohnen

2020/2021 sollen 2 Mrd. Euro für den sozialen Wohnungsbau
bereitgestellt werden, nötig wären nach Berechnungen jährlich 3 Mrd.
Euro.


Repressionsapparat

Während die Pflegekräfte gerade mal Aussicht auf 8.000 Stellen mehr
haben, kann sich der Verfassungsschutz, dessen Treiben bislang nur als
nutzlos bis schädlich bezeichnet werden kann, über 15.000 Stellen mehr
freuen, je 7.500 beim Bund und bei den Ländern. Die Videoüberwachung
wird natürlich ausgebaut und es gibt auch mehr Polizisten.


Militär

Die Waffenexporte gehen weiter, sogar Altaufträge an aktuelle
Kriegsparteien wie Saudi-Arabien, das Krieg gegen Jemen führt, werden
abgearbeitet. Der Bundeswehreinsatz in Mali und Afghanistan wird
weitergeführt, die Mission im Nord-Irak wird sogar als erfolgreich
bezeichnet, obwohl sich der Krieg dort zu einem regionalen
Stellvertreterkrieg ausgeweitet hat.

Dem 2-Prozent-Ziel der NATO will man näher kommen - für Deutschland
bedeutet das eine Verdopplung der Militärausgaben! Die EU-Militärunion
soll ausgebaut, dafür soll eine bewaffnungsfähige Euro-Drohne
entwickelt werden. Die US-Atomwaffen, die in Deutschland gelagert
sind, will man nicht abschaffen.

Die Bundeswehr rekrutiert immer mehr minderjährige Jugendliche,
mittlerweile sind etwa 10 Prozent der jährlich neuen Rekruten unter
18. Der Koalitionsvertrag sagt dazu nichts.


Europa

Hier soll der Kurs EU-freundlicher werden - das hatte sich Schulz auf
die Fahnen geschrieben und das ist wahrscheinlich das einzig
Nennenswerte, was er durchgesetzt hat. Vor allem dieses Kapitel feiert
die Gewerkschaftsführung. In einer Pressemitteilung schreibt der DGB:
"Mit dieser Vereinbarung würde der unerträgliche Konkurrenzkampf bei
den Löhnen zwischen den europäischen Mitgliedsländern endlich
beendet." Der DGB stützt sich dabei auf die Tatsache, dass die
EU-Kommission derzeit Vorschläge zur Einrichtung einer Europäischen
Arbeitsbehörde sammelt, die die Mobilität von Beschäftigten in der EU
gerechter gestalten soll. Offenkundig hofft er, in der Bundesregierung
nun eine Verbündete zu haben.

Wenn das mal keine leere Hoffnung ist. Zwar ist die neue
Bundesregierung bereit, mehr Geld in den EU-Haushalt zu zahlen, und
für die Eurozone soll es auch einen Investitionshaushalt geben. Der
Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM) soll aber auch zu einem
"parlamentarisch kontrollierten Europäischen Währungsfonds" ausgebaut
werden, gleichzeitig wird die Leitfunktion des Stabilitäts- und
Wachstumspakts hervorgehoben.

 * 
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GEWERKSCHAFT/194: Tageszeitungsredaktionen streiken für mehr Geld (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
12. März 2018

Verleger, hört die Signale: Tageszeitungsredaktionen streiken für
mehr Geld



Berlin - Mehrere hundert Streikende aus Baden-Württemberg, Hessen und
Bayern demonstrieren heute in Stuttgart zur dritten Verhandlungsrunde für
die rund 13.000 Tageszeitungsjournalistinnen und -journalisten. Auch
in Nordrhein-Westfalen und Mecklenburg-Vorpommern werden die Streiks
fortgesetzt, mit denen bereits zum Wochenende der Druck auf den
Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) erhöht worden war,
ein verbessertes Angebot in der Auseinandersetzung um Gehälter und
Honorare vorzulegen. "Hört die Signale, Verleger: Die Kolleginnen und
Kollegen streiken, weil sie sich nicht mit einem Klacks unterhalb der
Inflationsgrenze abspeisen lassen. Sie wollen deutlich mehr Geld und
sie wollen den Nachwuchs überproportional daran beteiligt sehen.
Dafür legen sie heute die Arbeit nieder und protestieren gegen die
Abwertung ihres Berufs in einer Zeit, in der guter Journalismus zum
Erhalt der Demokratie wichtiger ist denn je", unterstrich der
Verhandlungsführer der Deutschen Journalistinnen- und
Journalisten-Union (dju) in ver.di, Matthias von Fintel.

Die dju in ver.di fordert für die fest angestellten und freien
Tageszeitungsjournalistinnen und -journalisten 4,5 Prozent mehr Geld,
mindestens aber 200 Euro für die Berufseinsteige. Der zu Ende 2017
gekündigte Gehaltstarifvertrag soll eine Laufzeit von 12 Monaten
haben.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Günter Isemeyer - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001
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Internet: www.verdi.de
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PREIS/2180: Deutscher FernsehKrimi-Preis für die ARD-Koproduktion "Das Verschwinden" (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. März 2018

FernsehKrimi-Festival Wiesbaden

Deutscher FernsehKrimi-Preis für die ARD-Koproduktion "Das
Verschwinden" 



ARD Degeto und Bayerischer Rundfunk freuen sich über die Auszeichnung
beim Deutschen FernsehKrimi-Festival Wiesbaden. Den Sonderpreis erhält
Hans-Christian Schmid für seine Gesamtleistung bei der Serie - Regie,
Buch und Produktion.

Die vierteilige Mini-Serie "Das Verschwinden" ist eine Koproduktion
mit ARD Degeto, BR, NDR, SWR und Mia Film. Produziert wurde die Serie
von der 23/5 Filmproduktion.


Jury-Begründung 

In der Jury-Begründung heißt es: "Die Miniserie 'Das Verschwinden'
besticht durch ihren atmosphärisch dichten Gesamteindruck, der sich in
der herausragenden schauspielerischen Qualität des Ensembles ebenso
zeigt wie in den präzisen Milieu- und Figurenbeschreibungen des
Drehbuches oder der stimmigen Ausstattung. Hans-Christian Schmid hat
eine eindrückliche Filmerzählung geschaffen, die als Ganzes ebenso in
Erinnerung bleibt wie in vielen Details."

Die Verleihung des Deutschen FernsehKrimi-Preises findet am
Freitagabend in Wiesbaden statt. Zehn Filme waren im Wettbewerb.


Inhalt: 

In Forstenau, einer Kleinstadt nahe der tschechischen Grenze,
verschwindet die zwanzigjährige Janine Grabowski (Elisa Schlott).
Während vieles darauf hindeutet, dass sie klammheimlich der Provinz
den Rücken kehren wollte, ist ihre Mutter Michelle (Julia Jentsch)
überzeugt, dass Janine etwas zugestoßen sein muss. Die
Vermisstenanzeige verschwindet allerdings schnell in den Akten der
Polizei. Niemand mag an ein Verbrechen glauben, nicht hier. So ist
Michelle gezwungen, sich auf eigene Faust auf die Suche zu machen. Je
mehr sie über ihre Tochter und deren Umfeld in Erfahrung bringt, desto
stärker stellt sich ihr die Frage, wie sehr ihr eigenes Verhalten in
der Vergangenheit dazu beigetragen hat, ein Netz aus Lügen und
Geheimnissen zu spinnen, in dem Janine nicht das einzige Opfer bleibt.


Informationen zur Serie:

Vierteilige Mini-Serie

Regie: Hans-Christian Schmid

Drehbuch: Bernd Lange, Hans-Christian Schmid

Darsteller: Julia Jentsch, Johanna Ingelfinger, Saskia Rosendahl,
Elisa Schlott, Mehmet Atesçi, Nina Kunzendorf, Sebastian Blomberg,
Caroline Ebner, Michael A. Grimm, Teresa Harder, Vedat Erincin,
Isabella Bartdorff, Godehard Giese, Stephan Zinner, Martin Feifel,
Golo Euler, Judith Engel u. a.

Redaktion: Sascha Schwingel , Claudia Grässel (ARD Degeto), Bettina
Ricklefs, Claudia Simionescu (BR), Christian Granderath, Sabine
Holtgreve (NDR), Kerstin Freels (SWR)

Produktion: 23/5 Filmproduktion (Produzenten: Britta Knöller und
Hans-Christian Schmid) in Koproduktion mit ARD Degeto, BR, NDR, SWR
und Mia Film (Ko-Produzenten: Michal Pokorný, Zbynek Pippal)

Die Serie "Das Verschwinden" wurde ab 22. Oktober 2017 im Ersten
ausgestrahlt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 9. März 2018
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MAGAZIN/845: WDR Quarks-Spezial - Wie wir die Meere retten können, 13.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Quarks-Spezial:

Wie wir die Meere retten können

Moderation: Ranga Yogeshwar

Dienstag 13. März 2018, 21:00 - 21:45 Uhr, WDR Fernsehen



Quarks trifft Menschen, die die Hoffnung nicht aufgeben und ihre
Arbeit dem Schutz der Meere widmen.

Die Folge 7 der BBC-Reihe "Der Blauer Planet" folgt ihnen auf ihren
abenteuerlichen Expeditionen. Ranga Yogeshwar stellt in dieser
besonderen Ausgabe von Quarks diese Geschichten vor.


Orcas vor Norwegen wieder zurück

Ende der 1960er Jahre hatte die Norwegische Fischindustrie die einst
riesigen Heringsbestände nahezu leer gefischt und damit auch Orcas und
anderen Walen ihre Nahrungsgrundlage entzogen. Doch eine angepasste
Fangquote, die Einrichtung von Schutzgebieten und eine strenge
Kontrolle zeigen heute Wirkung: Die Meeresbiologin Eve Jourdain
beobachtet, dass sich nicht nur der Heringsbestand erholt hat, auch
die Orcas sind wieder zurück.


Lauscht Nemo!

Die Korallenbänke in Südostasien sind die Artenreichsten der Erde.
Hier untersucht Meeresbiologe Steve Simpson, wie etwa Clownsfische
miteinander kommunizieren. Er beobachtet, dass Geräusche von Schiffen
und Booten sie verstummen lassen. Lärm ist unter Wasser noch eine
unterschätze Umweltverschmutzung.


Rettung für Lederschildkröten

Len Peters stammt aus einem Fischerdorf in Trinidad. Der Kühlschrank
seiner Eltern war immer reich gefüllt mit dem Fleisch von sogenannten
Suppenschildkröten. Lebend sind sie majestätische Tiere und die
größten ihrer Art: Lederschildkröten. Heute haben sich die Bestände
dank der Arbeit von Len Peters erholt, und Touristen kommen, um den
seltenen Landgang der Giganten zu bewundern.

 Redaktion im WDR: Anahita Parastar


"Der Blauer Planet" - Die Sendetermine im Ersten

Unbekannte Ozeane | 19. Februar 2018, 20:15 Uhr

Leuchtende Tiefsee | 26. Februar 2018, 20:15 Uhr

Fastzination Korallenriff | 5. März 2018, 20:15 Uhr

Auf hoher See | 12. März 2018, 20:15 Uhr

Unterwasserdschungel | 19. März 2018, 20:15 Uhr

Extremwelt Wüste | 26. März 2018, 20:15 Uhr

 * 

Quelle:

Programmtip vom 22. Januar 2018
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MAGAZIN/844: ZDF - auslandsjournal spezial "Das System Putin", am 14.03.2018 (ZDF)


auslandsjournal spezial: Das System Putin

Russland vor der Wahl

Mittwoch, 14. März 2018, 22.20 Uhr 

Inhalt:

– Sendetermin "Das System Putin" im ZDF

– auslandsjournal spezial: Das System Putin – Russland vor der Wahl

– Infos zum "auslandsjournal"

– Infos zu ZDFinfo



Mittwoch, 14. März 2018, 22.20 Uhr, ZDF
auslandsjournal spezial: Das System Putin
Russland vor der Wahl
Moderation: Antje Pieper

Produktion: ZDF
Redaktion: Anja Roth, Frederic Ulferts
Leitung der Redaktion: Katrin Helwich
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

auslandsjournal spezial: Das System Putin – Russland vor der Wahl

Unmittelbar vor der Präsidentschaftswahl reist Antje Pieper für ein "auslandsjournal spezial" durch Russland – ein Land, das Präsident Wladimir Putin fest im Griff hat. Warum wird Putin mit großer Sicherheit bald wieder gewählt? Auf diese Frage reagieren viele Russen nur mit Achselzucken – im Sinne von: "Wer soll es denn sonst richten, wenn nicht Putin? Wir haben keinen anderen."

Tatsächlich hat Putin vorgesorgt: Die russische Wirtschaft ist in großen Teilen verstaatlicht, die Opposition ausgeschaltet, die Medien unter der Kontrolle des Kreml – nichts und niemand kann ihm offenbar gefährlich werden.

Seit mehr als 15 Jahren lautet Putins Botschaft ans Volk: Ihr könnt niemandem trauen außer Wladimir Putin. Putin ist beim Volk beliebt – doch seine absolute Macht bekommt Risse. Die "Generation Putin", die nur ihn als starken Mann kennt, geht auf die Straße, verlangt Wandel, sucht neue Anführer, zum Beispiel in Person von Alexei Nawalny.

Die Opposition in Russland ist allerdings zerstritten, es gibt viele Meinungen und Stimmungsmacher. Manche leben in Angst vor Verfolgung und Repression. Andere sind vom Kreml geduldet, sind Sparringspartner für Putin im Wahlkampf. Wie das russische It-Girl Xenia Sobtschak. Ihre Chancen auf einen Wahlsieg – gleich Null. Eine Frau als Präsidentin? Undenkbar, im patriarchalischen russischen System.

Antje Pieper erkundet auch die russische Provinz – dort, wo sich das harte und einfache Leben oft seit hundert Jahren nicht verändert hat und über Politik nicht offen gesprochen wird. Das Misstrauen ist zu groß. Was die Menschen offenbar eint, ist ihr Vertrauen in einen starken Führer. Und das ist in Russland Wladimir Putin.

 * 

Infos zum "auslandsjournal"

Das "auslandsjournal" berichtet seit 1973 einmal wöchentlich im ZDF über Ereignisse außerhalb Deutschlands. Das Korrespondenten-Magazin liefert nicht nur Hintergrundinformationen zu aktuellen Ereignissen, sondern berichtet in spannenden Reportagen über Länder, Menschen, Abenteuer. Die pointierte Analyse, die persönliche Erzählweise, die stilistisch anspruchsvollen Geschichten und die Vielfalt an unterschiedlichen Beitragsformen von der Reportage bis zum investigativen Stück prägen das "auslandsjournal". Die erste Sendung des "auslandsjournal" war am 5. Oktober 1973.


außendienst

Mit dem "außendienst" hat das "auslandsjournal" seit Mai 2011 eine feste wöchentliche Rubrik, in der sich die Reporter auf "Abenteuer" in verschiedenen Ländern einlassen.


auslandsjournal – die doku

Korrespondentenbeiträge zu wichtigen außenpolitischen Themen, die im "auslandsjournal" in einer Länge von rund sechs Minuten laufen, werden seit 2013 anlassbezogen ergänzt durch "auslandsjournal – die doku", die am späten Abend das Thema in 30 oder 45 Minuten aufbereitet.


Zuletzt waren dort zu sehen:

Lis9
- "Revolte der Kinder – Der Anfang vom Ende der Apartheid" (8. Juni 2016)
- "Das Schicksal der Kinder von Aleppo – Neue Heimat Deutschland" (5. Mai 2016)
- "Die heimliche Revolution – Frauen in Saudi-Arabien" (4. Mai 2016)
- "An vorderster Front – Der Krieg gegen den IS" (12. Oktober 2016)
- "Geheimakte Kim Jong Un – Nordkoreas rätselhafter Führer" (25. Januar 2017)
- "Emmanuel Macron – Vom Wunderkind zum Präsidenten" (10. Mai 2017)
- "Hebron – Die zerrissene Stadt" (7. Juni 2017)
- "Erdogans neue Türkei – Ein Jahr nach dem Putschversuch" (12. Juli 2017)
- "Unterschlupf in Ungarn – Neue Heimat für Rechtsextreme" (15. November 2017)
- "Rätselhaftes Nordkorea – Reise durch ein abgeschottetes Land" (17. Januar 2018)
- "Im Kampf gegen den IS – Ist das Kalifat am Ende?" (24. Januar 2018)


auslandsjournal spezial

Zu besonderen Anlässen sendet das "auslandsjournal" zudem viermal im Jahr ein "auslandsjournal spezial", das sich in einer erweiterten Länge von 45 Minuten monothematisch einem Land widmet. Zuletzt war am 10. Januar 2018 das "auslandsjournal spezial" zu den "Spielen im Schatten der Bombe – Südkorea vor Olympia" zu sehen.


auslandsjournal extra

Im "auslandsjournal extra" in 3sat berichten immer freitags um 21.30 Uhr die ZDF-Korrespondenten aus aller Welt.

 * 


Infos zu ZDFinfo

Wissens-Dokus im "Fernsehen zum Mitreden" sind bei jüngeren Zuschauern weiter gefragt: ZDFinfo erreichte 2017 bei den Zuschauern gesamt einen Marktanteil von 1,2 Prozent – und steigerte seinen Marktanteil in der Gruppe der 14- bis 49-Jährigen auf 1,3 Prozent. Im Januar 2018 erreichte ZDFinfo einen Marktanteil von 1,3 Prozent bei den Zuschauern gesamt.

ZDF-Chefredakteur Peter Frey: "ZDFinfo spricht mit seinen informativen Dokumentationen weiter verstärkt ein jüngeres Publikum an. Das ist auch 2017 wieder hervorragend gelungen – und deshalb Antriebsfeder für die weitere Programmarbeit."

Die Wissensvermittlung bleibt der Markenkern des Digitalkanals, der mit langen Dokumentationsstrecken aus den Bereichen Zeitgeschichte, Gesellschaft, Politik und Wissenschaft erfolgreich ist.

Zur Entwicklung der Zuschauerzahlen von ZDFinfo

2016 hatte der Digitalsender gegenüber 2015 um 0,2 Prozent zugelegt. Der Sender erreichte damals sowohl bei den Zuschauern gesamt als auch in der Gruppe der 14- bis 49-Jährigen einen Marktanteil von 1,2 Prozent. Im Jahr 2015 erreichte ZDFinfo 1,1 Prozent Marktanteil bei den 14- bis 49-Jährigen und 1,0 Prozent bei den Zuschauern gesamt. 2014 lag der Marktanteil beim Gesamtpublikum und der Gruppe der 14- bis 49-Jährigen bei 0,9 Prozent. Beim Start 2011 hatte ZDFinfo lediglich 0,1 Prozent Marktanteil und ist seitdem kontinuierlich gewachsen. 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – März 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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REPORTAGE/486: WDR - Wenn Morde unentdeckt bleiben, 14.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Todesermittler - Wenn Morde unentdeckt bleiben

aus der Reihe "Die Story"

Ein Film von Maryam Bonakdar und Lucas Stratmann

Mittwoch, 14.03.2018, 22.10 - 22.55 Uhr, WDR Fernsehen



Kurz bevor sie eingeäschert werden soll, wird eine Leiche im Hamburger
Krematorium von einer Rechtsmedizinerin angehalten. Der Grund: bei der
Leichenschau hat ein Arzt einen natürlichen Tod bescheinigt. Alle
äußeren Zeichen der Leiche weisen aber auf eine andere Todesursache
hin. Der Fehler fällt erst jetzt auf. Ein Fall für Polizei,
Staatsanwaltschaft und Rechtsmedizin. Um die wahre Todesursache
herauszufinden, beginnen die Ermittlungen, die Leiche muss obduziert
werden.

Ein klassischer Fall von Fehldiagnose auf der Todesbescheinigung. Laut
einer aktuellen Studie der Uni Rostock sind gerade mal 2% aller
Bescheinigungen fehlerfrei. Rechtsmediziner sprechen in Deutschland
von 1.200 unentdeckten Tötungsdelikten pro Jahr. Erbmorde in Familien,
überforderte Pflegekräfte im Pflegeheim oder sogenannte Todesengel im
Krankenhaus - ein Tötungsdelikt kann jeden treffen. Besonders bei
Menschen im hohen Alter ist die Dunkelziffer hoch. Doch auch ärztliche
Behandlungsfehler oder Spätfolgen von Verkehrsunfällen können einen
nicht natürlichen Tod bedeuten und sich auf Versicherungsansprüche der
Angehörigen auswirken. Dass die Ärzte, die bei Verstorbenen die
Leichenschau durchführen, unter Stress stehen, ist lange bekannt: Sie
fühlen sich von Polizeibeamten und Angehörigen unter Druck gesetzt,
sind häufig schlecht in der Leichenschau ausgebildet und werden zu
gering bezahlt. Alle Beteiligten fordern dringende Reformen, doch seit
Jahrzehnten tut sich wenig bis nichts. Die Story fragt, warum.

Die Dokumentation begleitet den bekannten Hamburger Rechtsmediziner
Klaus Püschel und den Leiter der Todesermittlung des Hamburger LKA,
Uwe Chrobok, bei der Todesermittlung. In Bonn erzählt der
Rechtsmediziner Burkhard Madea einen Fall nach, bei dem er mit seinem
Team einen Mord aufgeklärt hat, nachdem ursprünglich von einem
Selbstmord ausgegangen war.

Der Film zeigt die Fehler, die Ärzte bei der Leichenschau machen und
thematisiert die Probleme, die daraus folgen. Braucht Deutschland auch
einen unabhängigen Leichenbeschauer, wie es ihn in England gibt? Oder
reicht das kürzlich in Bremen eingeführte System des qualifizierten
Leichenschauers?

 * 

Quelle:

Programmtip vom 8. März 2018
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FEATURE/986: Deutschlandfunk - Leben mit Personenschutz, 13.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vogelfrei

Leben mit Personenschutz

Von Rosvita Krausz

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Dienstag, 13. März 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Hamed Abdel-Samad, 45, ägyptischer Politikwissenschaftler, Historiker
und Publizist, verbreitet in Büchern, Fernsehbeiträgen und Talkshows
provokante Thesen zum Islam. Seine Bücher "Ist der Islam noch zu
retten?", "Mohamed - eine Abrechnung" oder "Der islamische Faschismus"
bescheren ihm seit Jahren Morddrohungen und Hassmails aus dem
gegnerischen Lager. Seitdem lebt Hamed Abdel-Samad unter Polizeischutz
und ist auf der Flucht. Auch die türkische Publizistin und
Rechtsanwältin Seyran Ates, 54, die mit ihrer liberalen Moschee für
weltweiten Aufruhr sorgte, muss neuerdings mit Personenschutz leben.
Die Autorin hat sie und andere Publizisten und Menschenrechtskämpfer
getroffen, die für ihre Meinungsfreiheit einen hohen Preis bezahlen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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FEATURE/985: Deutschlandfunk Kultur - Bewegte Arbeitspausen und Jogging-Portale, 13.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Bewegte Arbeitspausen und Jogging-Portale

Wie die Wirtschaft Mitarbeiter gesund halten und Kunden binden will

Von Elmar Krämer

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 13. März 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Unternehmen bestellen Personal-Trainier für die Mittagspause. Die
Belegschaften diverser Start-Ups gehen gemeinsam joggen, machen Yoga
oder Krafttraining. Besuche von Fitnessstudios dürfen als Arbeitszeit
abgerechnet werden - bringt das gesündere und geistig wachere
Mitarbeiter oder warum investiert die Wirtschaft in Körper und Geist
der Angestellten? Sportartikelhersteller gehen neue Wege der
Kundenbindung: Sportliche Stützpunkte mit großem Kursangebot,
kostenlose Lauftreffs in der ganzen Welt, professionelle Betreuung und
medizinische Beratung und das alles kostenlos? Sind die Produkte der
unterschiedlichen Firmen derart ähnlich, dass es einer Community
bedarf, um sich als Marke zu profilieren?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. März 2018
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HÖRSPIEL/1725: Deutschlandfunk Kultur - Krieger im Gelee Von Claudius Lünstedt, 14.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Krieger im Gelee

Von Claudius Lünstedt

DKultur 2016/59'30

Hörspiel

Mittwoch, 14. März 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Immer nach dem Fechtunterricht schaut sich der 14-jährige Mervin teure
Uhren in den Auslagen an. Seine Eltern können sich solche Geschenke
leisten und behüten ihren Sohn, der sich nach der weiten Welt und
Freundschaft sehnt. Eines Tages bekommt er ein Angebot. Am andern Ende
der Stadt sitzt Martin täglich acht Stunden auf seinem harten
Holzstuhl und kasteit sich mit Gedanken und geregelten Abläufen. Dann
läuft alles aus der Bahn.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2501: WDR 3 Städtekonzerte NRW - Philharmonie Südwestfalen, 13.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR 3 Städtekonzerte NRW - Philharmonie Südwestfalen

Henri Sigfridsson, Klavier; Philharmonie Südwestfalen, Leitung:
Charles Olivieri-Munroe

Aufnahme vom 23. Februar 2018 aus dem Apollo-Theater, Siegen

Moderation: Susanne Herzog

Dienstag, 13.03.2018, 20.04 - 22.00 Uhr, WDR 3



Alles mit links! Der finnische Pianist Henri Sigfridsson spielt ein
Konzert des ukrainischen Komponisten Sergei Bortkiewicz für die linke
Hand allein.

"Die linke Hand hat der rechten gegenüber vieles voraus", meinte schon
der Pianist und Komponist Leopold Godowsky. Das hat sich Henri
Sigfridsson nach einer Erkrankung seiner rechten Hand auf die Fahne
geschrieben und meistert sein Repertoire seitdem ausschließlich mit
links. Der Pianist Paul Wittgenstein, der im ersten Weltkrieg den
rechten Arm verloren hatte, hat viele Werke für die linke Hand in
Auftrag gegeben. Neben dem berühmten Klavierkonzert von Maurice Ravel
auch eines bei Sergei Bortkiewicz. Dabei entlockt die linke Hand dem
Klavier mit atemberaubender Virtuosität spätromantische Klangkaskaden.
Tschechische Klänge umrahmen das Klavierkonzert. Die Philharmonie
Südwestfalen und Charles Olivieri-Munroe eröffnen den Abend mit
Bedrich Smetanas "Moldau" und lassen ihn mit einem Märchen von Josef
Suk ausklingen.

Bedrich Smetana

Die Moldau, aus "Mein Vaterland"

Sergei Bortkiewicz

Konzert Nr. 2, op. 28 für Klavier für die linke Hand und Orchester

Josef Suk

Ein Märchen, op. 16

Redaktion: Wibke Gerking

Nach der Sendung: Das Konzert zum Nachhören im WDR 3 Konzertplayer

 * 

Quelle:

Programmtip vom 9. März 2018
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DER FILM/374: Braunschweig - Reihe "DOKfilm im Roten Saal" über Einsteins Nichten am 15. März


DOKfilm im Roten Saal über Einsteins Nichten 



Braunschweig. In der Reihe "DOKfilm im Roten Saal" zeigt das
städtische Kulturinstitut am Donnerstag, 15. März, um 19.30 Uhr, den
Film "Einsteins Nichten - Eine Geschichte von Verlust und Überleben"
von Friedemann Fromm. Eine telefonische Kartenbestellung im
Kulturinstitut unter 470-4848 oder online unter
www.braunschweig.de/dok wird empfohlen.

Der Film berichtet über die Suche der Wehrmacht nach Robert Einstein
in der Toskana im August 1944, einem Cousin und gleichzeitig engen
Freund von Albert Einstein, der 1933 in die USA geflohen war. Deutsche
ermorden Roberts Frau Nina und seine beiden Töchter Luce und Cici.
Albert Einsteins Großnichten, Lorenza und Paola, überleben. Nach über
70 Jahren kehren sie, begleitet von Dokumentarfilmer Friedemann Fromm,
zum ersten Mal an den Ort des Geschehens zurück und erzählen ihre
bewegende Geschichte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018
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AUGEN/467: Sehschärfenvorhersage bei feuchter altersbedingten Makuladegeneration (idw)


Klinikum der Universität München - 08.03.2018

Sehschärfenvorhersage bei feuchter AMD

Forscher der LMU-Augenklinik München können mittels Datenanalysen
zukünftige Sehschärfe von Patienten vorhersagen.



Künstliche Intelligenz (KI) wird in vielen Bereichen des täglichen Lebens
eine immer größer werdende Rolle spielen. Viele Experten sehen die Medizin
als einen der wichtigsten Bereiche für maschinelles Lernen und KI an. Die
Augenheilkunde nimmt hierbei eine Pionierrolle ein, da viele Daten zur
Verfügung stehen und vielfältige Auswertungen möglich sind. So können
Nerven und Gefäße untersucht werden, ohne dass ein Großgerät oder ein
invasives Vorgehen nötig wird. Die Einführung der Optischen
Kohärenztomografie (OCT) brachte viele neue Erkenntnisse über
Krankheitsverläufe. Sie bietet unter anderem die Möglichkeit, den
Therapieerfolg von Netzhauterkrankungen wie der feuchten altersbedingten
Makuladegeneration (AMD) mittels Anti-VEGF Medikamenten, wie Aflibercept
oder Ranibizumab, zu messen.

Vor der Einführung dieser Medikamente war eine feuchte AMD oftmals mit
einem Sehverlust bis hin zur Erblindung gleichzusetzen. Dabei sind
vielfach beide Augen betroffen. Mittels Injektion der oben genannten
Medikamente in den Glaskörperraum kommt es zu einem Rückgang von
neugebildeten, defekten und porösen Gefäßen sowie zu einem Rückgang der
Schwellung der Netzhaut im Sehzentrum mit einer signifikanten Verbesserung
der zentralen Sehschärfe. Es handelt sich meist um eine langfristige
Therapie, was Besuche in einer Augenklinik oder -praxis alle ein bis drei
Monate bedeutet. Es ist bekannt, dass eine derartige Therapie für
Patienten eine psychische Belastung darstellt, wenn auch in den meisten
Fällen eine Stabilisierung bzw. Verbesserung der Sehschärfe erreicht
werden kann.

Um frühzeitig im Behandlungsverlauf gegenüber den Betroffenen eine
Vorhersage über die Entwicklung ihrer Sehkraft geben zu können, haben
Forscher der Arbeitsgruppe der Augenklinik der LMU München mittels
maschinellem Lernen einen Algorithmus zur Sehschärfevorhersage bei
feuchter AMD trainiert. Dazu nutzten sie Daten der Patienten aus
vorangegangenen Untersuchungen. Diese Arbeit entstand in Zusammenarbeit
mit dem Lehrstuhl für Datenbanksysteme und Data Mining (Professor Volker
Tresp) der LMU München sowie mit ärztlichen Kollegen aus dem Moorfields
Eye Hospital, London. Basis dieser Prädiktion war die Smart Eye Database
der LMU-Augenklinik, die sowohl Untersuchungs- als auch Bilddaten von über
350.000 Patienten der Augenklinik der Universität München enthält. Die
Datenbank wird jede Nacht mit Daten des Vortages aus der elektronischen
Patientenakte sowie aus bildgebenden Verfahren aktualisiert. Für die
Vorhersagen wurden 41 Merkmale aus der Patientenakte und 124 Merkmale aus
den OCT-Untersuchungen analysiert.

Es konnte für den Vorhersagezeitraum von drei Monaten eine Genauigkeit von
5,5 Buchstaben und 8 Buchstaben für den Horizont von zwölf Monaten
erreicht werden. 5 Buchstaben entsprechen einer Zeile auf den bekannten
Sehschärfetafeln beim Augenarzt bzw. Optiker. Die Ergebnisse dieser Arbeit
sind vor kurzem im renommierten Journal "Ophthalmology" erschienen. Mit
dieser Studie ist die Arbeit aber noch nicht beendet. Die Forscher
erhoffen sich, dass unter Berücksichtigung von OCT-Bildeigenschaften, die
mittels Deep Learning (einer Spezialisierung des maschinellen Lernens)
erkannt werden können, eine noch präzisere Aussage möglich ist.


Literatur:

Predicting Visual Acuity by Using Machine Learning in Patients Treated for
Neovascular Age-Related Macular Degeneration

Markus Rohm, Volker Tresp, Michael Müller, Christoph Kern, Ilja Manakov,
Maximilian Weiss, Dawn A. Sim, Siegfried Priglinger, Pearse A. Keane,
Karsten Kortuem.
Ophthalmology, https://doi.org/10.1016/j.ophtha.2017.12.034
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RADIOLOGIE/300: Hochintensiver fokussierter Ultraschall bei der Behandlung von Bauchspeicheldrüsenkrebs (idw)


Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 08.03.2018

Hochintensiver fokussierter Ultraschall (HIFU)

G-BA bestätigt Effizienz bei Behandlung von Bauchspeicheldrüsenkrebs



In einem aktuellen Beschluss entschied der Gemeinsame Bundesausschuss
(G-BA), dass der ultraschall-gesteuerte hochintensive fokussierte
Ultraschall (HIFU) als Behandlungsmethode bei nicht chirurgisch
behandelbaren bösartigen Neubildungen des Bauchspeicheldrüsenkrebses
(Pankreas) eingesetzt werden kann. Die Deutsche Gesellschaft für
Ultraschall in der Medizin e.V. (DEGUM) begrüßt diese Entscheidung - denn
HIFU ist für diese Patienten eine effektive und oftmals die letzte Methode
zur Schmerzlinderung, wenn Medikamente versagen.

Auch das Tumorvolumen kann bei vielen Patienten durch diese
Ultraschall-Anwendung reduziert werden. Auf völliges Unverständnis seitens der DEGUM
stößt jedoch die Ablehnung des G-BA, den Stellenwert des HIFU bei anderen
Indikationen wie Leber-, Knochenmark- und Knochentumoren durch Studien zu
evaluieren.


Die Fünf-Jahres-Überlebensrate bei Bauchspeicheldrüsenkrebs beträgt etwa
sieben bis acht Prozent. In den meisten Fällen kann der Patient nur noch
palliativ behandelt werden. "Bei etwa 80 Prozent der Betroffenen ist die
Lebensqualität durch den Tumorschmerz deutlich bis massiv eingeschränkt",
betont Professor Dr. med. Holger Strunk, Oberarzt der Radiologischen
Universitätsklinik Bonn. "Im Verlauf der Erkrankung werden diese Schmerzen
häufig sogar therapieresistent. Den Patienten hilft dann keine
Schmerzmedikation mehr." Untersuchungen aus Deutschland und dem
ostasiatischen Raum zeigen, dass der Einsatz von HIFU in etwa 80 Prozent
der Fälle zur Schmerzlinderung bei den Betroffenen führt. "Wir begrüßen
daher die G-BA-Entscheidung, dass HIFU bei diesen Patienten eingesetzt
werden kann", so Strunk.

Auch das Tumorvolumen kann durch diese Behandlung bei etwa zwei Drittel
der Patienten signifikant verkleinert werden. Experten vermuten, dass HIFU
nicht nur einen symptomatischen Nutzen hat, sondern dass diese Methode
möglicherweise auch das Überleben positiv beeinflusst. "Hierzu fehlen uns
noch weitere klinische Untersuchungen, doch erste Ergebnisse zeigen, dass
HIFU ein großes Potential in der Tumorentfernung haben könnte", erklärt
Strunk. Diese Ultraschall-Technik bietet Anwendern und Patienten viele
Vorteile: Die Behandlung erfolgt wenig invasiv - und ruft dadurch in der
Regel nur geringe Nebenwirkungen hervor. Im Gegensatz zum diagnostischen
Ultraschall bündelt der Ultraschallkopf beim HIFU die hochenergetischen
Schallwellen wie bei einem Hohlspiegel in einem Brennpunkt innerhalb des
menschlichen Körpers. Durch die Absorption der Ultraschallwellen entsteht
Wärme, die das Gewebe im Fokus des HIFU auf bis zu 80 Grad erhitzt. Bei
diesen Temperaturen gerinnt das Eiweiß und die Zellen des Tumors sterben
ab.

"Ein weiterer großer Vorteil ist, dass sehr präzise gearbeitet werden kann
und auch Tumore in der Nähe von Blutgefäßen behandelt werden können",
ergänzt Strunk. "Da keine Nadeln, Sonden oder ähnliches eingebracht werden
müssen, besteht zudem keine Gefahr einer Blutung oder der
Tumorzellverschleppung, wie sie bei anderen Verfahren durch den Stichkanal
vorkommen kann." Der G-BA hat auch überprüft, ob Studien vorliegen, die
den Stellenwert des HIFU bei anderen Erkrankungen belegen. Da dies aber
ein relativ neues Verfahren ist, gibt es jedoch bisher nur zu wenigen
Krankheitsbildern Studien, wie eben zum Pankreaskarzinom, dem
Leberzellkarzinom und dem Gebärmuttermyom. Nichtsdestotrotz könnten
zukünftige Untersuchungen auch hier weitere Indikationen aufzeigen. Auf
völliges Unverständnis seitens der DEGUM stößt daher die Ablehnung des
G-BA, den Stellenwert des HIFU bei anderen Indikationen wie Leber-,
Knochenmark- und Knochentumoren oder der Endometriose, einer gutartigen
Wucherung von Gewebe der Gebärmutterschleimhaut, durch Studien zu
evaluieren.

"Mag ja sein, dass zukünftige Studien aufzeigen, dass es hier für den HIFU
keinen Stellenwert gibt. Doch viele Patienten mit diesen Erkrankungen
profitieren nachweislich von einem Einsatz des HIFU. Gerade bei der
palliativen Behandlung von Knochenmetastasen am peripheren Skelett könnte
HIFU zunehmend an Bedeutung gewonnen", erklärt Strunk. "Nur weil derzeit
keine deutschen Studien vorliegen, kann man doch nicht a priori weitere
Studien ausschließen. Was ist das für ein Verständnis von Wissenschaft.
Hier müssten unbedingt weitere klinische Studien zur Untersuchung des
langfristigen Nutzens dieser Methode erfolgen", so der DEGUM-Experte.

Quellen:

https://www.bibliomedmanager.de/nachrichten/politik/detailansicht/34463-g-ba-krankenkassen-contra-patienten/

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC5376281/

https://www.aerzteblatt.de/archiv/186344/Hochintensiver-fokussierter-Ultraschall-HIFU-(1)-Erste-standardisierte-Studien-laufen


Über die DEGUM: 

Die Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin
(DEGUM) bietet ein Forum für den wissenschaftlichen und praktischen
Erfahrungsaustausch auf dem Gebiet des medizinischen Ultraschalls. Sie
vereint rund 10 000 Ärzte verschiedener Fachgebiete, medizinische
Assistenten, Naturwissenschaftler und Techniker. Ultraschalldiagnostik ist
heute das am häufigsten eingesetzte bildgebende Verfahren in der Medizin.
Ultraschallanwendern bescheinigt die DEGUM eine entsprechende
Qualifikation mit einem Zertifikat der Stufen I bis III.
DEGUM-zertifizierte Ärzte finden Patienten im Internet unter: www.degum.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.degum.de
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FORSCHUNG/3802: Wie die Zellstruktur das Immungedächtnis orchestriert (idw)


Universität Basel - 08.03.2018

Wie die Zellstruktur das Immungedächtnis orchestriert



Bei jeder Infektion oder Impfung bilden sich Gedächtniszellen, mit denen
sich der Körper an den Erreger erinnert. Diese Erkenntnis ist
jahrzehntealt - doch strukturell fassen liess sich das zelluläre
Immungedächtnis bisher nicht. Forschende von Universität und
Universitätsspital Basel haben nun eine mikroanatomische Region in
Gedächtniszellen identifiziert, die ein rasches Funktionieren in den
ersten Stunden der Immunantwort ermöglicht, berichten sie in der
Fachzeitschrift «Immunity».

Das Abwehrsystem des menschlichen Körpers erinnert sich an krankmachende
Erreger und kann bei erneutem Kontakt viel schneller reagieren. Impfungen
sind ein Paradebeispiel dafür, wie uns das Immungedächtnis vor
Infektionskrankheiten schützen kann. In seiner Funktion und seiner Wirkung
ist das immunologische Gedächtnis damit gut fassbar - der Mensch bleibt
gesund, obwohl er dem Erreger ausgesetzt ist. Doch spezifische zelluläre
Strukturen, die das Immungedächtnis ermöglichen, blieben bislang
verborgen.

Forschende einer internationalen Gruppe um Prof. Dr. Christoph Hess vom
Departement Biomedizin von Universität und Universitätsspital Basel haben
nun eine Struktur gefunden, die das rasche Immungedächtnis bestimmter
Abwehrzellen (CD8-T-Zellen) ausmacht: Diese wichtigen Gedächtniszellen
verfügen über zahlreiche Verbindungen zwischen Mitochondrien - den
Kraftwerken der Zelle - und dem sogenannten endoplasmatischen Retikulum,
dem Ort der Eiweissproduktion.

Rasche Immunantwort

An diesen Verbindungen wird die rasche Immungedächtnis-Antwort
buchstäblich «orchestriert», so die Forschenden. Die Gedächtniszellen
konzentrieren hier all jene Signalübertragungs-Moleküle und Enzyme, die
für eine schnelle Immunantwort des Körpers nötig sind - und sind damit
bereit, wenn der Organismus erneut dem krankmachenden Erreger ausgesetzt
ist. So kann der Körper rasch vor dieser Infektion geschützt werden.

«Ein präzises Verständnis der Strukturen, die das Immungedächtnis
ausmachen, ist eine wichtige Grundlage dafür, die Immunantworten in
Zukunft gezielt zu stärken - etwa bei Impfungen und in der Krebsbekämpfung
- oder zu dämpfen, wie etwa bei Autoimmunerkrankungen. Es ist
faszinierend, wie auch hier der von Louis Sullivan 1896 geschriebene
Grundsatz gilt 'Form ever follows function'», kommentiert Studienleiter
Christoph Hess die Resultate.


Originalbeitrag

Glenn R. Bantug, Marco Fischer, Jasmin Grählert, Maria L. Balmer, Gunhild
Unterstab, Leyla Develioglu, Rebekah Steiner, Lianjun Zhang, Ana S.H.
Costa, Patrick M. Gubser, Anne-Valérie Burgener, Ursula Sauder, Jordan
Löliger, Réka Belle, Sarah Dimeloe, Jonas Lötscher, Annaïse Jauch, Mike
Recher, Gideon Hönger, Michael N. Hall, Pedro Romero, Christian Frezza,
and Christoph Hess

Mitochondria-Endoplasmic Reticulum contact sites function as
immunometabolic hubs that orchestrate the rapid recall response of memory
CD8 T cells

Immunity (2018), doi: 10.1016/j.immuni.2018.02.012

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.unibas.ch/de/Aktuell/News/Uni-Research/Wie-die-Zellstruktur-das-Immungedaechtnis-orchestriert.html
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GENETIK/127: Vererbte Mutation führt zur Überproduktion von körpereigenem Erythropoetin (idw)


Universität Basel - 08.03.2018

Vererbte Mutation führt zu EPO-Überproduktion



Eine neu entdeckte vererbte Genmutation ist für eine erhöhte Produktion
von körpereigenem Erythropoetin (EPO) im Blut verantwortlich. Durch diese
Mutation wird eine Boten-RNA, die normalerweise nicht an der Bildung eines
Proteins beteiligt ist, so umprogrammiert, dass sie EPO produziert und die
Anzahl roter Blutkörperchen krankhaft ansteigen lässt. Das berichten
Forscher vom Departement Biomedizin der Universität Basel und des
Universitätsspitals Basel im «New England Journal of Medicine».

Bei Patienten, die an Erythrozytose leiden, ist die Masse der roten
Blutkörperchen (Erythrozyten) aussergewöhnlich hoch. Ausgelöst wird die
Krankheit meist durch eine genetische Störung im Knochenmark, die zu einer
vermehrten Produktion von roten Blutkörperchen führt.

Forscher der Universität Basel und des Universitätsspitals Basel haben nun
die erste Mutation im EPO-Gen bei einer Familie identifiziert, die an
einer erblich bedingten Erythrozytose leidet. An der Studie beteiligten
sich 10 erkrankte Familienmitglieder aus vier Generationen.

Mittels einer genomweiten Verknüpfungsanalyse und Gensequenzierungen
entdeckten die Forscher, dass bei allen Familienmitgliedern eine Base im
EPO-Gen fehlt. Da das EPO-Hormon die Produktion von roten Blutkörperchen
steigert, lag die Vermutung nahe, dass diese Mutation
krankheitsverursachend ist.

Überproduktion statt Ausfall

Allerdings standen die Forscher anfänglich vor einem Rätsel. Diese
Mutation müsste eigentlich zum Funktionsverlust des EPO-Gens führen, weil
sich durch das Fehlen der Base das Leseraster des genetischen Codes
verschiebt und infolgedessen kein EPO-Protein mehr gebildet werden kann.
Tatsächlich ist die Konzentration des EPO-Hormons im Blut der Patienten
aber messbar erhöht statt vermindert.

Die Erklärung fanden sie mithilfe der CRISPR-Methode, mit der die Forscher
Zellen erzeugen konnten, welche die EPO-Mutation tragen. Im EPO-Gen gibt
es eine zweite, versteckte Boten-RNA, die normalerweise nicht an der
Bildung eines Proteins beteiligt ist. Wie sie zeigen, führt die Mutation
zu einer Verschiebung des Leserasters auch in dieser zweiten Boten-RNA,
diesmal aber so, dass vermehrt biologisch aktives EPO-Hormon produziert
wird.

«Der Mechanismus ist raffiniert», kommentiert Studienleiter Prof. Radek
Skoda vom Departement Biomedizin der Universität Basel. «Die Mutation
programmiert das Genprodukt so um, dass es eine neue Funktion erhält und
zur Überproduktion von EPO missbraucht wird.» Mit Folgen für die
Patienten, die wegen der erhöhten roten Blutmasse unter Kopfschmerzen und
Schwindel leiden.

Mutationen im EPO-Gen sollten künftig bei der Suche nach den Ursachen der
erblichen Erythrozytose berücksichtigt werden, schreiben die Forscher im
«New England Journal of Medicine».


Originalbeitrag

Jakub Zmajkovic, Pontus Lundberg, Ronny Nienhold, Maria L. Torgersen,
Anders Sundan, Anders Waage, and Radek C. Skoda

A Gain-of-Function Mutation in EPO in Familial Erythrocytosis

The New England Journal of Medicine (2018), doi: 10.1056/NEJMoa1709064

Weitere Informationen finden Sie unter
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HERZ/1038: Kardiologen widersprechen IQWiG - Telemonitoring ist sinnvoll (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 08.03.2018

Kardiologen widersprechen IQWiG: Telemonitoring ist sinnvoll

Fachleute der Deutschen Gesellschaft für Kardiologie fordern die
Politik auf, die Fernüberwachung schwer kranker Herzpatienten zu
ermöglichen



Düsseldorf - die Arbeitsgruppen Telemonitoring (AG 33) und
Rhythmologie (AG 1) der Deutschen Gesellschaft für Kardiologie �
Herz- und Kreislaufforschung e.V. (DGK) widersprechen der am 28.
Februrar 2018 veröffentlichten Einschätzung des Instituts für
Wirtschaftlichkeit und Qualität im Gesundheitswesen (IQWiG), die den
Nutzen der Anwendung von Telemonitoring über implantierte
Defibrillatoren (ICDs) und Resynchronisationssysteme (CRT) bei
ventrikulärer Tachyarrhythmie und bei Herzinsuffizienz verneint.
"Stattdessen sollten Gesundheitspolitiker, ärztliche Fachexperten und
Kostenträger gemeinsam daran arbeiten, Telemonitoring flächendeckend
zu etablieren", sagt der Sprecher der Arbeitsgruppe Telemonitoring der
DGK, Dr. Thomas M. Helms aus Hamburg, auch im Namen des
stellvertretenden Sprechers Professor Dr. Perings aus Lünen.
Telemonitoring und damit zusammenhängende standardisierte
Reaktionsabläufe haben sich für viele Patienten als ideale Methode der
Nachsorge von Rhythmusimplantaten herausgestellt, lautet der Einwurf
aus der AG Rhythmologie.

Insbesondere erscheint die wissenschaftliche Ausarbeitung des IQWiG an
vielen Stellen fehlerhaft. "Das IQWiG hat in der negativen Analyse,
die dem Bericht zugrunde liegt, sehr uneinheitlich gestaltete Studien
zu verschiedensten Telemonitoring-Endpunkten über einen Kamm
geschoren", sagt Helms und verweist auf eine Studie ("InTime"), die
klar dokumentiere, dass konsequent umgesetztes Telemonitoring einen
Überlebensvorteil für die Patienten biete. "Diese Studienergebnisse
wurden vom IQWiG mit unseres Erachtens unzutreffenden Kritikpunkten
ignoriert."

Das IQWiG hatte den InTime-Forschern laut Helms unterstellt, dass sie
die Kontrollgruppe bewusst schlechter behandelt hätten, um ein
günstiges Ergebnis für Telemonitoring zu erreichen. "Dieser Einwand
ist absolut haltlos und aus den Studiendaten eindeutig zu widerlegen",
sagt Helms. Bereits in ihrer Stellungnahme im vergangenen Sommer hatte
die DGK darauf verwiesen, dass Telemonitoring selbstverständlich nur
wirksam werden kann, wenn in übertragene Patientendaten vollständig
und regelmäßig Einsicht genommen und die Behandlung der Patienten nach
klaren Handlungsregeln angepasst wird.

"Die negative Nutzenbewertung widerspricht nicht nur den
internationalen Leitlinien. Die Implementierung des Telemonitorings in
die medizinische Praxis findet auch eine breite politische
Unterstützung", sagt Helms.

Im Namen der Arbeitsgruppe Telemonitoring fordert Helms deswegen, dass
der Gemeinsame Bundesausschuss (GBA), der in der Bewertung
medizinischer Methoden in Deutschland das letzte Wort hat, der
Einschätzung des IQWiG nicht folgt und den Nutzen des Telemonitorings
anerkennt.


Die Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz und
Kreislaufforschung e.V. (DGK) mit Sitz in Düsseldorf ist eine
gemeinnützige wissenschaftlich medizinische Fachgesellschaft mit mehr
als 10.000 Mitgliedern. Sie ist die älteste und größte kardiologische
Gesellschaft in Europa. Ihr Ziel ist die Förderung der Wissenschaft
auf dem Gebiet der kardiovaskulären Erkrankungen, die Ausrichtung von
Tagungen die Aus-, Weiter- und Fortbildung ihrer Mitglieder und die
Erstellung von Leitlinien.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org

http://www.dgk.org/presse
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INFEKTION/1718: Was tun bei Erkältungen und Grippe? (Verband der Ersatzkassen)


Verband der Ersatzkassen e. V. - 8. März 2018

Erkältungswelle: vdek und KBV rufen zu bewusstem Antibiotika-Einsatz auf

Was tun bei Erkältungen und Grippe?



Berlin - Bei Grippe und Erkältungen sind Antibiotika in den meisten
Fällen wirkungslos. Darauf haben der Verband der Ersatzkassen e. V.
(vdek) und die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) anlässlich der
aktuellen Erkältungswelle in Deutschland hingewiesen. vdek und KBV
riefen Patienten und Ärzte zugleich zu einem bewussteren Einsatz von
Antibiotika auf. Grund: Jede unnötige Einnahme erhöht das Risiko, dass
Bakterien gegen die hochwirksamen Medikamente resistent werden und
schwerwiegende Krankheiten nicht mehr behandelt werden können.

"Vor allem bei akuten Atemwegsinfekten mit Halsschmerzen, Husten,
Schnupfen oder Bronchitis helfen Antibiotika in der Regel nicht. Denn
diese werden sehr häufig von Viren verursacht - und gegen diese sind
Antibiotika wirkungslos", sagte Dr. Roland Stahl, Pressesprecher der
KBV.

vdek und KBV weisen in diesem Zusammenhang auf ihr gemeinsames Projekt
RESIST hin, das in acht KV-Bezirken durchgeführt
wird (Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Niedersachsen, Nordrhein, Saarland und Westfalen-Lippe). RESIST steht
für "Resistenzvermeidung durch adäquaten Antibiotikaeinsatz". Michaela
Gottfried, Pressesprecherin des vdek, betonte: "Unser Ziel mit RESIST
ist es, unnötige Antibiotikaverordnungen zu vermeiden und auf einen
bewussteren Einsatz von Antibiotika hinzuwirken." Seit Mitte 2017
können sich Ersatzkassen-Versicherte bei Verdacht auf einen akuten
Atemwegsinfekt in den acht KV-Bezirken im Rahmen von RESIST durch rund
2.500 Haus-, Kinder-, HNO-Ärzte oder einen Facharzt für Innere Medizin
speziell beraten lassen. Das Projekt wird vom Innovationsfonds der
gesetzlichen Krankenversicherung gefördert.

vdek und KBV erinnerten daran, dass Erkältungen in aller Regel von
alleine abklingen. Zudem können die Symptome durch schmerzstillende
und entzündungshemmende Medikamente gelindert werden. Bestehen die
Beschwerden fort oder verschlechtert sich das Befinden, sollten
Patienten ihren Arzt aufsuchen. Patienten können aber auch viel selbst
tun:


	Bettruhe halten: Stress und körperliche Anstrengung belasten den kranken Körper während einer Erkältung zusätzlich. Daher sollten Patienten sich schonen.

	Genug trinken: Flüssigkeit hilft den Schleim zu lösen und gleicht den Flüssigkeitsverlust durch Schwitzen aus. Deswegen ist es wichtig ausreichend zu trinken. Empfehlenswert sind ungesüßte Kräuter- oder Früchtetees sowie (Mineral-)Wasser.

	Öfter Lüften: Trockene Heizungsluft entzieht der Nasenschleimhaut die Feuchtigkeit und hemmt ihre Abwehrfunktion. Regelmäßiges Lüften bringt hier Abhilfe.

	Verzicht aufs Rauchen: Tabakrauch schadet dem Immunsystem und belastet die Atemwege zusätzlich. Raucher sollten daher auf Zigaretten verzichten.




Mehr Informationen:

Die wichtigsten Fragen rund um das Thema Antibiotika und
Antibiotika-Resistenzen beantwortet ein FAQ-Katalog von vdek und KBV
unter 

www.vdek.com/presse/Fragen_und_Antworten/faq-resist-Antibiotika.html

Mehr Informationen zu RESIST gibt es auf

www.vdek.com/resist sowie unter www.kbv.de/resist

 * 

Quelle:

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)

Pressemitteilung vom 8. März 2018

Askanischer Platz 1, 10963 Berlin

Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900

E-Mail: www.info@vdek.com

Internet: www.vdek.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2627: Münster - Gospelchor "Voices unlimited" am 18. März 2018 


Gospelchor "Voices unlimited" 

Gospelkonzert zum Auftakt am Sonntag, 18. März

Veranstaltungsreihe auf dem Waldfriedhof Lauheide



Münster (SMS) Der Gospelchor "Voices unlimited" eröffnet auch in
diesem Jahr die beliebte Veranstaltungsreihe "Sonntags auf dem
schönsten Friedhof Deutschlands". Das Konzert beginnt am 18. März um
16.30 Uhr in der Feierhalle auf dem Waldfriedhof Lauheide. Die
Begrüßung übernimmt Stadtrat Matthias Peck.

Seit nunmehr 14 Jahren legt die Friedhofsverwaltung der Stadt Münster
das Programm mit Veranstaltungen von März bis Oktober auf. Treffpunkt
für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist jeweils die Feierhalle. Am
15. April startet von dort aus um 8 Uhr die vogelkundliche Führung mit
Jan Emmerich. Er nutzt die frühe Stunde, um den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern die Vielfalt der Vogelwelt auf Lauheide zu zeigen. Wer ein
Fernglas besitzt, sollte es unbedingt mitbringen.

Am 13. Mai steht eine botanische Führung mit Dr. Thomas Hövelmann von
der NABU-Naturschutzstation Münsterland auf dem Programm. Der rund
zweistündige Spaziergang beginnt um 15 Uhr. Verschiedene Grabmale,
Schrift- und Gesteinsarten stellt Bildhauer Stefan Lutterbeck am 17.
Juni ab 15 Uhr beim Gang über den Friedhof vor. Zu den Fledermäusen
geht es am 15. Juli ab 21 Uhr. Frauke Meier und Dr. Frauke Krüger
(NABU) berichten dann allerlei Interessantes über die nützlichen
Insektenfresser. Alfons Trockel von der Friedhofsverwaltung erläutert
am 19. August bei einer Führung ab 15 Uhr die Besonderheiten und die
Geschichte des größten städtischen Friedhofs.

Dönekes, Märchen und Gedichte zum Thema "Bäume" präsentiert Heiner
Eckervogt bei einem Spaziergang über den Waldfriedhof am 16.
September, 15 Uhr. Märchen vom Tod und vom Leben erzählt Helga Maria
Kemper am 21. Oktober ab 15.30 Uhr. Sie nimmt die Zuhörerinnen und
Zuhörer mit auf eine Reise durch verschiedene Länder.

Ein Faltblatt zur Veranstaltungsreihe liegt in der Münster-Information
im Stadthaus 1 und in vielen anderen öffentlichen Einrichtungen aus.
Im Stadtportal gibt es Informationen unter
www.stadt-muenster.de/umwelt/friedhoefe/waldfriedhof-lauheide.

Fragen zum Waldfriedhof Lauheide und zu den Veranstaltungen
beantwortet Alfons Trockel unter Tel. 0 25 04/93 22-18.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. März 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2121: Mönchengladbach - "Sunday Swing" am 18. März 2018


Sunday Swing



In diesem Konzert am Sonntag 18. März, 11 Uhr, im Carl-Orff-Saal der
Musikschule aus der Popularmusik-Abteilung möchten die zwei beliebten
Bigbands der Musikschule Mönchengladbach mit viel Spielfreude eine
erneute Kostprobe ihres Könnens geben und dem Publikum ein
abwechslungsreiches Programm bieten. Neben Klassikern der
Bigband-Literatur werden auch verschiedene Titel der "funkigen" und
"rockigen" Richtung zu hören sein.

Unter der Leitung des Jazztrompeters und langjährigen
Musikschul-Dozenten Markus Türk spielen die Bigbands "Jazz-Pampers"
sowie "Dicke Lippe". Der Eintritt kostet 4 Euro ermäßigt 2.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2120: Kiel - Die "JazzLaterne" präsentiert YO JAZZ am 22. April 2018


Die "JazzLaterne" präsentiert YO JAZZ

Der Jazzclub im Theater Die Komödianten



Jeden 4. Sonntag im Monat verwandelt sich das Theater Die Komödianten
in einen Jazzclub. Auf der Bühne leuchtet die Laterne und ab 17 Uhr
spielt dort jeden Monat eine andere Band Jazz, Blues oder Swing vom
Feinsten: Am Sonntag, den 22. April um 17 Uhr spielt die Band: YO
Jazz und Edgar Herzog.

22. April 2018 um 17 Uhr: Yo Jazz heißt das vielfach ausgezeichnete
Jugend-Jazzorchester in Hamburg. Sie haben neben der typischen
Bigband-Besetzung - mit Trompeten und Posaunen, Saxophonen,
Rhythmusgruppe und Gesang - auch Euphonium & French-Horn mit an Bord.
Dank der maßgeschneiderten Arrangements von Edgar Herzog schöpfen sie
dieses Potenzial voll aus und bringen Jazz in all seinen Facetten, von
Swing und Funk über Rock bis hin zu Salsa, zum Klingen.

Kartenpreis: 12 Euro, ermäßigt 6 Euro

Kartenreservierung: Tel: 0431 / 55 34 01

Online: www.komoedianten.com

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom März 2018

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10061: Hannover - Sinfoniekonzert in der Staatsoper, 22. und 23.04.18


Staatsoper Hannover

6. SINFONIEKONZERT

- LUCIANO BERIO: Fanfara, Festum, Sinfonia

- GUSTAV MAHLER: Todtenfeier, Des Antonius zu Padua Fischpredigt



Den krönenden Abschluss des Festivalprogramms der Klangbrücken bildet
das 6. Sinfoniekonzert. Unter der Leitung von Stefan Blunier und in
prominenter Besetzung mit dem Vokalensemble, das bereits bei der
Uraufführung, damals noch als "Swingle Singers", dabei war, The
Swingles, erklingt die Sinfonia von 1968, eines von Berios
Hauptwerken, das ein wesentliches Charakteristikum seiner Ästhetik
zeigt: die Verschränkung und Gleichzeitigkeit unterschiedlicher
Musiksprachen und Stilistiken. Umrahmt von zwei kürzeren Kompositionen
Berios erklingt im ersten Teil des Programms Mahler mit seiner
sinfonischen Dichtung Todtenfeier, die er später zum Eröffnungssatz
seiner 2. Sinfonie umarbeitete, und dem Wunderhorn-Lied Des Antonius
zu Padua Fischpredigt, dessen erweiterte instrumentale Version das
Scherzo der 2. Sinfonie bildete, das wiederum Berio zum Ausgangspunkt
seiner Sinfonia nahm - ein work in progress in progress...

The Swingles (Vokalensemble)

Niedersächsisches Staatsorchester Hannover

SOLIST Stefan Adam (Bariton)

DIRIGENT Stefan Blunier

SO, 22.04.18, 17.00 UHR

MO, 23.04.18, 19.30 UHR

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse April 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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AUSLAND/8642: Aus aller Welt - 12.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kolumbien: Kritiker des Friedensabkommens gewinnen Parlamentswahl

Bei der ersten Parlamentswahl in Kolumbien seit dem Friedensschluß
mit der linken FARC-Guerilla ist die rechtskonservative Partei
Demokratisches Zentrum (Centro Democrático) des früheren Präsidenten
Álvaro Uribe als stärkste Kraft hervorgegangen. Nach Auszählung von
96 Prozent der Stimmen kamen die Gegner des Friedensvertrags auf 16,5
Prozent für den Senat und 16,1 für die Abgeordnetenkammer. Allerdings
konnten die drei Parteien der Zentrumskoalition von Präsident Juan
Manuel Santos zusammen bis zu 43 Prozent der Stimmen auf sich
vereinen. Die erstmals als politische Partei angetretene FARC erhielt
in Senat und Abgeordnetenhaus weniger als 0,5 Prozent der Stimmen.
Gemäß dem Friedensabkommen wird die ehemalige Guerillaorganisation
jedoch mit jeweils fünf Abgeordneten in beiden Parlamentskammern
vertreten sein.

12. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8642: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mieter stirbt nach Wohnungseinbruch

In Bochum ist ein Mieter nach einem Einbruch in seiner Wohnung
zusammengebrochen und wenig später in einem Krankenhaus verstorben.
Nach offiziellen Angaben war der 67jährige in seiner
Hochparterrewohnung auf einen Einbrecher gestoßen, der zuvor offenbar
die Balkontür aufgehebelt hatte. Mit Pfefferspray sprühte der Mann in
Richtung des Einbrechers, der über den Balkon flüchtete. Danach rief
der 67jährige die Polizei. Noch während des Gesprächs mit den Beamten
kollabierte der Mieter und brach zusammen.

12. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8638: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Türkische Truppen stehen wenige Kilometer vor Afrin

Knapp zwei Monate nach Beginn der türkischen Militäroffensive gegen
die kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG im Nachbarland Syrien
bereiten sich türkische Truppen und die verbündete syrische Miliz FSA
offenbar auf den Einmarsch in Afrin vor. Nach Informationen der
Syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte in Großbritannien
befinden sich die Verbände nur noch wenige Kilometer von der
nordsyrischen Stadt entfernt, die seit 2012 von der YPG kontrolliert
wird. Viele Zivilisten versuchten am Montag, die Stadt zu verlassen.
In den Straßen bildeten sich lange Autokolonnen. Die mit den USA im
Kampf gegen die Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS) verbünde
YPG wird von Ankara als Terrororganisation bezeichnet.

12. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8640: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Union und SPD kündigen rasche Umsetzung des Koalitionsvertrags an

Die Spitzen von Union und SPD haben am Montag ihre Unterschrift unter
den neuen Koalitionsvertrag gesetzt. Das Dokument umfaßt 177 Seiten.
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) lobte das Vertragswerk, weil es
ihren Angaben zufolge allen aktuellen Herausforderungen gerecht wird
und konkrete Verbesserungen für die Bevölkerung in Aussicht stellt.
CSU-Chef Horst Seehofer sprach sogar von einem Vertrag für die
kleinen Leute. Die Opposition sieht das völlig anders. Die Grünen
attestieren den Regierungsparteien mangelnde Weitsicht. Beim
Klimaschutz und bei der Bekämpfung der Armut gebe es große Lücken,
meinte Parteichefin Annalena Baerbock. Am Mittwoch soll Merkel im
Bundestag zum vierten Mal gewählt und noch am selben Tag von
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier zur Kanzlerin ernannt werden.

12. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8639: Tragisches und Kurioses - 12.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mindestens 40 Tote nach Bruchlandung in Kathmandu

Ein Linienflugzeug aus Bangladesch ist beim Landeanflug auf die
nepalesische Hauptstadt Kathmandu aus noch unbekannten Gründen von
der Landebahn abgekommen, auseinandergebrochen und in Brand geraten.
Bei dem Unglück kamen am Montag mindestens 40 Menschen ums Leben. Ein
Sprecher der Fluggesellschaft US-Bangla teilte mit, daß sich 67
Passagiere und vier Besatzungsmitglieder an Bord der Maschine
befunden hätten.

12. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7724: Aus Forschung und Technik - 12.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



ISRO und CNES planen gemeinsame Raumfahrtmissionen

Indien und Frankreich haben eine engere Zusammenarbeit in der
Raumfahrt vereinbart. Wie der indische Premierminister Narendra Modi
und der französische Präsident Emmanuel Macron nach einem Treffen in
Neu Delhi ankündigten, werden die indische Raumfahrtbehörde Indian
Space Research Organisation (ISRO) und die französische
Raumfahrtagentur Centre national d´études spatiales (CNES) unter
anderem bei Satellitenprojekten für die Klimaforschung
zusammenarbeiten und gemeinsam autonome Navigationssysteme für
Forschungsrover entwickeln, die auf dem Mond, dem Mars und anderen
Planeten zum Einsatz kommen sollen. Zudem vereinbarten beide Seiten
ein Sicherheitsabkommen, das den Schutz ihrer jeweiligen
weltraumgestützten Ressourcen vorsieht.

12. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7737: Aus aller Welt - 12.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Kolumbien wählt wieder konservativ

Bei einer Wahlbeteiligung unter 50 Prozent an den Parlamentswahlen in
Kolumbien kommt nach Auszählung von 96 Prozent der Stimmen die
rechtskonservative Partei Centro Democrático von Ex-Präsident Álvaro
Uribe auf 16,5 Prozent für den Senat und 16,1 für die
Abgeordnetenkammer. Die drei Parteien der Zentrumskoalition des
amtierenden Präsidenten Juan Manuel Santos erhielten zusammen 38
beziehungsweise 43 Prozent Zustimmung, aber Santos' Partido Social de
Unidad Nacional mußte Verluste hinnehmen. Zugewonnen haben die
Mitte-rechts-Partei Cambio Radical, welche Santos unterstützt, sowie
die Grünen. Die ehemalige Guerilla-Organisation Alternative
revolutionäre Kraft des Volkes (Farc), die nach dem Friedensschluß
vom vergangenen Jahr ins politische Lager wechselte, erhielt 0,3
Prozent der Stimmen für den Senat und 0,2 Prozent für die
Abgeordnetenkammer. Trotz der Dreiprozenthürde wird die Farc laut
Friedensabkommen jeweils fünf Vertreter und Vertreterinnen in beide
Kammern entsenden. Bei der Präsidentenwahl Ende Mai werden Iván
Duque, ein ehemaliger Funktionär bei der Interamerikanischen
Entwicklungsbank, für Uribes Konservative und Gustavo Petro, der
ehemalige Bürgermeister von Bogotá, für die linke Lista de los
Decentes kandidieren. Santos wird nicht erneut antreten, weil eine
Wiederwahl laut Verfassung nicht zulässig ist.

12. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7698: Medizin und Gesundheitswesen - 12.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Italiens Jugendliche trinken zuviel Cappuccino

Diese Meldung aus dem Kaffee-Land Italien kann nicht wirklich
überraschen. Wie dpa berichtete, nehmen dort viele Jugendliche zu viel
Koffein zu sich. Das ergab eine Studie, die Angelo Campanozzi von der
Universität Foggia und Mitarbeiter durchgeführt hatten. Diese zeigte,
daß 46 Prozent der Befragten zu viel Koffein konsumieren, legt man
den Richtwert der Amerikanischen Akademie für Pädiatrie von 100
Milligramm pro Tag zugrunde. Und 21 Prozent waren es, wenn man den
Richtwert der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA)
berücksichtigt. Dieser beträgt 3 Milligramm pro Kilogramm
Körpergewicht.

12. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7725: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.03.2018 (SB)




VOM TAGE



BKA in Sorge wegen Banden aus Nordkaukasus und Tschetschenien

Der Kriminaldirektor des Bundeskriminalamts, Michael Nagel,
berichtete der Frankfurter Allgemeinen Zeitung unter anderem,
kriminelle Banden aus dem Nordkaukasus und Tschetschenien änderten in
Deutschland ihr Vorgehen und agierten zunehmen selbständig und nicht
nur als Dienstleister für andere. Die Banden rekrutierten in
Kampfsportvereinen neue Mitglieder, die sie in der Türsteherszene
einzusetzen, um den Drogenhandel zu kontrollieren und Schutzgeld zu
erpressen. Einkünfte würden oft in legale Unternehmen wie
Sicherheits- und Wachschutzfirmen gesteckt. Tschetschenische
Kriminellen in Deutschland stünden in persönlichem Kontakt zum
tschetschenischen Präsidenten Kadyrow.

12. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7651: Sprache, Kunst und Medium - 12.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Dauerausstellung zum Frankfurter Exilarchiv eröffnet

Zum ersten Mal in ihrer mehr als 60jährigen Geschichte hat die in
Frankfurt am Main ansässige Deutsche Nationalbibliothek eine
Dauerausstellung eingerichtet. Dabei geht es um das Deutsche
Exilarchiv 1933-1945.

Mit der neuen Präsentation würden wegen ihrer Flucht oder Emigration
vergessene Künstler ins kulturelle Gedächtnis zurückgeholt, sagte
Bundeskulturstaatsministerin Monika Grütters (CDU) anläßlich der
Eröffnung.

In der Schau "Exil. Erfahrung und Zeugnis" wird die Flucht von
deutschen Künstlern und Wissenschaftlern vor den Nationalsozialisten
und deren Kampf um eine neue Existenz nachgezeichnet. Auf 400
Quadratmetern sind rund 250 Zeugnisse und Erinnerungsstücke zu sehen.
Ferner wurden etwa 300 gedruckte Veröffentlichungen aus dem Exilarchiv
zur Ansicht ausgesucht.

12. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7715: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Friedensforscher legen Bericht zum globalen Waffenhandel vor

Das in Stockholm ansässige Friedensforschungsinstitut Sipri hat
seinen Bericht zum weltweiten Handel mit Rüstungsgütern vorgelegt.
Demnach wurden zwischen 2013 und 2017 zehn Prozent mehr Kriegsgerät
im- und exportiert als im Fünfjahreszeitraum davor.

Deutschland ist viertgrößter Waffenlieferant gewesen. Die größten
Kunden für deutsche Großwaffensysteme waren Südkorea, Griechenland
und Israel. Die Waffenlieferungen Deutschlands weltweit gingen um 14
Prozent zurück.

Mit 34 Prozent Marktanteil waren die USA wieder größter
Kriegswaffenlieferant der Welt. Sie versorgten 98 Staaten und
steigerten im Vergleichszeitraum ihr Ausfuhrvolumen um ein Viertel.
Die USA haben laut Sipri den Waffenhandel außenpolitisch
instrumentalisiert. Etwa die Hälfte der amerikanischen Exportwaffen
wurden von den Konfliktstaaten des Nahen Ostens gekauft. Die Region
steigerte die Waffeneinfuhren um mehr als hundert Prozent auf 32
Prozent des globalen Handels mit Kriegsgerät. Der zweitgrößte
Waffenexporteur Rußland hat seine Ausfuhren gut sieben Prozent
verringert. Frankreich rückte mit umfangreichen Lieferungen an
Ägypten auf den dritten Platz der Sipri-Liste vor. China, das hinter
Deutschland Platz fünf belegt, hat seine Einfuhren verringert, weil
es zunehmend Waffen selbst produziert. Gleichzeitig wurden die
Ausfuhren um knapp zwei Fünftel gesteigert. Die Rangliste der
Abnehmer führt Indien mit einem Weltmarktanteil von zwölf Prozent vor
Saudi-Arabien, Ägypten, den Arabischen Emiraten und China an.
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POLITIK/7729: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Die EU verlängert Sanktionen gegen Russen und Ukrainer

Die Europäische Union verlängert die gegen 150 Personen sowie 38
Unternehmen und Organisationen aus Rußland und der Ukraine verhängten
Sanktionen um ein halbes Jahr bis zum 15. September. Die
Strafmaßnahmen werden frühestens dann zurückgenommen, wenn die
Zentralregierung in Kiew und die prorussischen Separatisten in der
Ostukraine ihren Konflikt gemäß dem Minsker Abkommen beigelegt haben.
Die Sanktionen sehen für die betroffenen Personen Einreiseverbote
für die EU-Mitgliedstaaten sowie Vermögenssperren für Konten in der
EU vor. Die Betroffenen sollen die territoriale Integrität,
Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedroht
haben. Die gegen Rußland verhängten Wirtschaftssanktionen sollen im
Sommer überprüft werden. Von diesen Strafmaßnahmen sind unter anderem
russische Staatsbanken, der Im- und Export von Rüstungsgütern sowie
die russische Öl- und Gasindustrie betroffen.
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SONSTIGES/7701: Tragisches und Kurioses - 12.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Tote und Verletzte bei Bruchlandung einer Linienmaschine in Nepal

Bei der mißglückten Landung einer Passagiermaschine auf dem Flughafen
der nepalesischen Hauptstadt Kathmandu sind nach Angaben verschiedener
Quellen mindestens 38 Menschen ums Leben gekommen. Das Militär sprach
von 50 Toten. 23 Personen wurden laut Polizei verletzt. Zehn weitere
Menschen sollen noch vermißt werden.

Die aus Dhaka kommende Maschine der Gesellschaft US-Bangla mit 67
Passagieren und vier Besatzungsmitgliedern an Bord war laut Behörden
bei der Landung von der Bahn abgekommen und in einem Fußballfeld in
mehrere Teile zerbrochen brennend zum Stehen gekommen.

Wie die Auswertung des Funkkontakts zwischen Kapitän und Tower ergab,
sei der Pilot vermutlich wegen der Landerichtung verwirrt gewesen, so
das Nachrichtenportal "Nepali Times".
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SOZIALES/7726: Arbeit, Soziales und Familie - 12.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Groko-Grundrente eigentlich Sozialhilfe plus

Union und SPD haben mit der Neuauflage ihrer Koalitionsvereinbarungen
Maßnahmen gegen Altersarmut beschlossen. Ulrich Schneider, der
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Wohlfahrtsverbands, sagte dazu
am Montag in einem Interview des Deutschlandfunks unter anderem, es
werde eine Grundrente eingeführt, die eigentlich keine Rente sei, da
diese lediglich der bekomme, der ohnehin Grundsicherung beziehe,
sprich, der gar kein Einkommen habe, bei dem auch der Partner kaum
Einkommen habe, der kaum Vermögen habe. Laut Schneider ist das alles
andere als eine Rente. Es ist eine Sozialhilfe plus. Zudem wird sie
an 35 Beitragsjahre, die man haben muß, gekoppelt. Das heißt im
Klartext, so Schneider, es würden heute damit gerade mal etwa 100.000
alte Menschen erreicht.
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UMWELT/7709: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 12.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Kegelrobben kehren an die deutsche Ostseeküste zurück

Wissenschaftler feiern die Meldung als Sensation. An der deutschen
Ostseeküste ist dpa zufolge die erste Kegelrobbengeburt seit mehr als
100 Jahren nachgewiesen worden. Allerdings ist das Robbenbaby tot bei
Kap Arkona im Norden von Rügen entdeckt worden. Wie die Sektion
ergab, soll das Tier bei der Geburt noch gelebt haben. Kurz darauf
muß es aber zur Trennung von der Mutter gekommen sein, da es noch
keine Nahrung aufgenommen hatte. Um 1900 hatte es in der Ostsee etwa
100.000 Kegelrobben gegeben. Gerade einmal 20 Jahre später wurde die
letzte Kegelrobbe in der deutschen Ostsee erlegt, weil Fischer um
ihre Fangerträge fürchteten. Erst seit etwa 15 Jahren kehren die
Kegelrobben vor allem aus Schweden und Finnland kommend zurück an die
deutsche Ostseeküste. Der Bestand wird inzwischen auf 100 Tiere
geschätzt.
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WIRTSCHAFT/7714: Märkte und Finanzen - 12.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Post führt Zustellung mit Billig-Lohn-Zusteller Delivery zusammen

Die Deutsche Post AG wird nach Informationen der Zeitung Die Welt zum
1. Mai die eigene Brief- und Paketzustellung mit ihrer vor zwei
Jahren gegründeten Tochtergesellschaft Delivery Home GmbH in einem
neuen Unternehmen zusammenführen. Die Arbeitsverträge der Zusteller
von Post und Delivery werden übernommen. Das heißt, die bislang nach
bundeseinheitlichem Haustarif eingestellten Postmitarbeiter und
-mitarbeiterinnen werden mit ehemaligen Kollegen und Kolleginnen
zusammenarbeiten, deren Arbeitslohn im Schnitt um schätzungsweise ein
Viertel niedriger als der eigene liegt - je nach den für die
Regionalniederlassung geltenden Bedingungen des Logistik- und
Speditionsgewerbes. Außerdem ist die Wochenarbeitszeit bei Delivery
eineinhalb Stunden länger. Die zugestandenen Arbeitspausen sind
kürzer, und für Überstunden zahlt das Unternehmen geringere
Zuschläge. Für die 46 regionalen Tochtergesellschaften von Delivery
sind rund 10.000 Paketzusteller tätig, die Post selbst hat knapp 8000
in Diensten.
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WISSENSCHAFT/7732: Aus Forschung und Technik - 12.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Android 9 kündigt sich an

Obgleich Googles aktuelles Betriebssystem Android 8 Oreo noch weit
davon entfernt ist, auf den Smartphones der verschiedenen Hersteller
installiert zu sein, kündigt sich schon Android 9 an. Wie
inside-handy.de meldete, soll es wohl im August dieses Jahres
ausgerollt werden. Es soll vor allem mit zwei neuen Funktionen auf
das Smartphone kommen. Die erste beschneidet die Zugriffsrechte von
Anwendungen auf die Kamera. Dadurch soll es im Hintergrund
mitlaufenden Programmen untersagt werden, auf die Smartphone-Kamera
zuzugreifen. Heimlichen Videos und Fotos wären so ein Riegel
vorgeschoben. Bei der zweiten Funktion handelt es sich darum, daß
Android 9 es ermöglichen soll, Anrufe ohne zusätzliche Software
direkt in der Telefon-App aufzuzeichnen. Das ist in Deutschland
per Gesetz verboten - außer, der Gesprächspartner willigt ein, ein
Gespräch mitzuschneiden. Daher soll ein Hinweis-Ton, der sich alle 15
Sekunden wiederholt, den Aufzuzeichnenden darauf aufmerksam machen,
daß der Anruf aufgenommen wird. Des weiteren soll Android 9
Smartphones mit mehreren Bildschirmen und faltbarem Display
unterstützen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1085: Ein Kompass in der Dunkelheit (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und
Umwelt - 09.03.2018

Ein Kompass in der Dunkelheit



Ein Forschungsteam unter Federführung des Helmholtz Zentrums München und
der Technischen Universität München (TUM) hat in 'Nature Communications'
ein neues Modell vorgestellt, um den Magnetsinn zu untersuchen. Ihre
Studien an Fischen ermöglichten sowohl die Messung von Gehirnaktivierung
durch Magnetfeldstimulation als auch den Nachweis, dass der Magnetsinn
auch in Dunkelheit funktioniert.

Als Magnetsinn wird die Fähigkeit von Tieren bezeichnet, das Magnetfeld
der Erde wahrzunehmen und für die Navigation zu nutzen. Wie das genau
funktioniert, ist bisher aber nicht verstanden. "Dabei könnte dieses
Wissen abseits der neurowissenschaftlichen Neugier zu neuen molekularen
Methoden führen", erklärt Prof. Dr. Gil Gregor Westmeyer. Er ist der
Leiter der aktuellen Forschungsarbeit an der Schnittstelle von molekularer
Bildgebung und Neurowissenschaften und ist mit seiner Arbeitsgruppe sowohl
an das Helmholtz Zentrum München als auch an die TUM angebunden. "Wäre es
möglich, den Mechanismus nachzubauen, könnte man vermutlich Zellen durch
magnetische Impulse steuern und beispielsweise dazu bringen, bestimmte
Botenstoffe auszuschütten." Um an diesen Punkt zu gelangen, suchten
Westmeyer und sein Team nach einem Modell, um den Magnetsinn zu ergründen.

Die Wissenschaftler konzentrierten ihre Arbeit auf den Zebrafisch und
dessen Verwandten den Medaka (Japanischer Reisfisch). Beide sind genetisch
gut erforscht und können mikroskopisch gut analysiert werden.(*) In einer
Testarena, in dem das Magnetfeld mit Hilfe sogenannter Helmholtz-Spulen(**)
verändert werden kann, untersuchten die Forscher das Schwimmverhalten.
Dabei fanden sie heraus, dass ausgewachsene Fische beider Arten (bei
ansonsten gleich bleibenden Bedingungen) ihre Ausrichtung abhängig vom
Magnetfeld änderten. Dieser Effekt trat auch in Dunkelheit auf, sodass
auch ein lichtunabhängiger Mechanismus angenommen werden muss.

"In diesem Modell können wir nun nach den bisher nicht identifizierten
Magnetrezeptorzellen suchen, von denen unsere Verhaltensexperimente gemäß
der Theorie vorhersagen, dass sie magnetisches Material beinhalten
sollten", erklärt Doktorandin Ahne Myklatun, eine der Erstautorinnen der
Arbeit.

Darüber hinaus konnten die Forscher einen ähnlichen Magnetfeld-abhängigen
Effekt in jungen Fischen zeigen. "Das ist ein entscheidender Vorteil, denn
in ihren frühen Entwicklungsstadien sind die Fische noch nahezu
durchsichtig", erklärt Postdoktorandin Dr. Antonella Lauri, die andere
Erstautorin der Arbeit. "Auf diese Weise können wir mit bildgebenden
Verfahren möglicherweise herausfinden, welche Hirnregionen aktiv sind,
während sie sich anhand des Magnetfeldes orientieren." Eine
Kandidatenregion für die Verarbeitung dieser Prozesse im Gehirn konnten
die Wissenschaftler bereits identifizieren - eine Spur, die auch zu den
unbekannten Magnetrezeptorzellen führen könnte.

Gil Gregor Westmeyer, Leiter der vom Europäischen Forschungsrat (ERC)
geförderten Studie fasst zusammen: "Der Magnetsinn ist einer der wenigen
noch unverstandenen Sinne auf der Welt. Diese Art multidisziplinärer
Arbeit wird letztendlich zum Verständnis seines biophysikalischen
Mechanismus und zu den ihm zugrundeliegenden neuronalen Berechnungen
beitragen. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse könnten auch interessante
Lösungsansätze für unsere Forschungsarbeit bieten, Systeme zur
Fernsteuerung von molekularen Prozessen mit Magnetfeldern zu entwickeln."


Weitere Informationen

(*) Kürzlich ist es Westmeyer und seinem Team gelungen ein Open
Source-Mikroskop zu entwickeln (NeuBtracker.org), das es erstmals erlaubt,
neuronale Aktivitäten des Modellorganismus Zebrafisch zu beobachten,
während dieser sich frei bewegt.

(**) Als Helmholtz-Spule bezeichnet man eine besondere Spulenanordnung, die
auf den deutschen Physiker Hermann von Helmholtz (1821-1894) zurückgeht.
Durch die Überlagerung mehrerer Einzelmagnetfelder ergibt sich zwischen
den Spulen nahe der Spulenachse ein Bereich mit weitgehend homogenem
Magnetfeld, das für Experimente frei zugänglich ist.

Hintergrund:

Langfristig möchte das Team die Erkenntnisse für neue Techniken der
Magnetogenetik einsetzen, ein innovatives Forschungsprogramm das wohl
auch im neuen Helmholtz Pioneer Campus (HPC) eine Rolle spielen könnte.
Hier wollen Forscher verschiedener Disziplinen miteinander an neuen
Lösungen für medizinische Fragestellungen arbeiten. "So wäre es
beispielsweise im Diabetes-Kontext denkbar, Zellen zu entwickeln, die
durch einen Magneten dazu gebracht werden, Insulin auszuschütten", so
Westmeyer.

An der Arbeit waren auch Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Universitäten Oldenburg und Hohenheim sowie der
Ludwig-Maximilians-Universität (LMU) beteiligt. Prof. Dr. Gil Gregor
Westmeyer ist Helmholtz-seitig an die Institute für Biologische und
Medizinische Bildgebung (IBMI) und Entwicklungsgenetik (IDG) angebunden.
Darüber hinaus arbeitet er an der Nuklearmedizinischen Klinik und Munich
School of Bioengineering (MSB) der Technischen Universität München (TUM).


Original-Publikation:

Myklatun, A. & Lauri, A. et al. (2018):

Zebrafish and medaka offer insights into the neurobehavioral correlates of
vertebrate magnetoreception.

Nature Communications,

DOI: 10.1038/s41467-018-03090-6



Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das
Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz
des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum
München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und
medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten
angehören.

www.helmholtz-muenchen.de

Das Institut für Biologische und Medizinische Bildgebung (IBMI) erforscht
In-vivo-Bildgebungstechnologien für die Biowissenschaften. Es entwickelt
Systeme, Theorien und Methoden zur Bildgebung und Bildrekonstruktion sowie
Tiermodelle zur Überprüfung neuer Technologien auf der biologischen,
vorklinischen und klinischen Ebene. Ziel ist es, innovative Werkzeuge für
das biomedizinische Labor, zur Diagnose und dem Therapiemonitoring von
humanen Erkrankungen bereit zu stellen.

www.helmholtz-muenchen.de/ibmi

Die Technische Universität München (TUM) ist mit mehr als 500
Professorinnen und Professoren, rund 10.000 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern und 40.000 Studierenden eine der forschungsstärksten
Technischen Universitäten Europas. Ihre Schwerpunkte sind die
Ingenieurwissenschaften, Naturwissenschaften, Lebenswissenschaften und
Medizin, verknüpft mit Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. Die TUM
handelt als unternehmerische Universität, die Talente fördert und Mehrwert
für die Gesellschaft schafft. Dabei profitiert die TU München von starken
Partnern in Wissenschaft und Wirtschaft. Weltweit ist sie mit einem Campus
in Singapur sowie Verbindungsbüros in Brüssel, Kairo, Mumbai, Peking, San
Francisco und São Paulo vertreten. An der TUM haben Nobelpreisträger und
Erfinder wie Rudolf Diesel, Carl von Linde und Rudolf Mößbauer geforscht.
2006 und 2012 wurde sie als Exzellenzuniversität ausgezeichnet. In
internationalen Rankings gehört sie regelmäßig zu den besten Universitäten
Deutschlands.

www.tum.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit

und Umwelt, Sonja Opitz, Abteilung, 09.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. März 2018 
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ZOOLOGIE/1506: Mehr Nahrung dank Teamwork (idw)


Universität Bern - 09.03.2018

Mehr Nahrung dank Teamwork

Erstmals wurde bei Fischen ein spezielles kooperatives Verhalten
beschrieben. Wie Forschende der Universität Bern zeigen, sichert sich die
Buntbarschart Neolamprologus obscurus durch Teamwork zusätzliche
Nahrungsquellen.



Kooperatives Verhalten bei der Nahrungssuche wurde bereits bei Raubtieren
und verschiedenen sozialen Spinnen beobachtet. Jetzt haben Forschende um
Dr. Hirokazu Tanaka vom Institut für Ökologie und Evolution der
Universität Bern entdeckt, dass eine Fischart ähnlich vorgeht. Die kleinen
sozialen Buntbarsche namens Neolamprologus obscurus, die nur im
Tanganjikasee in Sambia vorkommen, graben Höhlen unter Steinen aus, in
denen sie vor Räubern geschützt sind und die der Nahrungsbeschaffung
dienen. Sowohl das Graben der Höhlen als auch die Unterhaltsarbeiten
führen die Fische gemeinsam aus. Die Studie dokumentiert nun zum ersten
Mal, dass sich Fische durch komplexes Teamwork mehr Nahrung beschaffen.




[image: Bild: © Hirokazu Tanaka, Universität Bern]

Helferfische von Neolamprologus obscurus bei ihrem Nest.

Bild: © Hirokazu Tanaka, Universität Bern




Höhlen zum Schutz und zum Beutefang

Neolamprologus obscurus ist ein kleiner, territorialer Fisch. Sein Revier
besteht aus miteinander verbundenen Höhlen unter Steinen, die er selten
verlässt. Im Gegensatz zu vielen anderen Fischarten lebt N. obscurus in
komplexen sozialen Gruppen, die aus einem brütenden Paar und bis zu zehn
kleineren Helfern bestehen. Die Mitglieder einer Gruppe verteidigen das
Revier gegen Eindringlinge und kümmern sich um die Pflege der Nachkommen.
Des Weiteren entfernen sie den immer wieder in die Höhlen rieselnden Sand
und verhindern so, dass ihr Versteck verschwindet.

Hirokazu Tanaka und Kollegen zeigen nun, dass diese Höhlen eine weitere
Funktion haben: Sie helfen, das Nahrungsangebot für ihre Bewohner zu
erhöhen. In ihnen sammeln sich Garnelen und andere wirbellose Tiere, die
die Hauptnahrungsquelle dieser Buntbarschart bilden. Die Garnelen steigen
nachts im Wasser auf und sinken im Morgengrauen zurück auf den Boden des
Sees. Dabei suchen sie Schutz in Spalten und Löchern und verstecken sich
auch in den Höhlen, die von den Buntbarschen ausgegraben wurden. «Die
Hohlräume haben eine ähnliche Funktion wie die Netze von sozialen Spinnen,
die in Gruppen leben und die gemeinsam ihre Beute fangen», erklärt
Studienleiter Hirokazu Tanaka.

Grössere Hohlräume - mehr Nahrung

In ihrer Studie untersuchten die Forschenden, wie die Grösse der
Hohlräume, die Anzahl der Helferfische und die Fülle von Garnelen im
Territorium zusammenhängen. In stundenlangen Tauchgängen im Tanganjika-See
schufen die Forschenden künstliche Hohlräume und entfernten Helferfische.
Innerhalb einer Woche fiel soviel Sand in die Höhlen, dass sie sich
deutlich verkleinerten. Dieser Effekt verstärkte sich zusätzlich, wenn die
zuvor entfernten Helferfische gross waren. Eine der Haupterkenntnisse aus
den Experimenten war, dass die Grösse der ausgehobenen Hohlräume einen
positiven Einfluss auf die Anzahl von Garnelen hatte, die sich darin
sammelten. Je mehr Helferfische anwesend waren, desto mehr Garnelen
konnten in den Hohlräumen gefangen werden. «Helferfische der Buntbarschart
Neolamprologus obscurus erweitern und pflegen die Hohlräume und tragen
dadurch zu mehr Nahrung im Territorium der brütenden Fischweibchen bei»,
erklärt Hirokazu Tanaka.




[image: Bild: © Hirokazu Tanaka, Universität Bern]

Hirokazu Tanaka und Kollege bei der Arbeit auf dem Grund des
Tanganjikasees.

Bild: © Hirokazu Tanaka, Universität Bern



In ihrer Studie konnten die Forschenden aufzeigen, dass Fische die in
Gruppen leben beträchtlich grössere Hohlräume schaffen und unterhalten
können als Fische die alleine leben. Folglich ermöglicht das Leben in der
Gruppe den Buntbarschen, die Beute in ihrem Gebiet effizient zu vermehren.
«Dadurch verbessert sich ihre körperliche Verfassung und ihr
Fortpflanzungserfolg wird gesteigert» sagt Studienleiter Hirokazu Tanaka.
Für die Fischart ergibt sich aus dem Gruppenleben deshalb ein klarer
Vorteil.


Weitere Informationen unter:

http://www.unibe.ch/aktuell/medien/media_relations/medienmitteilungen/2018/medienmitteilungen_2018/mehr_nahrung_dank_teamwork/index_ger.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, Nathalie Matter, 09.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





MELDUNG/773: Magnetische Wände sorgen für viel Wirbel (idw)


Technische Universität Dresden - 09.03.2018

Magnetische Wände sorgen für viel Wirbel

Forscher der TU Dresden und der ETH Zürich entdecken Domänenwände in
Helimagneten mit magnetischen Wirbelstrukturen.



Mal in Blasen, mal in Streifen, mal in Schlangenlinien setzen sich die
"Domänen" ferromagnetischer Stoffe aneinander: Das sind Bereiche, in denen
die lokalen magnetischen Momente in die gleiche Richtung zeigen.
Üblicherweise existieren in einem Ferromagneten viele Domänen mit
unterschiedlicher Ausrichtung der Magnetisierung; sie werden durch
Domänenwände voneinander getrennt. Die Physik der Domänenwände fasziniert
Grundlagenforscher wie auch Ingenieure - sie spielen etwa eine wichtige
Rolle für die Entwicklung neuer Magnetspeicher.

Forscher der TU Dresden haben in Zusammenarbeit mit einem internationalen
Team neuartige Domänenwände in sogenannten Helimagneten identifiziert.
Diese Entdeckung veröffentlichte am 5. März 2018 die Fachzeitschrift
Nature Physics. In Helimagneten sind die magnetischen Momente nicht wie
beim Ferromagneten gleich ausgerichtet, sondern zu einer Helix verdreht.
Dies führt zu einer periodischen Wiederholung der magnetischen Struktur,
analog zu kristalliner Ordnung. Die Forscher konnten zeigen, dass die
helimagnetischen Domänenwände in der Tat ähnlich zu Korngrenzen sind, die
kristalline Bereiche, sogenannte Körner, voneinander trennen.

"Die Ergebnisse haben wir in einer Kollaboration aus Theorie und
Experiment erreicht", resümiert Dr. Markus Garst vom Institut für
Theoretische Physik der TU Dresden. "Unsere Gruppe steuerte im Rahmen der
Doktorarbeit von Laura Köhler theoretische Rechnungen und die
Interpretationen der Experimente bei." Die experimentellen Arbeiten führte
eine Gruppe um Prof. Dennis Meier im Rahmen der Doktorarbeit von Peggy
Schoenherr an der Eidgenössischen Technischen Hochschule Zürich durch.
"Diese Domänenwände unterscheiden sich fundamental von den konventionellen
Wänden, die man sonst von Ferromagneten kennt", sagt Prof. Meier, nun an
der Universität in Trondheim, Norwegen. Stattdessen treten Strukturen auf,
die ähnlich zu Korngrenzen in sogenannten Flüssigkristallen sind, welche
in LCD Bildschirmen Verwendung finden. "Diese Analogie der Domänenwände in
zwei scheinbar unterschiedlichen Systemen ist ein tolles Beispiel für
Universalität in der Natur", schwärmt der Physiker.

Darüber hinaus wird die Magnetisierung an diesen Wänden so verdreht, dass
magnetische Wirbel, sogenannte Skyrmionen, entstehen. "Diese Wirbel sind
ähnlich wie Wasserstrudel sehr stabil und besitzen außergewöhnliche
Eigenschaften, die aktuell intensiv erforscht werden", erläutert Dr.
Garst. Insbesondere kann man sie leicht durch angelegte elektrische Ströme
manipulieren, wodurch solche magnetischen Strukturen für Anwendungen
interessant sind. "Auch die Domänenwände, die wir entdeckt haben, sollte
man durch Ströme kontrollieren und in Bewegung setzen können. Dies werden
wir als Nächstes erforschen", kündigt der Dresdner Privatdozent an.

Die Forschungsarbeit wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft im
Rahmen des Sonderforschungsbereichs SFB 1143 "Correlated Magnetism: From
Frustration To Topology" an der TU Dresden gefördert.

Publikation:

P. Schoenherr, J. Müller, L. Köhler, A. Rosch, N. Kanazawa, Y. Tokura, M.
Garst, and D. Meier,

Topological domain walls in helimagnets,

Nature Physics (2018)

doi.org/10.1038/s41567-018-0056-5




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden, Kim-Astrid Magister, 09.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AGRAR/373: Fragwürdige Glyphosat-Neuzulassung gründlich aufklären




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. März 2018

Fragwürdige Glyphosat-Neuzulassung gründlich aufklären

 
Zur morgigen Konstituierung des "PEST"-Sonderausschusses des Europaparlaments in Straßburg, der im nächsten halben Jahr die skandalumwitterte Glyphosat-Risikobewertung und das europäische Pestizid-Zulassungssystem insgesamt unter die Lupe nehmen wird, erklärt Harald Ebner, Sprecher für Gentechnik und Bioökonomiepolitik:
 
Es ist gut, dass der Sonderausschuss des Europaparlaments jetzt seine Arbeit aufnimmt. Die deutschen Grünen sind mit der Agrarpolitikerin Maria Heubuch gut darin vertreten. Die fragwürdigen Vorgänge bei der Glyphosat-Neuzulassung müssen gründlich aufgeklärt werden. Die neue Bundesregierung tritt diese Woche mit der Bürde des aus ihren eigenen Reihen heraus vorsätzlich vereitelten europäischen Glyphosat-Ausstiegs an. Der jetzt im Koalitionsvertrag exakt derselben Partner versprochene vage nationale Vielleicht-irgendwann-Ausstieg wirkt da so gar nicht glaubwürdig. Erst recht nicht angesichts aktueller Äußerungen der designierten neuen Agrarministerin Julia Klöckner, Glyphosat "irgendwann" überflüssig zu machen und von Mitarbeitern ihres künftigen Hauses, deren oberstes Ziel es offenbar ist, Glyphosat möglichst lange in der Anwendung zu halten statt sie zu begrenzen.
 
Der Glyphosat-Sonderausschuss wird hoffentlich endlich mehr Licht in die Ungereimtheiten des Zulassungsverfahrens bringen. Vermeintlich unabhängige, aber in Wirklichkeit von Monsanto selbst geschriebene Studien, durch die Behörden blind übernommene Abwertung kritischer unabhängiger Forschungsergebnisse und vorsätzliches Übersehen unliebsamer Befunde müssen endlich gründlich aufgeklärt werden. Am Ende könnte damit die Grundlage von Schmidts EU-Neuzulassung für Glyphosat in Frage gestellt sein. Der Fall Glyphosat hat eines deutlich gezeigt: das Pestizid-Zulassungsverfahren muss unabhängiger und transparenter werden. Auch dafür kann der Ausschuss wertvolle Impulse beisteuern.
 
Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3353: Import von gewalttätigen ausländischen Konflikten in unser Land nicht hinnehmbar


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 12. März 2018

Import von gewalttätigen ausländischen Konflikten in unser Land
können wir nicht hinnehmen



Eine kurdische Jugendinitiative hat in einer Erklärung zu massiver
Gewalt aufgerufen, um ihre politischen Vorstellungen durchzusetzen.
Hierzu können Sie den innenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Stephan Mayer wie folgt zitieren:

Gewalttätige Proteste bis hin zu Brandanschlägen werden wir in
unserem Land nicht dulden. Wer wie radikale kurdische Jugendliche
damit droht, Europas Innenstädte in "Schutt und Asche" zu legen, muss
die volle Härte unseres Rechtsstaates zu spüren bekommen. Solche
Demonstrationen und Veranstaltungen müssen daher konsequent
unterbunden werden. Wir können den Import von gewalttätigen
ausländischen Konflikten in unser Land nicht hinnehmen.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3352: CDU trauert um Karl Kardinal Lehmann (idw)


Pressemitteilung der CDU - 11. März 2018

CDU trauert um Karl Kardinal Lehmann



Zum Tod des früheren Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz,
Karl Kardinal Lehmann, erklärt die Generalsekretärin der CDU
Deutschlands, Annegret Kramp-Karrenbauer:

An diesem Tage trauern nicht nur Millionen Katholiken in Deutschland.
Unser ganzes Land muss heute Abschied nehmen von einem großen
Intellektuellen, von einem charismatischen Brückenbauer und von einem
den Menschen zugewandten Seelsorger. Unser Land hat Kardinal Lehmann
viel zu verdanken: Über 20 Jahre lang war er als Vorsitzender der
Deutschen Bischofskonferenz Gesicht und Stimme der katholischen
Kirche in Deutschland. Sein Wirken war geprägt von einer
beeindruckenden Gelehrsamkeit, die immer den einzelnen Menschen zum
Ausgangs- und Zielpunkt des Denkens machte. Damit gelang es ihm auf
unvergleichliche Weise, die Botschaft seines Glaubens erfahrbar zu
machen.

Wer ihm persönlich begegnen durfte, erinnert sich an einen
warmherzigen Menschen mit einem ansteckenden Humor, an einen tief im
Glauben verwurzelten Priester und Bischof, an einen brillanten
Theologen und Philosophen mit einer verständlichen und versöhnlichen
Sprache. Die CDU Deutschlands ist ganz besonders dankbar um seine
großen Verdienste für ein gutes Miteinander zwischen Katholiken und
Protestanten: Das Verbindende suchen ohne das Trennende zu
ignorieren, im gegenseitigen Respekt miteinander im Gespräch zu sein,
den Geist der Ökumene wachsen zu lassen und auch beim Wachsen
nachzuhelfen - dies verbinde nicht nur ich mit Kardinal Lehmann.

Die CDU Deutschlands ist dankbar für das Wirken dieses großen
Kirchenmannes. Heute ist für uns Christdemokraten ein Tag der Trauer,
der gleichzeitig von der Hoffnung getragen ist, dass Kardinal Lehmann
an dem Ort Ruhe findet, dem er sein Leben, sein Denken und sein Beten
gewidmet hat.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 8/2018 vom 11.03.18

Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU)

Konrad-Adenauer-Haus

Klingelhöferstraße 8, 10785 Berlin

Tel. 030/220 70-0, Fax 030/220 70-111

E-Mail: info@cdu.de

Internet: www.cdu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3351: "Wir verlieren mit Kardinal Lehmann einen großen Theologen"


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. März 2018

"Wir verlieren mit Kardinal Lehmann einen großen Theologen"



Zum Tode von Kardinal Karl Lehmann erklärt der Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Volker Kauder:

"Wir verlieren mit Kardinal Karl Lehmann einen großen Theologen und
menschlichen Seelsorger. Er war uns in der Politik und mir ganz
persönlich ein guter Ratgeber, der uns bei vielen kritischen Themen
weitergeholfen hat.

Seine Anregungen und seine Mahnungen haben zu guten Lösungen in
vielen ethischen Fragen beigetragen. Wir trauern um Kardinal Lehmann,
den wir nie vergessen werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1676: Türkische Invasion in Afrin stoppen


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. März 2018

Türkische Invasion in Afrin stoppen



"Mit dem Vormarsch der türkischen Besatzungstruppen und islamistischer Milizen auf das nordsyrische Afrin drohen neue Kriegsverbrechen gegen die Zivilbevölkerung. Die geschäftsführende Bundesregierung muss ihr komplizenhaftes Schweigen nun endlich beenden und handeln", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Angesichts von Berichten über 100 tote Zivilisten, darunter viele Kinder, muss die Bundesregierung endlich Initiativen im Rahmen der UN und NATO ergreifen, um dieses Morden zu stoppen. Dazu gehört auch: Sofort alle bereits zugesagten Rüstungsexporte in die Türkei zu stoppen und die deutschen Soldaten vom Luftwaffenstützpunkt im türkischen Konya abzuziehen.

In Deutschland muss die Bundesregierung der zunehmenden Bedrohung von Erdogan-Kritikern durch Anhänger und Agenten des türkischen Regimes endlich entgegentreten. Der Versuch der Bundesregierung, nun die Demonstrationen gegen den türkischen Angriffskrieg im Rahmen der kurdischen Neujahrsfeste (Newroz) zu unterbinden, ist auch daher nicht hinnehmbar. DIE LINKE setzt sich dafür ein, dass die in zahlreichen Städten angemeldeten Newroz-Feste stattfinden können."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 12. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1593: Euro-Reform - Isch over


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. März 2018

Euro-Reform: Isch over



"Die deutsch-französische Euro-Diplomatie steckt in der Sackgasse. Die Außenhandelsüberschüsse der Eurozone provozieren Strafzölle der USA. Die 5-Sterne-Bewegung sowie die Lega in Italien werden sich zudem dem faulen Deal von Merkel und Macron - Taschengeld gegen Strukturreformen - widersetzen. Um eine neue Eurokrise zu verhindern, muss die Bundesregierung jetzt die schwarze Null beerdigen und die Binnenwirtschaft stärken", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, die Vorbereitung des Euro-Gipfels auf dem Treffen der Eurogruppe. De Masi weiter:

"Die deutsche Automobilindustrie könnte von Diesel-Gate und Donald Trumps Strafzöllen empfindlich getroffen werden. Um einen Handelskrieg abzuwenden und die Eurozone krisenfest zu machen, muss Deutschland Löhne und öffentliche Investitionen dramatisch stärken. Die Außenhandelsüberschüsse der Eurozone sind gegenüber der Weltwirtschaft unhaltbar.

Die öffentliche und private Verschuldung der Euro-Staaten muss durch den Abbau der deutschen Exportüberschüsse und eine EU-weit koordinierte Vermögensabgabe adressiert werden. Ein Europäischer Währungsfonds wäre nur dann sinnvoll, wenn dieser über eine Banklizenz verfügt, um sich bei der Europäischen Zentralbank zu refinanzieren und öffentliche Investitionen zu unterstützen statt Lohn- und Rentenkürzungen durchzusetzen.

Das Abwicklungsregime der Bankenunion ist nur glaubwürdig, wenn systemrelevante Banken aufgespalten werden. Sparkassen- und Genossenschaftsbanken mit eigener Institutssicherung sind von der Haftung für risikointensive Banken über eine europäische Einlagensicherung auszunehmen.

Kurzfristig müssen öffentliche Investitionen von den Maastricht-Kriterien ausgenommen werden. Dies ist bereits ohne Änderung der EU-Verträge möglich. Eine Überhitzung der realen Wirtschaft ist angesichts der unzureichenden Lohndynamik nicht zu befürchten."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 12. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1870: Militär ist bei Bekämpfung von Terrorismus nicht das geeignete Mittel


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. März 2018

Militär ist bei Bekämpfung von Terrorismus nicht das geeignete Mittel



"Das neue Anti-IS Mandat der Bundeswehr, welches sich auf den Irak und Syrien erstreckt, zeigt wieder einmal mehr als deutlich, dass es der Bundesregierung, im Gefolge der US-Amerikaner, vornehmlich um ihre geostrategischen Interessen und nur nachrangig um die Befriedung der kriegsgebeutelten Region geht. Diese geopolitische Interessenpolitik ist unerträglich und darf nicht noch weiter unterstützt werden", erklärt Alexander S. Neu, Obmann im Verteidigungsausschuss für die Fraktion DIE LINKE, anlässlich seiner Teilnahme an einer Delegationsreise des Verteidigungsausschusses nach Bagdad und Erbil am Wochenende. Neu weiter:

"Ziel des Verteidigungsministeriums war es bei dieser Reise hauptsächlich, Werbung für die gerade beschlossene Erweiterung des Anti-IS Einsatzes der Bundeswehr zu machen. Obwohl der sogenannte Islamische Staat in der Fläche militärisch besiegt ist, sollen das Mandat nicht nur verlängert, sondern auch die Aufgaben der Bundeswehr innerhalb der Anti-I-Koalition, auf bisher nicht genau definierte Weise, ausgebaut werden.

Militär ist bei der Bekämpfung von Terrorismus jedoch nicht das geeignete Mittel. Hinzu kommt, dass von der US-amerikanisch geführten Anti-IS-Koalition selbst massive Völkerrechtsbrüche ausgehen. So halten die USA beispielsweise Ostsyrien völkerrechtswidrig militärisch besetzt und verhindern so jegliche diplomatischen Lösungen. Auf diese Weise treiben die USA die Aufteilung des Landes massiv voran.

DIE LINKE lehnt diesen Einsatz entschieden ab, da er nicht nur ein Bruch von Völker- und deutschem Verfassungsrecht ist, sondern auch die westliche Regime-Change-Politik durch Unterstützung von Jihadisten in Syrien weiter forciert. Statt diesen Krieg, dem mittlerweile hunderttausende Menschenleben zum Opfer gefallen sind, dadurch noch weiter zu befeuern, ist es endlich an der Zeit, sich für Waffenstillstand und politische und diplomatische Verhandlungen einzusetzen."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 12. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1869: Waffenexporte verbieten statt verdoppeln


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. März 2018

Waffenexporte verbieten statt verdoppeln



"Die Verdoppelung der Rüstungsexporte in den Nahen Osten durch die schwarz-rote Bundesregierung in den vergangenen vier Jahren ist völlig unverantwortlich. Über ihre Waffendeals mit der Kopf-ab-Diktatur Saudi-Arabien hat die Große Koalition sehenden Auges die Kriege im Jemen wie in Syrien mit befeuert. Die groß angekündigte restriktive Genehmigungspraxis hat sich endgültig als hohles Gerede entlarvt. Notwendig ist ein gesetzliches Verbot von Waffenexporten", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den aktuellen Bericht des schwedischen Friedensforschungsinstituts SIPRI. Dagdelen weiter:

"Es ist eine Schande, wie die Bundesregierung weiter dafür sorgt, dass deutsche Rüstungsschmieden zu den weltweit führenden Exporteuren von Kriegsgerät zählen. Zu den wichtigsten Abnehmern der globalen Waffenexporte gehören unter anderem Saudi-Arabien, Ägypten und die Vereinigten Arabischen Emirate, jene Länder also, die einen barbarischen Aushungerungskrieg im Jemen führen und islamistische Terrorgruppen in Syrien aufrüsten. Die Bundesregierung ist weder willens noch in der Lage, den Endverbleib der exportierten Waffen zu kontrollieren.

Der im neuen Koalitionsvertrag angekündigte Genehmigungsstopp für Länder, die im Jemen Krieg führen, kommt viel zu spät. Es ist bezeichnend für CDU, CSU und SPD, dass bereits genehmigte Waffenlieferungen ausgeführt werden können, wenn die Empfänger nur zusichern, dass das gelieferte Kriegsgerät nicht im Jemen eingesetzt wird. Die angekündigte Rüstungskontrolle und Abrüstung als prioritäre Ziele deutscher Außen- und Sicherheitspolitik werden angesichts der aktuellen SIPRI-Zahlen endgültig zur Lachnummer."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 12. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2503: Endlich gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland herstellen


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. März 2018

Endlich gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland herstellen



"Die Bundesregierung schafft es, Posten auch ohne Aufgabenprofil zu vergeben. Laut Koalitionsvertrag gibt es jedenfalls gar keine Aufgabe für Herrn Hirte. CDU/CSU und SPD haben keinen Plan und keine Ambitionen, fast drei Jahrzehnte nach der Einheit endlich gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland herzustellen. Ohne Kompetenzen und Agenda wird Christian Hirte ähnlich erfolglos bleiben wie seine Vorgängerin Iris Gleicke", erklärt der Ostbeauftragte der Fraktion DIE LINKE, Matthias Höhn, mit Blick auf die Benennung von Christian Hirte zum Ostbeauftragten der Bundesregierung. Höhn weiter:

"Falls Frau Merkel Herrn Hirte nicht sagen kann, worum er sich kümmern soll, sind wir als LINKE gern bereit, den Ostbeauftragten zu unterstützen. Wenn die Bundesregierung tatsächlich die Lebensverhältnisse in Ostdeutschland verbessern und Altersarmut bekämpfen will, muss sie zum Beispiel die Höherbewertung der niedrigeren ostdeutschen Löhne für die Rente wiedereinführen. Für die heutige Arbeitnehmergeneration in Ostdeutschland würde die komplette Abschaffung der Höherbewertung eine faktische Rentenkürzung von fast zehn Prozent bedeuten. Man fragt sich, ob die anstehende Landtagswahl in Thüringen bei der Nominierung des thüringischen Kandidaten eine Rolle gespielt hat.

Im kommenden Jahr begehen wir den 30. Jahrestag des Herbstes 1989. Statt bis dahin wieder Jubelberichte über den Aufbau Ost vorzulegen, sollte die Bundesregierung und Christian Hirte eine ehrliche Bestandsaufnahme leisten und sich auf den Weg machen, endlich den Auftrag des Grundgesetzes zu erfüllen. Es wäre ein wichtiger Beitrag, 30 Jahre nach der friedlichen Revolution die Akzeptanz demokratischer Institutionen und Politik gerade in Ostdeutschland wieder zu stärken."

 * 
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VERKEHR/484: Milliarden Steuerausfälle nur ein weiterer Baustein der Betrugskette um gefälschte Abgaswerte


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. März 2018

Milliarden Steuerausfälle nur ein weiterer Baustein der Betrugskette um gefälschte Abgaswerte



"Die Studie des Forums Green Budget Germany und Green Budget Europe bestätigen unsere bisherigen Forderungen nach einer lückenlosen Kontrolle aller Fahrzeuge im Realbetrieb. Es zeigt sich erneut die Gewissenlosigkeit, mit der die Autoindustrie der Gesundheit, der Umwelt und offenbar auch der öffentlichen Finanzen massiven Schaden zufügen. Die Bundesregierung muss endlich einen lückenlosen Rechtsrahmen schaffen, der diese vielfältigen Betrugsmöglichkeiten ausschließt. Das Geld, welches dem Fiskus durch die gefälschten Abgaswerte entgangen ist, muss von den Autokonzernen nachgezahlt werden", kommentiert Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, die Studie des Forums Green Budget Germany und Green Budget Europe. Remmers weiter:

"Dieser weitere Skandal spricht dafür, die Machenschaften der Autoindustrie künftig breit zu kontrollieren und den zu früh abgeschlossenen Untersuchungsausschuss zum Dieselskandal wieder einzusetzen. Diesmal muss der Untersuchungsauftrag auf die Prüfung der Unternehmen ausgeweitet werden. Es muss endlich Schluss damit sein, dass die Bundesregierung ihre schützende Hand über die Automobilbranche hält."

 * 
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WIRTSCHAFT/2045: Die Energiekonzerne machen sich daran, die Energiewende zu kapern


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. März 2018

Die Energiekonzerne machen sich daran, die Energiewende zu kapern



"Wenn die Stromkonzerne um Milliarden pokern, bedeutet das meist nichts Gutes für die Verbraucherinnen und Verbraucher. Das geplante Tauschgeschäft von RWE und Eon führt zwangsläufig zu einer Machtkonzentration in den Bereichen Energieerzeugung und Netze. Zu glauben, dass diese Aufteilung der Märkte die Strompreise senken wird, ist naiv, denn die Stromkonzerne geben die gesunkenen Börsenstrompreise seit Jahren nicht an die Privathaushalte weiter. Die privaten Haushalte werden den Deal am Ende bezahlen", erklärt Lorenz Gösta Beutin mit Blick auf die Einigung von RWE und Eon, die RWE-Ökostromtochter Innogy unter sich aufzuteilen. Der klima- und energiepolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE weiter:

"Es ist schon absurd, dass ausgerechnet der Kohlekonzern RWE, dessen Vorstandschefs bis vor wenigen Jahren die Energiewende belächelt und bekämpft haben, damit zum drittgrößten Ökostromerzeuger Europas wird.

Der Kauf des Stromnetzes durch Eon führt auch in dieser Sparte zu neuer Konzentration. Eon spekuliert weiterhin auf die hohen Garantierenditen, welche die Verbraucherinnen und Verbraucher mit ihrer monatlichen Stromrechnung zu zahlen haben. Die Bürgerenergie als Garant für eine Energiewende der vielen Kleinen wird einer Energiewende der wenigen Großen weichen. Machen große Energiekonzerne den Durchmarsch, wird das nicht ohne Folgen für die Ökostrombranche bleiben.

Künftig wird die Bundesnetzagentur mal genauer hinsehen müssen. Ich erwarte, dass hier eine intensive und kritische kartellrechtliche Prüfung stattfinden wird. DIE LINKE fordert eine staatliche Stromaufsicht und Transparenz bei den Netzentgelten."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2044: Handelskrieg abwenden - deutsche Exportüberschüsse abbauen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. März 2018

Handelskrieg abwenden - deutsche Exportüberschüsse abbauen



"Die Drohungen Trumps gegen BMW und Mercedes sind ernst zu nehmen. Die USA sind nicht Griechenland. Die Weigerung der Bundesregierung, die Binnennachfrage durch Abschaffung der gesetzlichen Lohnbremsen der Agenda 2010 und öffentliche Investitionen anzuschieben, erweisen sich nun als Bumerang", erklärt Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, zu den jüngsten Äußerungen von US-Präsident Donald Trump, Strafzölle auf deutsche Autos zu erweitern. De Masi weiter:

"Die Bundesregierung kann sich weder hinter China noch der EU-Kommission verstecken. Mit US-Strafzöllen droht statt einer kontrollierten Anpassung der kalte Entzug des Exportjunkies Deutschland. Die Auswirkungen des Dieselbetrugs bzw. etwaiger Fahrverbote und der US-Handelspolitik könnten Deutschlands Industrie hart treffen.

Die Bundesregierung sollte sich daher von der schwarzen Null verabschieden und Lohndrückerei wie sachgrundlose Befristung verbieten, um Strafzölle zu vermeiden. Dies wäre ein diplomatisches Signal, um den Handelspartnern zu versichern, dass Deutschland sich an sein Stabilitätsgesetz von 1967 sowie internationale Spielregeln hält."

 * 
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BUNDESTAG/6995: Heute im Bundestag Nr. 143 - 12.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 143

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 12. März 2018, Redaktionsschluss: 13.50 Uhr

1. Neuorganisation des ATLAS-Verbundes

2. Kein Geld für Extremisten

3. Türkei unterstützt Ditib

4. Fast 750 Millionen Euro für Syrien-Hilfe

5. Offshore-Beteiligungen der DEG

6. Eurokrise und Wirtschaftsentwicklung



1. Neuorganisation des ATLAS-Verbundes

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung hält die geplante Neuorganisation
des sogenannten ATLAS-Verbundes europäischer Spezialeinsatzkommandos
für sinnvoll. Damit der Verbund auch künftig über eine planbar
gesicherte Finanzierung verfügen könne, sei die Einrichtung eines
Atlas Support Office (ASO) bei der Europäischen Polizeibehörde Europol
geboten, heißt es in der Antwort (19/1111) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/802) der Fraktion Die Linke.

Das jetzige Verfahren binde personelle Ressourcen bei der Einheit, die
die Präsidentschaft stelle. Durch die Einführung des
Unterstützungsbüros ASO und der damit einhergehenden "Verstetigung des
Personalkörpers" würden Synergieeffekte erreicht.

Bis Ende März 2018 werde der Abschluss einer Kooperationsvereinbarung
zwischen dem ATLAS-Netzwerk, Europol, der Europäischen Kommission und
der EU-Ratspräsidentschaft angestrebt. Zum 1. Januar 2019 solle das
neue dauerhafte Sekretariat (ASO) seine Arbeit aufnehmen.

 * 

2. Kein Geld für Extremisten

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesprogramme der Bundesregierung zur
Demokratieförderung und Extremismusprävention richten sich
ausdrücklich nicht gegen politische Parteien oder wollen willkürlich
die Chancengleichheit von Parteien beeinträchtigen. Derartige Projekte
seien nicht förderwürdig, schreibt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/1056) auf eine Kleine Anfrage (19/770) der AfD-Fraktion.
So sei ihr auch nicht bekannt, dass Projekte gefördert würden, die
sich gegen die Partei "Alternative für Deutschland" (AfD) richteten.

Die AfD-Fraktion hatte in ihrer Anfrage auf Veranstaltungen des
Vereins "Antifaschistische Politik & Kultur in Südthüringen e. V." in
Zusammenarbeit mit der sogenannten Antifa Arnstadt-Ilmenau
hingewiesen, beispielsweise auf einen Vortrag zum Thema "3 Monate AfD
im Thüringer Landtag - Zwischenbericht zum Rechtsruck in Thüringen" im
Jahr 2014. Diverse Veranstaltungen dieses Vereins seien im Zuge des
Bundesprogrammes "Demokratie leben!" vom Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend gefördert worden.

Die Bundesregierung betont, dass die erwähnten lokalen Veranstaltungen
Einzelmaßnahmen der Partnerschaften für Demokratie beziehungsweise der
Mikroprojektfonds der Lokalen Aktionspläne (Bundesprogramm "Toleranz
fördern - Kompetenz stärken") seien. Die Förderentscheidungen über
diese Einzelmaßnahmen oblägen deren Begleitausschüssen.

Darüber hinaus stellt sie klar, dass Organisationen, die mit
Bundesmitteln gefördert würden, "auf dem Boden unserer freiheitlichen
demokratischen Grundordnung stehen" müssten. In den Bundesprogrammen
"Demokratie leben!" und "Zusammenhalt durch Teilhabe" werde durch ein
Begleitschreiben zum Förderbescheid vorgeschrieben, dass keine
Steuergelder an demokratiefeindliche beziehungsweise extremistische
Organisationen oder Personen gehen dürften.

 * 

3. Türkei unterstützt Ditib

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Türkisch-Islamische Union der Anstalt für
Religion e.V. (Ditib) wird nach Angaben der Bundesregierung aus der
Türkei finanziell unterstützt. Die staatlichen finanziellen Leistungen
umfassten hauptsächlich Personalkosten vor allem für in
Ditib-Gemeinden eingesetzte Religionsbeauftragte (Imame) des
staatlichen türkischen Präsidiums für religiöse Angelegenheiten
(Diyanet), heißt es in der Antwort (19/988) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/710).

Ditib übe laut Satzung die Aufsicht über die ihr angeschlossenen
Vereine und Landesverbände aus. Wie die Aufsichtsfunktion in Bezug auf
die Landesverbände konkret ausgestaltet sei, werde in deren Satzungen
geregelt, die der Bundesregierung nicht vollständig bekannt seien.

 * 

4. Fast 750 Millionen Euro für Syrien-Hilfe

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Syrien war im Jahr 2016 Hauptempfängerland
bilateraler staatlicher Entwicklungszusammenarbeit des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ). Insgesamt 745,3 Millionen Euro erhielt das Bürgerkriegsland
laut einer Antwort (19/1086) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/782) der AfD-Fraktion. Pro Kopf entspricht das 39,78 Euro.
Das Nachbarland Irak erhielt 330,5 Millionen Euro.

Weitere Hauptempfängerstaaten der "Official Development Assistance",
kurz ODA, waren Schwellenländer wie China (756,3 Millionen Euro) und
Indien (559,1 Millionen Euro). Von der AfD-Fraktion gefragt, warum
Schwellenländer deutsche Entwicklungshilfe erhalten, erklärt die
Bundesregierung, in internationalen Entscheidungsprozessen spielten
diese Länder eine zunehmend wichtigere Rolle und wirkten "als
Wachstumspole und Vorbilder in ihrer jeweiligen Region". China
beispielsweise erhalte vor allem so genannte Förderkredite,
insbesondere zur Finanzierung des Schutzes globaler öffentlicher Güter
wie Umwelt- und Klimaschutz.

 * 

5. Offshore-Beteiligungen der DEG

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Beteiligung der Deutschen Investitions- und
Entwicklungsgesellschaft (DEG) an Unternehmen, Zweckgesellschaften und
Fonds in Offshore-Finanzplätzen (OFCs) ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/1050) der Fraktion Die Linke. Die Abgeordneten wollen unter
anderem wissen, wie sich die Anzahl der DEG-Beteiligungen in OFCs in
den vergangenen zehn Jahren entwickelt hat. Außerdem fragen sie, ob
die Bundesregierung die Einschätzung der Nichtregierungsorganisation
eurodad teilt, der zufolge die Geschäftspraxis der DEG die
umstrittenen Offshore-Standorte finanziell stärke und zusätzlich
legitimiere und außerdem Steuermindereinnahmen in Entwicklungsländern
zur Folge habe.

Die Linksfraktion hatte bereits in der vergangenen Wahlperiode eine
Kleine Anfrage (18/8373) zu diesem Thema gestellt. Sie ist der
Ansicht, dass die Bundesregierung ihr viele Antworten (18/8586) mit
dem pauschalen Hinweis auf das Bankgeheimnis schuldig geblieben sei.

 * 

6. Eurokrise und Wirtschaftsentwicklung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich in einer
Kleinen Anfrage (19/927) nach der wirtschaftlichen Entwicklung in der
Europäischen Union und der Eurozone infolge der Eurokrisenpolitik. So
soll die Bundesregierung angeben, wie sich die deutsche
Leistungsbilanz seit 1999 entwickelt hat und die Zahlen mit denen der
EU, der Eurozone, "Programmländern" wie Griechenland, Portugal,
Spanien, Irland und Zypern sowie Nicht-EU-Ländern vergleichen.
Außerdem wird nach weiteren Finanz- und Wirtschaftsdaten gefragt, etwa
nach der Entwicklung des Finanzsektors im Verhältnis zur
Wirtschaftsleistung in den EU-Ländern.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6994: Heute im Bundestag Nr. 142 - 12.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 142

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 12. März 2018, Redaktionsschluss: 12.05 Uhr

1. Straffreiheit bei Fahren ohne Fahrschein

2. Rund 13.700 Asylanträge in Brandenburg

3. 18 christenfeindliche Straftaten in 2017

4. Kein Kausalzusammenhang

5. Bilanz der Flexirente

6. Renten von Strafgefangenen



01. Straffreiheit bei Fahren ohne Fahrschein

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion Die Linke hat den Entwurf eines
Gesetzes (19/1115) vorgelegt, nach dem das Fahren ohne Fahrschein
keine Straftat mehr sein soll. Er sieht vor, in Paragraf 265a des
Strafgesetzbuches die Beförderungserschleichung als
Strafbarkeitsalternative zu streichen und das Fahren ohne Fahrschein
nicht mehr mit dem Strafrecht zu sanktionieren. Der bisherige Zustand
sei ungerecht, heißt es in dem Entwurf. Als Alternative nennen die
Abgeordneten die Herabstufung des "Schwarzfahrens" zu einer
Ordnungswidrigkeit, was aber unnötig erscheine. Eine Prognose der
genauen Kosten beziehungsweise der Ersparnis könne nicht aufgestellt
werden, aber durch die Entlastung von Justiz und Gerichten würden die
öffentlichen Haushalte voraussichtlich nicht unerheblich entlastet.

 * 

2. Rund 13.700 Asylanträge in Brandenburg

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Ende vergangenen Jahres waren im Land Brandenburg
1.373 Asylverfahren anhängig, darunter 1.263 aufgrund von Erstanträgen
und 110 aufgrund von Folgeanträgen. Das geht aus der Antwort (19/1088)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (18/785) der AfD-Fraktion
hervor. Die Asylbewerber kamen aus Afghanistan, Syrien, Russland, der
Türkei, Iran, Eritrea, Kenia, Irak, Libyen und Kamerun.

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in Brandenburg (BAMF) traf
2017 insgesamt 13.742 Asylentscheidungen. In 3.361 Fällen stellte die
Behörde aus unterschiedlichen Gründen ein Bleiberecht fest, in 6.691
Fällen wurden die Anträge abgelehnt. Ferner kam es in 3.690 Verfahren
zur Einstellung, etwa aufgrund des Dublin-Verfahrens oder weil Anträge
zurückgenommen wurden.

 * 

3. 18 christenfeindliche Straftaten in 2017

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Im Jahr 2017 wurden in Deutschland nach vorläufigen
Erhebungen 18 Straftaten mit einer christenfeindlichen Motivation
verübt. Darunter sei ein Tötungsdelikt gewesen, außerdem habe es zwölf
Fälle von Körperverletzung und drei im Bereich Nötigung/Bedrohung
gegeben, berichtet die Bundesregierung in einer Antwort (19/1044) auf
eine Kleine Anfrage (19/742) der AfD-Fraktion.

Ob diesen Fällen auch ein Sachverhalt der Konversion zum christlichen
Glauben zu Grunde liegt, werde statistisch nicht erfasst, heißt es
darin. Insgesamt seien 2017 46.194 Asylbewerber - darunter Erst- wie
Folgeantragsteller - christlichen Glaubens gewesen, 2016 lag ihre Zahl
bei 93.721.

Erst mit Wirkung vom 1. Januar 2017 sei es möglich, politisch
motivierte Straftaten gegen Christen "trennscharf abzubilden", führt
die Bundesregierung weiter aus. Vor diesem Zeitpunkt begangene
christenfeindlich motivierte Straftaten seien als Teil der
Hasskriminalität mit dem Unterthema "Religion" gemeldet worden. Somit
existierten aus den Jahren vor 2017 keine unmittelbar vergleichbaren
Fallzahlen.

 * 

4. Kein Kausalzusammenhang

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Ob der Anstieg von terrorverdächtigen Flüchtlingen
und Migranten in den vergangenen Jahren auf die "Migrationskrise 2015"
(AfD) zurückzuführen ist, kann nach Angaben der Bundesregierung nicht
klar beantwortet werden. Wie sie in einer Antwort (19/1059) auf eine
erneute Kleine Anfrage (19/783) der AfD-Fraktion zum Thema ausführt,
ermöglichten die vom Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof
elektronisch erfassten Daten zu jeweils eingeleiteten
Ermittlungsverfahren"keine Differenzierung ausländischer
Staatsangehöriger nach ihrem jeweiligen ausländerrechtlichen Status".
Deshalb sei auf Grundlage dieser Daten die "erbetene Bejahung oder
Verneinung eines Kausalzusammenhangs nicht möglich".

Bereits im Dezember 2017 hatte die AfD-Fraktion sich mittels einer
Kleinen Anfrage (19/195) nach "terrorverdächtigen nichtdeutschen
Staatsangehörigen und Flüchtlingen" erkundigt. Die Bundesregierung
hatte in ihrer Antwort (19/328) darauf hingewiesen, dass für die
Beantwortung lediglich Angaben zur Staatsangehörigkeit der
Beschuldigten zur Verfügung stünden.

 * 

5. Bilanz der Flexirente

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich in
einer Kleinen Anfrage (19/1026) nach der Entwicklung der im
vergangenen Jahr beschlossenen Flexirente. Die Fraktion fragt die
Bundesregierung unter anderem, wie viele Rentenversicherte eine
Teilrente in Anspruch genommen haben und wie hoch diese
durchschnittlich war. Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, wie
hoch die Zahl von beschäftigten oder selbstständigen Pensionären ist.

 * 

6. Renten von Strafgefangenen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Mit der lückenhaften Einbeziehung von Strafgefangenen
in die Rentenversicherung beschäftigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/1021). Die Fraktion will von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie viel Prozent der Gefangenen
zur Arbeit verpflichtet sind und wie viele trotz einer Beschäftigung
nicht versichert sind. Außerdem interessieren sich die Grünen dafür,
welche Schritte unternommen werden, um die Versicherungssituation und
damit die Resozialisierung der Gefangenen nach der Haft zu verbessern.

 * 
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HAMBURG/4307: SPD enttäuscht Hoffnungen auf sozialere und demokratischere Politik (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. März 2018

SPD enttäuscht Hoffnungen auf sozialere und demokratischere Politik



Der scheidende Erste Bürgermeister Olaf Scholz hat für die Nachfolge in
seinem Amt den bisherigen Finanzsenator Peter Tschentscher vorgeschlagen.
"Mit einem frischen Bürgermeister hatten viele Hamburgerinnen und Hamburger
die Hoffnung auf einen Richtungswechsel hin zu einer sozialeren Politik,
auf Offenheit und ein Ende der reinen Fokussierung auf die Bedürfnisse der
Wirtschaft verbunden. Dass Scholz nun an seinen Zwilling im Geiste abgibt,
lässt aber ein ,Weiter so? der Kürzungen und des kalten Durchregierens
befürchten", erklären dazu die Vorsitzenden der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Cansu Özdemir und Sabine Boeddinghaus. "Die
Fehleranalyse und Neuausrichtung, die die SPD nach ihrem desaströsen
Ergebnis bei der Bundestagswahl versprochen hat, wäre auch in Hamburg
dringend nötig. Bei allem Respekt vor dem Finanzsenator - durch Visionen
für Hamburgs Zukunft ist er bisher nicht aufgefallen. Hamburg braucht aber
gerade nach Scholz nicht noch einen Verwalter, sondern eine echte soziale
und demokratische Politik. Die Fraktion DIE LINKE wird auch diesem
Bürgermeister genau auf die Finger schauen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. März 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3114: Polizisten nicht für Wahlkampf in Bayern instrumentalisieren (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 12. März 2018

Polizisten aus MV nicht für Wahlkampf in Bayern instrumentalisieren



Anlässlich der Debatte über mehr Stellen bei der Landespolizei erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thoma Krüger:

"Zunächst bin ich froh, dass die Zahl der Wohnungseinbrüche im Land deutlich gesunken ist. Das zeigt, wie gut präventive Maßnahmen wirken. Dennoch dürfen wir uns nicht darauf ausruhen; denn jeder Wohnungseinbruch bedeutet eine traumatisierende Erfahrung für die Opfer. In diesem Zusammenhang ist für mich völlig unverständlich, dass wir nicht schleunigst die 30 Bundespolizisten zurückholen, die noch immer ständig abgeordnet sind für eine Symbolpolitik im Einsatz an der Grenze zwischen Bayern und Österreich. Die Beamten werden hier im Grenzgebiet gebraucht und an den Bahnhöfen. Gleichzeitig würden sie die Kräfte hier im Land endlich wieder entlasten. Die Beamten und Beamtinnen dürfen nicht für den Wahlkampf des Herrn Söder von der CSU instrumentalisiert werden. Es wäre daher eine gute Idee, wenn sich Innenminister Lorenz Caffier bei seinem designierten Amtskollegen Seehofer dafür einsetzte, die Kräfte wieder nach Hause zu schicken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/4742: Tourismus-Kommission berät über Dachmarke für Rheinland-Pfalz (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
09.03.2018

Tourismus-Kommission berät über Dachmarke für Rheinland-Pfalz



Die Enquete-Kommission Tourismus des Landtags hat sich in dieser Woche
auf der Internationalen Tourismusbörse ITB in Berlin über aktuelle
Entwicklungen im Tourismus informiert. Am Rande der Tourismusmesse
tagte die Expertenkommission heute zum Thema Dachmarke. Dazu erklären
der tourismuspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Fredi
Winter, und die SPD-Obfrau in der Tourismus-Enquete, Nina Klinkel:

"Rheinland-Pfalz präsentiert sich auf der diesjährigen Internationalen
Tourismusbörse als gastfreundliches Urlaubsland, in dem Genuss und
Lebensfreude großgeschrieben werden. Besucherinnen und Besucher
erhalten am ansprechenden Auftritt der rheinland-pfälzischen
Gastlandschaften eindrucksvolle Einblicke, welche einzigartigen Natur-
und Kulturschätze es im Erlebnisland Rheinland-Pfalz zu entdecken
gilt. Offenkundig wurden jedoch auch die großen Herausforderungen, vor
denen der rheinland-pfälzische Tourismus steht. Notwendig sind kluge
Strategien, die konsequent auf den besonderen Stärken von
Rheinland-Pfalz als Erlebnisland aufbauen. Wenn es darum geht, den
rheinland-pfälzischen Tourismus nach vorne zu bringen, können
pauschale Forderungen nach Finanzspritzen des Landes, wie sie von
manchen vorgebracht werden, daher nicht das Allheilmittel sein. Es ist
daher genau richtig, dass Landesregierung, Fraktionen, touristische
Regionen und Branchenverbände auf dem Weg zu einer passgenauen
Tourismusstrategie für Rheinland-Pfalz an einem Strang ziehen", sagt
Winter.

Klinkel weiter: "Die heutige Anhörung der Enquete-Kommission zum Thema
Dachmarke hat gezeigt, dass eine touristische Dachmarke
vielversprechende Synergieeffekte entfalten kann. Vom beträchtlichen
Potenzial einer unverwechselbaren Dachmarke kann auch die
rheinland-pfälzische Tourismuswirtschaft enorm profitieren. So schafft
eine Dachmarke etwa Anreize, Strukturen effizient zu bündeln und
Kompetenzen zu stärken. Dabei ist klar: Eine gute Dachmarke lässt Raum
für starke Regionalmarken. Bereits der Prozess der Markenbildung
sollte daher vielfältige Beteiligungsmöglichkeiten bereithalten und
kann auf diese Weise identitätsstiftend für Bürgerinnen und Bürger
wirken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. März 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4741: Rheinland-Pfalz kann Vorreiter des nachhaltigen Tourismus werden (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 08.03.2018

Rheinland-Pfalz kann Vorreiter des nachhaltigen Tourismus werden -
Nationalpark Hunsrück-Hochwald gutes Beispiel



Jutta Blatzheim-Roegler, tourismuspolitische Sprecherin der GRÜNEN
Landtagsfraktion, äußert sich anlässlich des ITB-Besuchs der
Enquete-Kommission "Tourismus in RLP":

"Wer wandern, radeln oder Wein trinken will, findet in Rheinland-Pfalz
tolle Gelegenheiten dazu und eine herzliche Gastfreundschaft. Mit den
richtigen politischen Weichenstellungen hat Rheinland-Pfalz das Zeug,
ein Vorreiter des nachhaltigen Tourismus zu werden. Dass abseits des
Boomsektors Städtetourismus eine wachsende Nachfrage nach
Naturerlebnissen und nachhaltigem Tourismus besteht, beweist der
Nationalpark Hunsrück-Hochwald. Obwohl erst etwa 30 Prozent seiner
Fläche der Wildnis überlassen sind, konnte bei den Rangertouren
zuletzt ein Teilnehmerplus um 60 Prozent gegenüber dem Vorjahr
verzeichnet werden. Für uns GRÜNE stehen die Natur und die Entwicklung
eines nachhaltigen Tourismus daher im Fokus der weiteren Entwicklung
im Land. Die Enquete-Kommission wird noch in diesem Jahr die
Nationalparkregion besuchen und sich über die positive Entwicklung
informieren.

Die Enquete-Kommission "Tourismus in RLP" will mit ihrem Besuch auf
der ITB aber auch über den Tellerrand blicken, um sich über gute
Beispiele für eine gelungene Tourismusstrategie anderer
Tourismusregionen zu informieren, wie dem Allgäu oder Südtirol. Trotz
einer positiven Entwicklung der Gästezahlen steht Rheinland-Pfalz vor
Herausforderungen im Gastgewerbe und bei den Mobilitätsangeboten und
weist nach wie vor zu kleine Organisationsstrukturen im Tourismus auf.
Tourismus ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor in unserem Land, und
daher gilt es alle Potentiale auszuschöpfen. Mehr Geld mit der
Gießkanne übers Land zu verteilen, wie es die CDU fordert, wird
alleine nicht reichen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. März 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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INNEN/3011: Andrea Nahles zum Tod von Kardinal Lehmann


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. März 2018

Andrea Nahles zum Tod von Kardinal Lehmann



Die Pressesprecherin der SPD-Bundestagsfraktion Lena Daldrup teilt mit: Wir trauern um Karl Kardinal Lehmann.

"Wir trauern um Karl Kardinal Lehmann. Der Tod des langjährigen Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz ist ein großer Verlust. Deutschland verliert einen weltoffenen Geistlichen und Universalgelehrten, der wie kein anderer die katholische Kirche geprägt hat.

Kardinal Lehmann war ein großer Menschenfreund und Reformer, der in der Gesellschaft breite Akzeptanz und durch sein Wirken und seine Sprache Gehör gefunden hat. Er erkannte im Laufe seines bewegten Lebens die Zeichen der Zeit und plädierte früh für eine Weiterentwicklung der Kirche im Geiste der Ökumene. Er suchte stets das Verbindende statt das Trennende und prägte damit das Bild seiner Kirche und des Bistums in Mainz.

Kardinal Lehmann war 33 Jahre Mainzer Bischof und 21 Jahre Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz. Heute morgen ist er gestorben. Wir verlieren einen großen Bürger unserer Zeit und gedenken seiner in Stille."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. März 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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INNEN/3010: Lars Klingbeil gratuliert Wolfgang Tiefensee


SPD-Pressemitteilung vom 11. März 2018

Lars Klingbeil gratuliert Wolfgang Tiefensee



Der SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil gratuliert Wolfgang Tiefensee zu seiner Wahl zum Landesvorsitzenden der SPD Thüringen:

Die SPD Thüringen hat heute in Weimar gezeigt, dass sie hinter Wolfgang Tiefensee steht und hat ihn mit einem klaren Ergebnis zum neuen Landesvorsitzenden gewählt. Wolfgang Tiefensee ist ein Politiker mit großem Know-How und wird der SPD in Thüringen neue Impulse geben. Ich gratuliere ihm ganz herzlich zu seiner Wahl und freue mich auf die Zusammenarbeit im vor uns liegenden Erneuerungsprozess.

Mein Dank gilt Heike Taubert, die die SPD Thüringen als amtierende Vorsitzende mit ruhiger Hand durch eine Phase des Übergangs geführt hat, sowie Andreas Bausewein, der dem Landesverband drei Jahre vorsaß. Ihm wünsche ich für die Oberbürgermeisterwahl in Erfurt viel Kraft und Erfolg.

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 11. März 2018

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de
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LATEINAMERIKA/1761: Chile - neue Abgeordnete von Frente Amplio treten ihr Amt an (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Chile: neue Abgeordnete von Frente Amplio treten ihr Amt an

Von Pía Figueroa, 12. März 2018






[image: Die neuen Abgeordneten von Frente Amplio beim Gruppenselfie - Bild: © Dalia Chiu]

Bild: © Dalia Chiu



Gestern Vormittag traten die neu gewählten Parlamentarier aller
Parteien, darunter auch die 20 Abgeordneten von Frente Amplio, im Sitz
das nationalen Kongresses in Valparaíso, Chile, ihr Amt an.

Trotz der äußerst formellen Zeremonie sorgten die drei humanistischen
Abgeordneten Tomás Hirsch, Pamela Jiles und Raúl Florcita Alarcón für
gute Stimmung und Letzterer wurde wegen seiner bunten Garderobe zum
Thema des Tages auf Twitter. Seines Zeichens Künstler mit nationalem
Bekanntheitsgrad nahm der frisch gewählte Abgeordnete an seiner ersten
Sitzung in einem weißen Mantel mit schwarzen Sternen und Antennen auf
dem Kopf teil, die er auch bei seinen Auftritten trägt. "Die Leute
haben mich für das gewählt, was ich bin, und im Kongress zu sein
ändert nichts an meinem Weg als Künstler und an meinem Beitrag zur
Demokratie durch die Musik" erklärte der Sänger, der jetzt Teil des
Ausschusses für Kultur im Abgeordnetenhaus ist.

Pamela Jiles wird im Ausschuss für Familie arbeiten, während Tomás
Hirsch in den beiden Ausschüssen für die Verfassung sowie für
Wissenschaft und Technologie sitzen wird. Die insgesamt zwanzig
Parlamentarier von Frente Amplio bekundeten erneut ihre Unterstützung
für Maya Fernández zur Wahl als Vorsitzende des Abgeordnetenhauses und
verteilten sich dann auf die verschiedenen Arbeitsbereiche innerhalb
des Kongresses.

So begann also offiziell diese neue Etappe für das politische Bündnis
Frente Amplio.

Nach Beendigung der formellen Zeremonien ging es auf die Straße zur
Plaza Victoria im Zentrum von Valparaíso, wo sie ihre Verpflichtungen
gegenüber den Menschen wahrnahmen, den Menschen die sie gewählt haben
und von denen sie für das, was sie als Abgeordnete tun werden,
beurteilt werden wollen.


Über die Autorin

Pía Figueroa - Vize-Direktorin von Pressenza, Humanistin, Autorin.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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HOCHSCHULE/2189: "Netzwerk Offene Hochschulen" erhält erneut Förderung (Uni Oldenburg)


Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg - 12. März 2018

"Netzwerk Offene Hochschulen" erhält erneut Förderung

Projekt mit Beteiligung der Universität Oldenburg setzt sich für Öffnung
der Hochschulen für Fachkräfte ein



Oldenburg. Studieren, auch wenn man berufstätig ist oder eine Familienpause
eingelegt hat - die Einführung von wissenschaftlichen
Weiterbildungsangeboten, die das ermöglichen, fördert der
Bund-Länder-Wettbewerb "Aufstieg durch Bildung: offene Hochschulen". Die
Universität Oldenburg erhält für die nächsten zweieinhalb Jahre 200.000
Euro vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) für die
Koordination des "Netzwerks Offene Hochschulen". Diese Initiative ist 2015
innerhalb des Bund-Länder-Wettbewerbs entstanden. Zum Auftakt der zweiten
Förderperiode findet in Kürze das erste Arbeitstreffen des Netzwerks im
Kulturzentrum PFL in Oldenburg statt.

"Das Netzwerk setzt sich dafür ein, das Konzept des lebenslangen Lernens
langfristig in der deutschen Hochschullandschaft zu etablieren", erläutert
Joachim Stöter, der am Center für lebenslanges Lernen (C3L) sowie am
Institut für Pädagogik für Weiterbildung und Bildungsmanagement zuständig
ist. Das "Netzwerk Offene Hochschulen" unterstützte bisher insgesamt 73 im
Wettbewerb geförderte Projekte. Mit Ablauf der ersten Förderphase im
vergangenen Jahr verbleiben davon derzeit noch 47 Projekte. Das Netzwerk
wird von drei Standorten aus koordiniert: Neben der Universität Oldenburg
haben die Bauhaus-Universität Weimar und die Universität Ulm die Leitung
übernommen.

Das Netzwerk ist inzwischen über den Wettbewerb hinaus angewachsen.
"Mittlerweile sind gut 120 Institutionen und Projekte aktiv beteiligt",
berichtet Stöter. Es finden Arbeitstreffen, Webinare und gemeinsame Besuche
von Weiterbildungseinrichtungen statt, um die Vernetzung der Beteiligten zu
fördern.

Neben der Koordination des Netzwerks begleitet die Universität Oldenburg
den Wettbewerb "Aufstieg durch Bildung: offene Hochschulen"
wissenschaftlich und arbeitet dabei unter anderem mit der FernUniversität
in Hagen zusammen, hat ein Projekt zur Entwicklung berufsbegleitender
Studienangebote in MINT-Fächern abgeschlossen und ist an einem Vorhaben zum
Aufbau berufsbegleitender Studienangebote in den Pflege- und
Gesundheitswissenschaften beteiligt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 066/18 vom 12. März 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Redaktion: Dr. Corinna Dahm-Brey

26111 Oldenburg

Telefon: (0441) 7 98 - 54 46, Fax: (0441) 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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SCHULE/740: "Am richtigen Ort in Bewegung" (idw)


Europa-Universität Flensburg - 09.03.2018

"Am richtigen Ort in Bewegung"

Auf dem 11. Bundeskongress der Zentren für Lehrerbildung und Professional
Schools of Education in Flensburg wurde über die Organisation der
bestmöglichen Lehrkräftebildung diskutiert



"Bei uns sind Sie am richtigen Ort". Mit diesen Worten begrüßte der
Präsident der Europa-Universität Flensburg (EUF), Werner Reinhart, die
etwa 150 Vertreterinnen und Vertreter von rund 25 Zentren für
Lehrerbildung und Professional Schools of Education aus ganz Deutschland.
Denn die EUF bilde seit 1946 Lehrerinnen und Lehrer aus. Für die
Weiterentwicklung von lehramtsbezogenen Studiengängen seien die Zentren
für Lehrerbildung und Professionell Schools of Education unverzichtbar.
"Sie sind der Motor für Innovation und Weiterentwicklung, indem sie
gesellschaftliche Entwicklungen aufgreifen und ihre Relevanz für den
schulischen Alltag überprüfen", sagte Reinhart.

Auf dem diesjährigen Bundeskongress der Zentren für Lehrerbildung und
Professional Schools of Education wurde unter dem Motto "In Bewegung" über
Ziele, Aufgaben, Organisationsformen und Herausforderungen der Zentren und
Schools diskutiert. Die Zentren bilden eine Schnittstelle zwischen
Hochschullehrenden, Studierenden in den Hochschulen, Lehrkräften aus den
Schulen und den an der Lehrerbildung Beteiligten aus Politik,
Schulbehörden und Verbänden. Die Zentren organisieren, reflektieren,
erforschen und entwickeln die Lehrerbildung an den Hochschulen.

"Wir haben uns auf der Tagung viel vorgenommen", sagte Jens Winkel,
Geschäftsführer des Zentrums für Lehrerinnen- und Lehrerbildung an der
EUF. "Wir wollen schauen, wie wir Lehrerbildung mit Blick auf eine
professionelle Organisationsentwicklung in Universitäten besser
voranbringen können und zugleich schauen, wie wir selbst für diese
wichtige Aufgabe gut intern organisiert sein sollten."

Dorit Stenke, für Bildung zuständige Staatssekretärin im Ministerium für
Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein,
unterstützte dieses Anliegen in ihrer Begrüßung: "Wir wünschen uns im Land
starke Zentren für Lehrerbildung, die aktiv Koordination, Abstimmung und
Vernetzung aller beteiligten Akteure fördern und den Wert der
Lehrerbildung in den Hochschulen und das Ansehen von Lehrerinnen und
Lehrern in der Gesellschaft stärken."

Der Paderborner Arbeits- und Organisationspsychologe Niclas Schaper von
der Universität Paderborn fragte in seiner Keynote, wie die Zentren dem
Entwicklungsbedarf in der Lehrerbildung strategischer, struktureller,
kultureller und aufgabenbezogener Enzwicklung wirkungsvoll begegnen
können.

Nils Berkemeyer, Schulpädagoge und Schulentwickler an der
Friedrich-Schiller-Universität Jena, beleuchtete in seiner Keynote die
besonderen Rahmenbedingungen in der Lehrerbildung. Lehrerbildung erfolgt
aufgrund der unterschiedlichen Zuständigkeiten, Kompetenzen und
Ausbildungsphasen oft in Netzwerken. Netzwerkarbeit erfordert stetige und
konfliktreiche Aushandlungs- und Verteilungsprozesse, die - so seine These -
besonderer Wertschätzung und Anerkennung bedürfen. "
Lehrerinnenbildungsreform mit struktureller Reichweite bleibt riskant und
unwahrscheinlich, ist aber nicht unmöglich", lautete sein Fazit.

In den folgenden Bildungskongressen in Passau und Köln werden sich die
Zentren und Schools stärker vernetzen, um die universitäre Organisation
der Lehrerbildung bestmöglich unterstützen und ausgestalten zu können.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution134

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Europa-Universität Flensburg, Kathrin Fischer, 09.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/028: Eine ostdeutsche Ministerin im Bundeskabinett - Signal oder Symbolpolitik? (idw)


Universität Leipzig - 09.03.2018

Eine ostdeutsche Ministerin im Bundeskabinett - Signal oder
Symbolpolitik?



Das neue Kabinett ist komplett. Es ist jünger und weiblicher geworden -
doch Kritiker monieren, dass es nur eine Ostdeutsche auf einen
Ministerposten geschafft hat. Aber ist das rund 30 Jahre nach der
Wiedervereinigung überhaupt noch ein Thema? Und warum landen Ostdeutsche
selten in Führungspositionen? Dr. Lars Vogel, Politikwissenschaftler der
Universität Leipzig, weiß Antworten auf diese Fragen. Seine
Forschungsschwerpunkte liegen auf politischer Repräsentation, Eliten,
Populismus und Rechtsextremismus. Die neue Bundesregierung hat er sich
genau angesehen.


Jünger, weiblicher, neue Gesichter - haben CDU/CSU und SPD bei der
Benennung ihrer Minister nicht alles richtig gemacht? Sogar eine
ostdeutsche Ministerin ist dabei - ist das in Ihren Augen wichtig?

In der Personaldiskussion für das neue Kabinett lag ein großes Gewicht auf
äußerlichen und somit leicht sichtbaren Merkmalen, wie Geschlecht und
Alter. Das zeigt, welches Gewicht die Parteien solchen Eigenschaften in
der Politik zuschreiben. Damit wird Symbolpolitik gemacht: Wir stehen für
Verjüngung und Gleichberechtigung, ohne dass damit bereits substanzielle
Politikänderungen verbunden sein müssen. Doch wird Politik eben auch, und
oft sogar vorrangig, über solche Symbole wahrgenommen. Gerade vor diesem
Hintergrund ist es wichtig und richtig, die Ostdeutschen als eine
Bevölkerungsgruppe, die in vielerlei Hinsicht spezifische Interessen
besitzt und eine kollektive Identität zu verteidigen sucht, auch
symbolisch am Kabinettstisch zu platzieren. Der in Ost- weiter als in
Westdeutschland verbreiteten Haltung, nicht ganz dazu zu gehören, wird
damit entgegengewirkt.

Ostdeutsche sind in den Führungsetagen von Politik und Wirtschaft
generell unterrepräsentiert - welche Auswirkungen und Konsequenzen hat
das für Ostdeutschland und Deutschland insgesamt?

Die Unterrepräsentation von Ostdeutschen in der Politik generell ist,
weiten wir einmal den Blick über das verhältnismäßig kleine Bundeskabinett
hinaus, nur gering ausgeprägt. Allerdings sind Ostdeutsche in nahezu allen
anderen bundesdeutschen Führungspositionen und selbst in
Führungspositionen in Ostdeutschland deutlich seltener vertreten, als es
ihrem Bevölkerungsanteil entspricht. Neben der Frage nach ungleich
verteilten Aufstiegschancen ist hier vor allem problematisch, dass der
ostspezifische Erfahrungsschatz nicht ausreichend in
Entscheidungsprozessen berücksichtigt wird und damit neue Perspektiven auf
Problemlagen verschenkt werden. Als ostspezifisch wäre insbesondere die
Erfahrung eines abrupten Systemumbruchs mit neuen Möglichkeiten und
Unsicherheiten zu nennen. Auch mit den Großtrends, wie demografischer
Wandel, Landflucht, geringere Bedeutung alter und neuer
zivilgesellschaftlicher Organisationen sowie Demokratieentfremdung, haben
Ostdeutsche schon länger Erfahrung. Schließlich schmälert die
Unterrepräsentation das Gefühl gleichberechtigter Teilhabe an Gesellschaft
und Politik und führt zu Rückzugs- und Abwehrreaktionen in Ostdeutschland.

Streben Ostdeutsche denn generell weniger nach Macht- und
Führungspositionen?

Das ist noch unbekannt, aber einen durchaus plausiblen Erklärungsversuch
bildet die Tatsache der großen Unsicherheiten ab 1989. Diese könnten unter
Ostdeutschen eine Bevorzugung sicherer beruflicher Laufbahnen tradiert
haben, die jedoch nicht bis in Spitzenpositionen führen. Eine auf
beruflichen oder sonstigen Präferenzen basierende Selbstexklusion wird
jedoch als nachrangige Ursache für die Unterrepräsentation der
Ostdeutschen diskutiert. Bedeutender sind vielmehr Spätfolgen des
Elitenimports aus Westdeutschland nach 1989, der westdeutsche Netzwerke
der Macht in Ostdeutschland etabliert hat. Die darin Etablierten
präferieren unbewusst Nachrücker mit westdeutscher Prägung und erhalten
somit die Unterrepräsentation aufrecht.


Weitere Informationen unter:

www.sozphil.uni-leipzig.de/cm/powi/dr-lars-vogel/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 09.03.2018

WWW: http://idw-online.de
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STANDPUNKT/737: Die große Verschwörung (Uri Avnery)


Die große Verschwörung

Von Uri Avnery, 10. März 2018



IM HERBST 1948 wurde ich nach etwa acht Monaten ununterbrochenen
Kämpfens in den stolzen Rang eines Korporals befördert. Nachdem ich an
einem Crash-Kurs für Truppführer teilgenommen hatte, durfte ich mir
meine neuen Soldaten - entweder Neueinwanderer aus Polen oder aus
Marokko - auswählen.

(Alle wollten Bulgaren, aber die Bulgaren waren schon vergeben. Sie
waren als ausgezeichnete, disziplinierte und stoische Kämpfer
bekannt.)

Ich wählte die Marokkaner. Ich bekam auch zwei Tunesier und fünf
Türken, insgesamt 15 Mann. Alle waren gerade auf einem Schiff ins Land
gekommen und fast keiner von ihnen sprach Hebräisch. Wie sollte man
ihnen dann wohl erklären, dass eine Handgranate hoch fliegt und dann
in einem scharfen Winkel wieder runterkommt?

Zum Glück konnte einer etwas Hebräisch, also übersetzte er ins
Französische, einer der Türken verstand etwas Französisch und er
übersetzte ins Türkische, so kamen wir also zurecht.

Es war nicht leicht. Es gab eine Menge psychischer Probleme. Ich
beschloss, mich, so sehr ich konnte, anzupassen. Ein Beispiel: Eines
Tages bekamen wir den Befehl, zum Strand zu fahren und einen Lastwagen
mit Sand zu beladen, damit das Lager um einige Zelte erweitert werden
konnte.

Als wir am Strand ankamen, bewegte sich keiner meiner Soldaten. "Wir
sind zum Kämpfen und nicht zum Arbeiten in dieses Land gekommen!",
erklärte mir ihr Sprecher.

Ich war verblüfft. Was sollte ich machen? Der Kurs hatte mich auf eine
solche Situation nicht vorbereitet. Dann hatte ich eine Idee. Ich
sagte: "Ihr habt ganz recht. Setzt euch bitte unter diesen Baum und
genießt den Schatten!"

Ich nahm einen Spaten und fing zu graben an. Ich hörte sie flüstern.
Dann stand einer auf und nahm einen Spaten. Dann noch einer. Am Ende
arbeiteten wir alle glücklich gemeinsam.



UNGLÜCKLICHERWEISE waren wir eine Ausnahme. Die meisten Aschkenasen
(Juden europäischer Herkunft), die im Land geboren oder Jahre zuvor
eingewandert waren, dachten, sie hätten ihr Teil getan und genug
gelitten und nun sei es an den orientalischen Einwanderern, ihr Teil
zu tun. Die kulturellen Unterschiede waren riesig, aber niemand
kümmerte sich viel darum.

Bald nach dieser Szene bekamen wir die Erlaubnis, für ein paar Stunden
nach Tel Aviv zu fahren. Als ich auf den Lastwagen stieg, bemerkte
ich, dass einige meiner Männer nicht aufstiegen. "Seid ihr verrückt?"
rief ich. "Urlaub in Tel Aviv ist das Paradies!"

"Nicht für uns", antworteten sie. "Die Mädchen in Tel Aviv gehen nicht
mit uns. Sie nennen uns marokkanische Messer." Tatsächlich hatte es
einige Fälle gegeben, in denen heißblütige Marokkaner sich beleidigt
gefühlt und Leute mit Messern angegriffen hatten.

Meine Haltung "meinen Marokkanern" gegenüber zahlte sich aus. Als ich
schwer verwundet worden war, brachten mich vier von ihnen unter
Einsatz ihres Lebens aus dem heftigen Feuer der Feinde heraus. Sie
schenkten mir damit (bisher) 70 weitere Lebensjahre.

Als ich einige Jahre später schon Chefredakteur eines
Nachrichtenmagazins war, veröffentlichte ich eine Reihe aufklärender
Artikel unter dem Titel: "Sie scheißen auf die Schwarzen". Die Reihe
enthielt Enthüllungen über die Diskriminierung der orientalischen
Einwanderer (Spitzname: "Schwarze", obwohl sie braun waren). Die
Artikel lösten im ganzen Land einen Sturm der Empörung aus.
Diskriminierung wurde geleugnet, sie durfte nicht einmal erwähnt
werden.

Ende der 1950er Jahre erregte ein kleiner Zwischenfall im
Wadi-Salib-Viertel von Haifa große Unruhen unter den orientalischen
Juden. Die gesamte Presse ergriff für die Polizei Partei, mein Magazin
war das einzige Presseorgan, das die Rebellierenden rechtfertigte.



ICH ERZÄHLE alle diese alten Geschichten, weil sie plötzlich sehr
aktuell geworden sind.

Die Fernseh-Serie eines orientalischen Filmautors erregt einen Sturm
in Israel. Die Serie heißt "Salah, dies ist das Land Israel". Der
Autor erhebt den Anspruch, die Erfahrungen seiner Großeltern
darzustellen, die in den frühen 1950er Jahren nach Israel gekommen
waren. Salah ist ein arabischer Vorname.

Sie wollten sich in Jerusalem niederlassen, dem einzigen Ort im Land,
dessen Namen sie kannten. Stattdessen brachte man sie in ein leeres
Gebiet in der Wüste, warf sie von den Lastwagen und ließ sie in Zelten
dahinvegetieren, ohne dass sie andere Arbeit gehabt hätten als ein
paar Tage im Monat "Notarbeit": Löcher für Bäume graben.

Der Filmemacher David Deri nennt es eine riesige "Verschwörung" der
Aschkenasen: Sie ließen die orientalischen Juden kommen, um sie in der
Wüste auszusetzen und sie dort im Stich zu lassen, wo sie Hunger und
Entbehrungen zum Opfer fielen.

Deri hat das nicht erfunden. Er zitiert ausführlich aus geheimen
offiziellen Protokollen, in denen die Operation lang und breit
erörtert und zur nationalen Notwendigkeit erklärt wird. Die Orientalen
sollten die leeren Gebiete (aus denen zuvor die Araber vertrieben
worden waren) füllen.

Alle Tatsachen stimmen. Und doch ist das Gesamtbild falsch. Deri
versucht nicht, dieses Kapitel der Geschichte objektiv darzustellen.
Er hat ein Propaganda-Stück produziert.



ICH WILL noch einmal von meinen eigenen Erfahrungen sprechen.

Ich wurde als Kind wohlhabender Eltern in Deutschland geboren. Als die
Nazis 1933 die Macht übernahmen, beschloss mein Vater unmittelbar
darauf, Deutschland zu verlassen und nach Palästina auszuwandern.

Dort empfing uns niemand mit einem Blumenstrauß. Wir mussten uns
alleine durchschlagen. Wir brachten viel Geld mit. Mein Vater war die
damals im Land herrschenden Handelssitten nicht gewohnt und wir
verloren deshalb innerhalb eines Jahres unser ganzes Geld.

Meine Eltern hatten in Deutschland niemals körperliche Arbeit
geleistet und nun mussten sie 10-12 Stunden am Tag schwer arbeiten.
Als ich das sah, ging ich nach der 7. Grundschulklasse von der Schule
ab und fing mit 14 Jahren zu arbeiten an, ebenso wie meine
Geschwister. Keiner von uns beklagte sich. Die Ereignisse in
Deutschland gemahnten uns jeden Tag daran, welchem Unheil wir
entkommen waren.

Für die Neueinwanderer war - und ist es immer und überall - schwer
gewesen. Wir wollten "unser" Land aufbauen. Von den Einwanderern, die
nach dem Zweiten Weltkrieg aus Ost und West kamen, wurde dasselbe
erwartet.

In den 1950er Jahren freundete ich mich mit einem der
Hauptorganisatoren der "Eingliederung", mit Lowa Eliaw, an. Er
erzählte mir, dass die Einwanderer aus dem Osten und aus dem Westen in
die leere Lachisch-Region gebracht wurden. Wenn sie sich weigerten,
von den Lastwagen herunterzusteigen, sollte der Fahrer den
Ablademechanismus betätigen und die Menschen auf den Boden rutschen
lassen. Lowa schämte sich nicht deswegen - für ihn gehörte es zum
Aufbau des Landes.

Lowa war übrigens einer der größten Idealisten im Land. In schon
fortgeschrittenem Alter ging auch er in die Wüste in der Nähe der
Grenze zu Ägypten, um dort mit jungen Menschen zu leben. Für sie baute
er ein neues Dorf - weit weg von allem.

Deri entdeckte, dass Polizeispitzel Gruppen von "Orientalen"
infiltriert hatten. Darüber musste ich laut lachen. Schließlich war es
ein offenes Geheimnis, dass der Geheimdienst viele Jahre lang jede
Bewegung meiner Redaktionsmitglieder, besonders meine, ausgespäht
hatte.

Deri lässt sich nicht von der Tatsache irritieren, dass in jenen
Jahren die Kommunisten viel schlechter behandelt wurden, ganz zu
schweigen von den arabischen Bürgern, die unter der
"Militärherrschaft" täglich Repressalien ausgesetzt waren.

Alles in allem hat Deri tatsächlich weder etwas verfälscht noch
erfunden. Aber er reißt alles aus dem Zusammenhang. Es ist, als ob
jemand aus einem Gemälde von Michelangelo eine Farbe löschen würde,
sagen wir Rot. Einerseits ist es dasselbe Gemälde, aber es ist
gleichzeitig auch nicht dasselbe.



DAVID DERI wurde vor 43 Jahren in Jerucham geboren. Der Ort ist eines
der Dörfer, die Lowa Eliaw und seine Kollegen inmitten von Nirgendwo
südlich von Be'er Scheva geschaffen haben.

Heute ist Jerucham immer noch eine der ärmeren Ortschaften. Aber es
hat große Fortschritte gemacht. Politisch ist es natürlich vollkommen
Likud.

Deri unternimmt nicht den Versuch, ein "ausgewogenes" Bild zu malen.
Im Gegenteil, er versucht ziemlich offen, die orientalischen Juden
gegen die Aschkenasen aufzuhetzen.

Ich kenne seine politische Einstellung nicht. Aber in der heutigen
Realität dient der Film der Aufhetzungs-Kampagne Benjamin Netanjahus
gegen die imaginäre "linke aschkenasische Elite", darunter die Medien,
die Universitäten, die Polizei und die Gerichte (natürlich auch gegen
mich).

Deri selbst ist übrigens der lebendige Beweis dafür, wie diese armen,
in der Wüste ausgesetzten Marokkaner nach zwei oder drei Generationen
ihrerseits eine neue Elite bilden.




Copyright 2018 by Uri Avnery

Aus dem Englischen von Ingrid von Heiseler

Erstveröffentlichtung: Lebenshaus Schwäbische Alb

http://www.lebenshaus-alb.de/magazin/011355.html
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NAHOST/1584: Riad - mit umgekehrten Vorzeichen ... (SB)


Riad - mit umgekehrten Vorzeichen ...



Mit großem Tamtam wurde vom 6. bis zum 8. März der Besuch des
saudischen Kronprinzen Mohammed bin Salman in Großbritannien
begleitet. Behandelt wurde der 32jährige Thronfolger wie das
Staatsoberhaupt, das er demnächst auch werden soll. Die Briten hatten
für den saudischen Senkrechtstarter ein VIP-Programm der Sonderklasse
aufgefahren: Nachmittagstee bei Königin Elizabeth II. im Buckingham
Palace, Abendessen mit Prinz Charles und dessen Sohn Prince William,
Besichtigung des Bunkers, von wo aus Winston Churchill den Zweiten
Weltkrieg gegen Nazideutschland gewann, Stelldichein bei Theresa May
in Number 10 Downing Street einschließlich Teilnahme an einer Sitzung
des Sicherheitskabinetts sowie Empfang am Landsitz der britischen
Premierministerin Chequers. Der Grund für die Sonderbehandlung
Mohammeds ist einfach. Saudische Gelder stellen eine wichtige Lebensader
der britischen Wirtschaft dar - sowohl der Rüstungsindustrie als auch des
Finanzplatzes London. Nach dem Brexit, dem geplanten Austritt des
Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union (EU) im März 2019,
soll das auch so bleiben.

Die Beziehungen Großbritanniens zu Saudi-Arabien sind tief. Ohne die
diplomatische und militärische Geburtshilfe der Briten im Ersten
Weltkrieg und in den Jahren danach gäbe es Saudi-Arabien in seiner
heutigen Form gar nicht. Seitdem werden die höheren Ränge des
saudischen Militärs an britischen Militärakademien ausgebildet. Die
Söhne vieler reichen Saudis gehen zur Schule in englischen
Elite-Internaten. Mit der Ölkrise in den siebziger Jahren, die einen
wahren Geldregen über Saudi-Arabien ausschüttete, wurde die Londoner 
City mit ihrem weitverzweigten Netz an Steueroasen wie die Isle of Man 
und Bermuda zum wichtigen Anlagedepot für saudische Gelder. Saudische
Direktinvestitionen in der britischen Wirtschaft werden auf mehr als
80 Milliarden Dollar geschätzt. Britische Unternehmen rangieren auf
Platz zwei der ausländischen Investoren in Saudi-Arabien.

Mohammed hat 2015 von seinem Vater König Salman den Auftrag erhalten, 
Saudi-Arabien zu modernisieren. Erste Schritte sind bereits 
unternommen worden, bestes Beispiel die Aufhebung des Verbots für 
Frauen Auto zu fahren. Der Umbau Saudi-Arabiens - weg von der 
Abhängigkeit vom Ölgeschäft hin zu einer Dienstleistungswirtschaft -
wird Milliarden kosten. Britische Firmen hoffen bei den 
Ausschreibungen in Verbindung mit den zahlreichen geplanten 
Infrastrukturprojekten ihren Schnitt zu machen. Beim Besuch Mohammeds 
machte sich die May-Regierung explizit dafür stark, daß der geplante 
Börsengang des staatlichen saudischen Ölunternehmens Saudi Aramco - 
ein Geschäft sondergleichen - in London erfolgt.

Bereits vor der Landung Mohammeds in Großbritannien war bekannt
geworden, daß britische Rüstungsunternehmen seit Beginn des Kriegs im
Jemen im März 2015 Waffen im Wert von 6,4 Milliarden Dollar an
Saudi-Arabien verkauft haben. Ohne die Hilfe von Verbindungsoffizieren
der königlichen Luftwaffe sowie Technikern und Wartungsspezialisten
aus Großbritannien könnten die Saudis vermutlich die Luftangriffe, mit
denen sie den Jemen zurück in die Steinzeit bombardiert haben, gar
nicht durchführen. Ungeachtet jüngster Meldungen, wonach allein
im vergangenen Jahr im Jemen rund 50.000 Kinder infolge der
desaströsen humanitären Lage dort - Nahrungsmittelknappheit, fehlender
Zugang zu sauberem Wasser, fehlende Medikamente u. v. m. - gestorben
sind, hat Premierministerin May die Kritik an der britischen
Waffenbruderschaft mit Saudi-Arabien beiseite gewischt.

Nach der obligatorischen Ermahnung, Saudi-Arabien müsse mehr für die
Menschenrechte im eigenen Land sowie im Jemen tun, kamen beide Seiten
zum Wesentlichen. Gegen Ende der Visite Mohammeds wurden neue
Geschäftsaufträge für britische Unternehmen im Wert von 90 Milliarden
Dollar besiegelt. Dazu gehörte der Verkauf von 48 Kampfjets vom Typ
Typhoon des britischen Rüstungsherstellers BAE Systems an die Saudis 
für den stolzen Preis von zehn Milliarden Dollar. Mit dem Auftrag 
sollen mindestens 1000 Arbeitsplätze im BAE-Werk Warton im 
nordenglischen Lancashire gesichert werden.

Interessanterweise hat der Guardian am 7. März pikante Details
veröffentlicht, wie die Ermittlungen bezüglich der Bezahlung von
Bestechungsgeldern in Verbindung mit dem Al-Yamamah-Rüstungsdeal, dem
damals größten Waffengeschäft in der Geschichte Großbritanniens, das
1985 unter der Regie von Margaret Thatcher abgeschlossen worden war,
vereitelt wurden. An der gezielten Abschwächung der Vorwürfe war auf
amerikanischer Seite in den Nullerjahren der ehemalige FBI-Chef Louis
Freeh, in seiner Funktion als Chef der Anwaltskanzlei Freeh Sporkin &
Sullivan (FSS), direkt beteiligt. 2006 wurden in Großbritannien
schließlich die Ermittlungen des Serious Fraud Office (SFO) auf Geheiß
des damaligen Premierministers Tony Blair unter Verweis auf die
"nationale Sicherheit" komplett und für immer eingestellt.

Zuvor hatte der saudische Geheimdienstchef Prinz Bandar bin Sultan
Großbritannien mit der Einstellung von Riads Zusammenarbeit in Sachen
Terrorismusbekämpfung - und damit indirekt mit Anschlägen
islamistischer Hasardeure - gedroht. Jener Bandar soll auch derjenige 
gewesen sein, der in den achtziger, neunziger und
Nullerjahren die rund eine Milliarde Dollar an Bestechungsgeldern aus
dem Al-Yamamah-Deal an seine Kumpanen am saudischen Hof verteilt hat.
Damals war Bandar saudischer Botschafter in Washington und ein enger
Freund der Familie Bush. Im Guardian-Artikel wird erwähnt, daß die
Al-Yamamah-Schmiergelder auf Bandars Konto bei der Riggs Bank in
Washington überwiesen wurden. Nicht erwähnt wird jedoch die schon
länger bekannte Tatsache, daß vom selben Konto bei der Riggs Bank
der Aufenthalt von zwei der 19 mutmaßlichen 9/11-Flugzeugentführer,
Nawaz Al Hasmi und Chalid Al Midhar, bezahlt wurde. Ebenfalls nicht
erwähnt wurde der sonderbare Umstand, daß Bandar unmittelbar nach dem
11. September 2001 in Absprache mit dem damaligen US-Präsidenten
George W. Bush rund 160 prominente Saudis, darunter Mitglieder der
Familie des Al-Kaida-Chefs Osama Bin Laden, mit Sondermaschinen aus
den USA ausfliegen durfte, wodurch sie sich einer eingehenden 
Befragung durch das FBI entziehen konnten. 

12. März 2018
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FRAUEN/722: #8M-Brasilien - Frauen legen Produktion in Textilfabrik lahm (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

#8M-Brasilien: Frauen legen Produktion in Textilfabrik lahm



(São Paulo, 8. März 2018, Brasil de Fato) - Am 8. März legten
etwa 800 Frauen, Mitglieder der Landlosenbewegung MST und des
Weltfrauenmarsches, die Produktion eines Textilunternehmens, das zur
Gruppe Guararapes gehört, lahm. Die Fabrik befindet sich in der Stadt
Extremoz im Bundesstaat Rio Grande do Norte im Nordosten Brasiliens.
Die Aktion fand im Rahmen des Frauenkampftages der MST-Frauen statt.

Die Fabrik gehört dem Unternehmer Flávio Rocha, Eigentümer der
Bekleidungskette Riachuelo. Laut Vanuza Macedo, Anführerin der MST auf
nationaler Ebene, "verkörpert er die Heuchelei des brasilianischen
Unternehmers, der die Arbeitenden ihrer Rechte beraubt und Allianzen
mit Politikern schmiedet, wie mit Rogério Marinho von der
Sozialdemokratischen Partei Brasiliens PSDB (Partido da Social
Democracia Brasileira)*, der Sprecher bei der Arbeitsreform im
brasilianischen Kongress war." Flávio Rocha untersützte verschiedene
Vorschläge der Regierung von Michel Temer, darunter die Arbeits- und
die Rentenreform. 2016 wurde das Unternehmen Riachuelo verurteilt,
weil ihre Arbeiter*innen unter sklavenähnlichen Bedingungen arbeiten
mussten. Eine der Arbeiterinnen hatte die körperliche und psychische
Misshandlung während der Kleidungsherstellung angezeigt.


Ein Paradies für Unternehmen: Steuerbefreiungen, öffentliche
Finanzierung und Abbau der Arbeitsrechte

In diesem Kontext weist Vanuza Macedo darauf hin, dass "sich die
Unternehmensgruppe von Flávio Rocha seit den 1950er Jahren durch
Steuerbefreiungen und öffentliche Finanzierung bereichert. Zwischen
2009 und 2016 erhielt die Gruppe fast 46 Millionen US-Dollar". Damit
bezieht sich Macedo auf die Finanzierung der Gruppe Guararapes durch
die Brasilianischen Entwicklungsbank, während der Regierungszeit der
Arbeiterpartei PT (Partido dos Trabalhadores). Während dieser Zeit
genossen die Unternehmen von Flávio Rocha auch Steuervorteile beim Bau
ihrer Fabriken in den Bundesstaaten Ceará und Rio Grande do Norte.

Für Cláudia Lopes vom Frauenweltmarsch geben die Arbeiterinnen an
diesem 8. März die Namen derjenigen preis, die "den Putsch
unterstützen, die Arbeiterinnen und Arbeiter ausbeuten und sich
öffentliche Gelder aneignen, vor allem im Kontext der
Haushaltskürzungen und dem Abbau der Rechte durch die die
brasilianische Regierung".

* ehemals eher Mitte-Links, heute konservative Partei (Anm.d.R.)


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/8m-brasilien-frauen-legen-produktion-in-textilfabrik-lahm/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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FRAUEN/721: 8. März, Streik der Frauen - Millionen Menschen marschieren in Madrid (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Madrid vom 11. März 2018

8. März, Streik der Frauen: Millionen Menschen marschieren in
Madrid






[image: Friedliche Demonstration im Zentrum von Madrid - Bild: © Bild von Miguel Ángel Invarat]

Bild: © Bild von Miguel Ángel Invarato



Madrid - 11.03.2018. "Es war keine Demonstration, sondern eine
Massenversammlung vom Bahnhof Atocha bis zur Plaza de España" erklärte
unser Partner Miguel Ángel Invarato [1].

Unter dem Motto "Wir streiken, um alles zu verändern" übertraf die
Demonstration vom 8. März in Madrid alle Erwartungen der
Organisatorinnen. Eine Phänomen, das sich an diesem Tag in zahlreichen
spanischen Städten und in 177 anderen Ländern wiederholte.

Über eine Million Menschen nahmen nach Angaben der Veranstalterinnen
an der Demonstration teil, die im Zentrum von Madrid über mehrere
Stunden hinweg in feierlicher Atmosphäre verlief.

Frauen aller Altersgruppen und verschiedenster Herkunft verwandelten,
begleitet von Männern, die ihr Anliegen teilen, die ganze Stadt in ein
großes Fest.

Es ist das erste Mal, dass es einen Streik der Frauen gab. Der 8.
März, der Tag der Frauen, wurde zu einem Tag der Anklage, des
Protestes und der Arbeitsverweigerung. Nach Angaben der
Organisatorinnen beteiligten sich 25 Prozent aller Angestellten an dem
Streik.

Dieser Tag kann zu einer Kehrtwende in der Anerkennung der Rechte von
Frauen werden, die im Laufe der Geschichte so oft verhöhnt wurden.


Anmerkung:


[1] http://miguelangelinvarato.blogspot.de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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WOHNEN/147: Kosten der Unterkunft - Gesetzgeber muss handeln (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 12. März 2018

Kosten der Unterkunft: Gesetzgeber muss handeln

Angemessenheit und Verfügbarkeit



Berlin, 12. März 2018. Wer Grundsicherung bezieht, bekommt die Kosten für
Unterkunft und Heizung von den Kommunen erstattet soweit diese als
angemessen eingestuft werden. "Genau hier, bei der Bestimmung dessen, was
angemessen ist, liegt das Problem", macht Eva Welskop-Deffaa deutlich,
Vorstand Sozial- und Fachpolitik des Deutschen Caritasverbandes (DCV).

"Welche Mietkosten angemessen sind, hängt von den Realitäten des
Wohnungsmarktes ab. Angesichts eines Mangels an bezahlbarem Wohnraum in
vielen Städten und Ballungszentren ist es gerade für Menschen, die Hartz-IV
beziehen, besonders schwierig, entsprechenden Wohnraum zu finden", so
Welskop-Deffaa.

Zu niedrig angesetzte Obergrenzen, die den Wohnungsmarktverhältnissen vor
Ort nicht gerecht werden, haben zur Folge, dass die tatsächlichen
Wohnkosten nicht in voller Höhe übernommen werden. Das führt dazu, dass
Teile der Miete aus dem Regelbedarf bestritten werden müssen. Diese Summen
stehen für die Gewährleistung des menschenwürdigen Existenzminimums dann
nicht mehr zur Verfügung. "Es bleibt weniger Geld für Essen, Kleidung oder
Schulsachen für die Kinder übrig. Ein ohnehin schmales Budget wird noch
schmaler und die Wohnungsknappheit wird damit zur Armutsfalle", macht
Welskop-Deffaa deutlich.

Der DCV dringt auf eine Neuregelung der Kosten für Unterkunft und Heizung.
Diese müssten verlässlich am Bedarf der Leistungsberechtigten orientiert
die tatsächlichen Kosten der Unterkunft decken. Notwendig sei eine
praktikable Regelung, die allen Beteiligten Rechtssicherheit gibt. Die
Regelungen müssten so gestaltet sein, dass bei der Festlegung der
Unterstützungsleistungen die tatsächliche Verfügbarkeit bezahlbaren
Wohnraums geprüft wird. "Ob die Miethöhe angemessen ist, muss im Verhältnis
zum Wohnungsmarkt vor Ort entschieden werden. Die Menschen müssen die
Sicherheit haben, eine vertraute Wohnumgebung nicht verlassen zu müssen,
wenn es keine Alternative auf dem Wohnungsmarkt gibt", betont
Welskop-Deffaa.

Die Caritas-Studie "Menschenrecht auf Wohnen" hatte im Januar 2017 deutlich
gezeigt, welche hohe Zustimmung die Gewährleistung des Grundrechts auf
Wohnen in der Bevölkerung findet und wie sehr gerade einkommensschwächere
Bevölkerungsgruppen hohe Wohnkosten als Armutsrisiko bewerten. Der DCV
spricht sich für eine am individuellen Bedarf orientierte Bemessung der
Kosten der Unterkunft und gegen eine Pauschalierung der Leistungen für die
Unterkunft aus.

Die Reformvorschläge des DCV zu den Kosten der Unterkunft finden Sie im
aktuellen fachpolitischen Impulspapier zur Jahreskampagne "Jeder Mensch
braucht ein Zuhause", mit der sich die Caritas für bezahlbaren Wohnraum
einsetzt: 

www.zuhause-für-jeden.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. März 2018

Deutscher Caritasverband e.V.

Berliner Büro - Pressestelle

Haus der Deutschen Caritas

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Redaktion:

Claudia Beck (Verantwortlich)

Telefon: 030/284447-42, Telefax: 030/284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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MELDUNG/260: Sieben Jahre Konflikt in Syrien - "Eine gewaltige menschliche Tragödie" (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 9. März 2018

Sieben Jahre Konflikt in Syrien: "Eine gewaltige menschliche
Tragödie"

Sieben Jahre Krieg haben Hunderttausende Menschen das Leben gekostet, 6,1
Millionen Syrer innerhalb ihres Heimatlandes vertrieben und 5,6 Millionen
zu Flüchtlingen im Ausland gemacht.



Das unaufhörliche Leiden der syrischen Zivilbevölkerung ist beschämender
Ausdruck eines gescheiterten politischen Willens und ein neuer Tiefpunkt
des langanhaltenden Syrien-Konflikts, der diesen Monat seinen siebenten
Jahrestag hat, sagte UN-Flüchtlingskommissar Filippo Grandi am Freitag.

"Die sieben Kriegsjahre haben eine gewaltige menschliche Tragödie
hinterlassen. Um der Überlebenden willen ist es höchste Zeit, diesen
zerstörerischen Konflikt zu beenden. Es gibt keine klaren Sieger bei der
sinnlosen Suche nach einer militärischen Lösung. Doch die Verlierer sind
klar auszumachen - die Bevölkerung von Syrien", fügte er hinzu.

Sieben Jahre Kämpfe haben Hunderttausende Leben gekostet, 6,1 Millionen
innerhalb Syriens aus ihren Häusern vertrieben und 5,6 Millionen
Flüchtlinge haben in den Nachbarländern in der Region Zuflucht gesucht.

Die Lage für die Zivilbevölkerung in Syrien ist schlimmer denn je - 69
Prozent der Menschen fristen ein Dasein in extremer Armut. Der Anteil der
Familien, die mehr als die Hälfte ihres Jahreseinkommens für Nahrung
ausgeben, ist auf 90 Prozent angestiegen, während die Preise für
Lebensmittel im Durchschnitt achtmal höher sind als vor der Krise. Rund 5,6
Millionen harren in lebensgefährlichen Situationen aus, in Bezug auf ihre
Sicherheit, den Zugang zu grundlegenden Rechten, Lebensstandards oder den
dringenden Bedarf an humanitärer Hilfe.

UNHCR, das UN-Flüchtlingskommissariat, und seine humanitären
Partnerorganisationen tun alles, um Hilfe zu den notleidenden Menschen
innerhalb des Landes zu bringen. Doch die Möglichkeiten, Menschen in
belagerten und schwer zugänglichen Gegenden zu erreichen, bleiben nach wie
vor bestürzend unzulänglich. Der Hilfskonvoi, der am 5. März dieses Jahres
Hilfe zu den eingeschlossenen Menschen in Duma, Ost-Ghouta, bringen konnte,
war eine erfreuliche Entwicklung. Wegen des anhaltenden Beschusses mussten
die Fahrzeuge die Gegend jedoch wieder verlassen, bevor die Hälfte der
Hilfsgüter für die hungernde Zivilbevölkerung entladen werden konnte.
Versuche zurückzukehren, wurden verhindert.

UNHCR und andere humanitäre Akteure sind bestrebt und bereit, dringend
benötigte Hilfsgüter zu Hunderttausenden eingeschlossenen und verzweifelten
Menschen in Ost-Ghouta und anderen belagerten Teilen des Landes zu bringen.

"Sogar im Krieg gibt es Regeln, die alle Seiten respektieren müssen. Doch
in Syrien ist selbst die Möglichkeit, den Konfliktgebieten zu entfliehen
und in anderen Landesteilen Zuflucht zu suchen, erschwert. Der humanitäre
Zugang zu notleidenden Menschen muss garantiert werden. Den Menschen muss
ermöglicht werden, Zuflucht zu suchen, und die Zivilbevölkerung sowie
zivile Infrastruktur muss um jeden Preis geschützt werden", sagte Grandi.

Die gefährliche Situation innerhalb Syriens zerstört zudem die Hoffnungen
von Millionen syrischen Flüchtlingen in der Türkei, dem Libanon, Jordanien,
Ägypten, dem Irak und anderswo, die von einer Rückkehr nach Hause träumen.

"Wegen der Kämpfe, die in Teilen Syriens so heftig sind, wie zu keinem
anderen Zeitpunkt des Konflikts, haben viele Flüchtlinge
verständlicherweise zu viel Angst, zurückzukehren", sagte Grandi. UNHCR
bereitet sich darauf vor, bei der Rückkehr zu helfen - aber die
Sicherheitslange muss sich noch deutlich verbessern, bevor eine Rückkehr
möglich ist.

Währenddessen wird die Lage für Millionen Flüchtlinge im Exil immer
verzweifelter. Ein Großteil von ihnen lebt unterhalb der Armutsgrenze. Mehr
als drei Viertel der Flüchtlinge, die in den städtischen Umgebungen in
Jordanien und Libanon leben, können ihre grundlegenden Bedarfe an Nahrung,
Unterkunft, Gesundheitsversorgung oder Bildung nicht decken.

Der Prozentsatz der Flüchtlingskinder, die eine Schule besuchen, hat sich
in den letzten Jahren erhöht. Dennoch sind von 1,7 Millionen syrischen
Flüchtlingskindern im Schulalter 43 Prozent ohne Zugang zu Bildung. Die
staatlichen Schulsysteme der Aufnahmeländer arbeiten im Schichtbetrieb, um
die syrischen Kinder zu unterrichten, benötigen aber sehr viel mehr
Unterstützung.

"Während der Fokus auf der Verwüstung innerhalb Syriens liegt, sollten wir
nicht vergessen, welche Auswirkungen dies auf die Aufnahmegemeinden in den
Nachbarländern und die seit Jahren im Exil lebenden Flüchtlinge hat", sagte
Grandi. "Solange keine politischen Lösungen für den Konflikt in Sicht sind,
muss die internationale Gemeinschaft mehr in die Aufnahmeländer
investieren."

Hochkommissar Grandi wies auf die anstehende internationale Konferenz
Supporting the Future of Syria and the Region hin, die am 24. und
25. April in Brüssel stattfindet. Er sagte, hier müssten feste Zusagen für
eine größere finanzielle- und Entwicklungsunterstützung gemacht werden.

Die Unterstützung durch Geber war über die Jahre sehr großzügig. Doch viel
mehr ist nötig. Im Dezember des letzten Jahres haben UN-Organisationen und
rund 270 Nichtregierungsorganisationen den Regional Refugee and
Resilience Plan (3RP) veröffentlicht - ein Hilfsplan im Umfang von 4,4
Milliarden US-Dollar, der sowohl Flüchtlinge als auch die Bevölkerung
unterstützen soll, die sie aufgenommen hat. Doch die Schere zwischen dem
Bedarf und den verfügbaren Mitteln bleibt groß. Im Jahr 2017 wurde nur die
Hälfte der benötigten Geldern zur Verfügung gestellt.

Hochkommissar Grandi ist zurzeit im Libanon, wo er während seiner
dreitägigen Reise mit Regierungsvertretern sowie einigen der rund eine
Million registrierten syrischen Flüchtlinge im Land zusammenkommt. Er lobte
die Großzügigkeit des Landes, das fast genauso viele syrische Flüchtlinge
beherbergt wie alle Länder Europas zusammen. Gleichzeitig warnte Grandi
davor, dass die unzureichende internationale Unterstützung die Situation
der Flüchtlinge und der Aufnahmegemeinden weiter verschärft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. März 2018

UNHCR-Vertretung für Deutschland

Büro Berlin, Zimmerstraße 79/80. 10117 Berlin

Telefon +49 (0)30 - 202 202 0, Telefax +49 (0)30 - 202 202 20

E-Mail: gfrbe@unhcr.org

Internet: www.unhcr.de
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ORGANISATION/603: Syriens kriegsversehrte Kinder (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Amman/ Köln, 12. März 2018

UNICEF zu sieben Jahren Krieg in Syrien

Syriens kriegsversehrte Kinder



Sieben Jahre nach Beginn des Konflikts in Syrien ist ein Ende der Gewalt
nicht in Sicht. 2017 war bisher das schlimmste Jahr für Kinder: 910
Todesfälle und 361 Verwundungen von Mädchen und Jungen haben die Vereinten
Nationen verifiziert, eine Steigerung um 50 Prozent im Vergleich zum
Vorjahr. Das sind nur die Fälle, die überprüft werden konnten - die
tatsächliche Zahl ist wahrscheinlich deutlich höher. In den ersten beiden
Monaten von 2018 wurden Berichten zufolge bereits über 1.000 Kinder getötet
oder verletzt.

"An jedem einzelnen Tag - seit sieben Jahren - erfahren Kinder unendliches
Leid durch Bomben, Kugelhagel, Vertreibung, Hunger, den Tod von Angehörigen
und Freunden", sagte Christian Schneider, Geschäftsführer von UNICEF
Deutschland. "In Syrien herrscht ein gnadenloser Krieg gegen Kinder, der
sofort gestoppt werden muss."

Auch wenn sie überleben, erleiden viele Kinder bleibende körperliche oder
psychische Schäden. So wie Sami (14) aus dem syrischen Dera'a. "Ich habe
draußen mit meinen Cousins im Schnee gespielt. Eine Bombe schlug ein. Ich
habe die Hände meines Cousins durch die Luft fliegen sehen. Ich habe beide
Beine verloren. Zwei meiner Cousins sind gestorben, ein anderer hat
ebenfalls seine Beine verloren." Sami lebt inzwischen mit seiner Familie in
Jordanien.

"Kinder mit Behinderungen sind unter den Benachteiligten am meisten
benachteiligt", sagte Geert Cappelaere, UNICEF-Regionaldirektor für den
Mittleren Osten und Nordafrika. "Sie sind der sehr realen Gefahr
ausgesetzt, übersehen und ausgegrenzt zu werden, während der Krieg
unerbittlich weitergeht."

Behinderung als direkte Folge des Krieges in Syrien



Der Gebrauch von explosiven Waffen und rücksichtslose Angriffe auf dicht
besiedelte Gebiete haben eine wachsende Zahl von Kindern getötet.


	Rund ein Viertel der zivilen Todesopfer sind Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren.

	UNICEF schätzt, dass 3,3 Millionen Kinder in Syrien der Gefahr durch Explosionen ausgesetzt sind, einschließlich durch Landminen und Blindgänger.

	Über 1,5 Millionen Menschen haben eine bleibende Behinderung als direkte Folge des Krieges, einschließlich 86.000 Menschen, denen Gliedmaßen amputiert werden mussten.



Der fehlende Zugang zu guter medizinischer und psychologischer Behandlung
führt dazu, dass sich Kinder langsamer von ihren Verletzungen erholen oder
sich ihr Zustand sogar verschlechtert. Viele Kinder haben Angehörige
verloren oder wurden von ihnen getrennt, so dass oft eine enge Bezugsperson
fehlt, die sich um die Mädchen und Jungen kümmern kann.

Für Kinder mit Behinderungen ist außerdem der Zugang zu Bildung und
Dienstleistungen erschwert. Viele Familien können sich eine angemessene
Behandlung oder Therapie nicht leisten. Ohnehin ist in vielen Teilen
Syriens eine gute medizinische Versorgung nicht möglich, weil Krankenhäuser
und Personal fehlen. 2017 haben die Vereinten Nationen 108 Angriffe auf
Krankenhäuser und medizinisches Personal dokumentiert. Nur rund die Hälfte
der Gesundheitseinrichtungen sind voll funktionsfähig.

"Doch trotz der erlittenen Verletzungen, lebenslanger Behinderung und
Vertreibung kennen die Ambitionen der Kinder keine Grenzen", sagte
Cappelaere.

"Wenn sie und ihre Familien die nötige Unterstützung erhalten, können
Kinder ihre Einschränkungen überwinden und das Außerordentliche schaffen,
ihre Kindheit, ihre Würde und ihre Träume zurückzuerobern."

Alltägliche Not der Kinder

Sieben Jahre nach Beginn des Konflikts ist die Kindheit von Millionen von
syrischen Mädchen und Jungen durch Gewalt, Vertreibung und alltägliche Not
geprägt. 69 Prozent der Bevölkerung in Syrien lebt mittlerweile in extremer
Armut, pro Person stehen ihnen umgerechnet weniger als zwei US-Dollar am
Tag zur Verfügung. Einer neuen Untersuchung von UNICEF zufolge lebt 85
Prozent der syrischen Kinder in Jordanien unterhalb der Armutsgrenze [1].
Durch die finanzielle Not werden viele Kinder in Kinderarbeit oder Frühehen
gedrängt.

1,75 Millionen Kinder in Syrien im Schulalter gehen aktuell nicht zur
Schule. Auch in den Nachbarländern geht durchschnittlich 43 Prozent der
syrischen Kinder nicht zur Schule. Wie viele Mädchen und Jungen durch den
Krieg traumatisiert sind, lässt sich nicht abschätzen. UNICEF geht davon
aus, dass zwei Drittel der Kinder ein nahes Familienmitglied verloren, die
Beschädigung des Wohnhauses erlebt oder konfliktbedingt verletzt worden
sind.

Hilfe und Perspektiven für Kinder in Syrien und der Region


UNICEF hat ein breites Netzwerk von eigenen Mitarbeitern und
Partnerorganisationen in der Region, die Hilfe für syrische Kinder und
Familien organisieren. Allein in Syrien sind rund 250 
UNICEF-Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Einsatz. UNICEF unterstützt unter
anderem die Wasserversorgung in Syrien, in Flüchtlingslagern und
Gastgemeinden in Jordanien und Libanon, stellt Impfstoffe und
Hygieneartikel bereit und richtet Notschulen und Kinder- und Jugendzentren
ein.



Anmerkungen:

[1] https://www.unicef.de/blob/161162/9378accf1c61de577019266a0aabf777/syria-seven-years-of-war-data.pdf

 * 
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UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 12. März 2018
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GEWERKSCHAFT/1623: Deutsche Post AG - ver.di lehnt Gemeinschaftsbetrieb ab (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
12. März 2018

Deutsche Post AG: ver.di lehnt Gemeinschaftsbetrieb ab



Berlin - "Wenn die Deutsche Post AG nach zwei Jahren Betriebspraxis
erkennt, dass die Doppelstruktur von Regionalgesellschaften und Deutscher
Post AG ein Irrweg ist, kann man dem Management nur anraten, sie ganz
aufzulösen und die Beschäftigten der Regionalgesellschaften in den
bestehenden Haustarif der Deutsche Post AG zu überführen", sagte die
stellvertretende Vorsitzende der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) Andrea Kocsis.

Die Gewerkschaft reagiert damit auf Medienberichte, wonach die
Deutsche Post AG die im Jahr 2015 für die Paketzustellung gegründeten
46 regionalen DHL Delivery GmbHs als so genannte
Gemeinschaftsbetriebe unter das Dach der Deutschen Post AG führen
will.

"Regionale Flächentarifverträge mit unterschiedlichen Arbeits- und
Bezahlungsbedingungen gehören nicht unter das Dach der Deutschen Post
AG. Der Gemeinschaftsbetrieb ist tarifpolitisch äußerst brisant. Das
lehnen wir ab", sagte Kocsis.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
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GEWERKSCHAFT/1622: Streiks bei E.ON abgewendet - Verhandlungsergebnis erzielt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
9. März 2018

Streiks bei E.ON abgewendet: Verhandlungsergebnis erzielt



Berlin - In den Tarifverhandlungen zwischen E.ON und der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) konnte am heutigen
Freitagnachmittag (9. März 2018) ein Durchbruch erzielt werden.
"Nachdem die Arbeitgeber in langwierigen Verhandlungen letztlich in
der vierten Verhandlungsrunde ein kompromissfähiges Angebot vorgelegt
haben, konnte ein unbefristeter Streik in der privaten
Energiewirtschaft abgewendet und ein Verhandlungsergebnis erzielt
werden", sagte ver.di-Verhandlungsführer Volker Stüber.

ver.di konnte für die rund 10.000 Beschäftigten und die
Auszubildenden im E.ON-Konzern, die zur Tarifgemeinschaft Energie (TG
Energie) gehören, eine Einkommensverbesserung von 3 Prozent ab 1.
März 2018 bei einer Laufzeit von 17 Monaten vereinbaren.
Auszubildende erhalten ab dem gleichen Zeitpunkt 85 Euro monatlich
mehr. Zusätzlich wurde eine Einmalzahlung von 1.100 Euro für
Tarifbeschäftigte und 500 Euro für Auszubildende abgeschlossen. Zudem
sollen sämtliche Auszubildende nach erfolgreichem Abschluss
unbefristet übernommen werden. Desweiteren gelang es ver.di, zwei
zusätzliche Freistellungstage für Gewerkschaftsmitglieder zu
erreichen.

"Damit haben die Arbeitgeber nach den Warnstreiks der letzten Wochen
eingelenkt. Über 4.500 Beschäftigte hatten sich an den Aktionen
beteiligt. Mit diesem Votum der Gewerkschaftsmitglieder im Rücken
konnte schließlich eine der guten Ertragslage des Konzerns
entsprechende und faire Lohnsteigerung erreicht werden", so Stüber
nach der Zustimmung der Großen Tarifkommission zum
Verhandlungsergebnis.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 09.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MESSE/3898: Internationale Handwerksmesse in München - Innovationen bringen das Handwerk voran (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 11. März 2018

Parlamentarische Staatssekretärin Iris Gleicke: "Innovationen bringen das Handwerk voran"



Die Mittelstandsbeauftragte der Bundesregierung und Parlamentarische
Staatssekretärin bei der Bundesministerin für Wirtschaft und Energie,
Iris Gleicke, hat am Sonntag auf der Internationalen Handwerksmesse in
München die Bundespreise für hervorragende innovatorische Leistungen
für das Handwerk verliehen.

Gleicke: "Die heute ausgezeichneten Betriebe zeigen, wieviel
Einfallsreichstum im Handwerk steckt. Mit solchen Innovationen bringen
sie das Handwerk und damit auch unsere gesamte Wirtschaft voran." Aus
Sicht der Parlamentarischen Staatssekretärin leisten die
Preisträgerinnen und Preisträger mit ihren "spannenden Entwicklungen"
einen wichtigen Beitrag für ein auf Dauer modernes und attraktives
Handwerk: "Nur so können die Betriebe auf dem heimischen Markt die
Fachkräfte gewinnen und halten, auf die sie angewiesen sind."

Insgesamt wurden 10 Preise vergeben. Kriterien sind insbesondere der
Neuigkeits- und Schwierigkeitsgrad einer Entwicklung und ihr
praktischer Nutzen für das Handwerk. Der Bundesinnovationspreis soll
die Anwendung neuer Techniken beschleunigen und so die Leistungs- und
Wettbewerbsfähigkeit des Handwerks stärken.

Informationen zu den Preisträgern finden Sie unter www.ihm.de.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 11. März 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de 
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UNTERNEHMEN/2700: Neue Mittelstands-Studie - Mit der Digitalisierung steigen die Profite (idw)


Rheinische Fachhochschule Köln - 09.03.2018

Neue Mittelstands-Studie: Mit der Digitalisierung steigen die Profite



Die empirische Untersuchung "Digitale Dividende im Mittelstand" der
Rheinischen Fachhochschule Köln (RFH) und des Beratungsunternehmens Mind
Digital hat zum ersten Mal den wissenschaftlichen Nachweis für den
deutschen Mittelstand erbracht, dass ein hoher Digitalisierungsgrad den
Geschäftserfolg steigert. Digitalisierung lohnt sich. Der wirtschaftliche
Erfolg ist messbar. Unternehmen mit einem hohen Digitalisierungsgrad
vermelden im Durchschnitt ein Gewinnwachstum von knapp 20 Prozent. Je
digitaler Prozesse, Produkte und Services sind, desto besser ist der
Umsatz und Gewinn. Der Bericht steht zum Download zur Verfügung.

Mittelständische Unternehmen sind mitten im digitalen
Transformationsprozess und steigern dadurch ihren wirtschaftlichen Erfolg.
Diesen Zusammenhang belegt jetzt erstmals eine wissenschaftliche Studie
anhand konkreter Zahlen. Unternehmen mit einem hohen Digitalisierungsgrad
vermelden im Durchschnitt ein Gewinnwachstum von knapp 20 Prozent.

Die empirische Untersuchung "Digitale Dividende im Mittelstand" des
Beratungsunternehmens Mind Digital und der Rheinischen Fachhochschule Köln
(RFH) identifiziert vier Cluster von Unternehmen. "Digital Leader", die
das höchste Umsatz- und Gewinnwachstum realisieren, machen etwa ein
Viertel der befragten Unternehmen aus. Bei ihnen erkennt Bernhard Steimel,
Inhaber von Mind Digital, nicht weniger als einen kulturellen Wandel:
"Digital Leader setzen mit digitalen Managementmethoden auf Transparenz,
und sie haben bereits Kompetenzen erlangt, um neue Geschäftsmodelle zu
etablieren und echte Kundenerlebnisse zu gestalten."

So weit sind "Digital Starter" mit drei Prozent Umsatzsteigerung und 1,7
Prozent Gewinnwachstum noch lange nicht. Ihre inkrementellen
Digitalisierungsmaßnahmen sind weder in ein Zielbild noch in eine
Strategie für die digitale Transformation eingebunden. Zwischen diesen
beiden Clustern "Starter" und "Leader" siedeln die Studienautoren zwei
weitere Gruppen von Unternehmen an: Digital Operation Excellence-Experten
(Digital OX) und Digital Customer Experience-Experten (Digital CX).

Neue Zielsetzungen

"Digital OX" erzielen Produktivitätsgewinne durch neue digitale Prozesse,
indem sie agile Projektmethoden nutzen und klare Ziele definiert haben.
Kosten- und Prozessoptimierung haben Priorität. Sie weisen
Umsatzsteigerungen von durchschnittlich 8,8 Prozent und ein
Ergebniswachstum von 5,8 Prozent auf. Etwas höher liegen diese Werte bei
den "Digital CX", die vor allem Kundennähe und Kundenerlebnisse auf der
digitalen Agenda haben. Durch Online-Kundenportale, E-Services und
E-Support gelingt es ihnen, Kunden enger an sich zu binden und - im
Vergleich zu Offline-Vertriebswegen - mehr Neukunden zu gewinnen.

Genau hier zeigt sich jedoch noch Entwicklungs-Potenzial: E-Commerce ist
ebenso wie digitale Kaufberatung noch nicht die Regel im deutschen
Mittelstand, und der digitale After-Sales-Support ist bei etwa der Hälfte
der Befragten unzureichend. Ein Engpass-Faktor sind außerdem
Digital-Experten. Erst knapp ein Drittel der Studienteilnehmer konnte
digitale Expertise im Unternehmen aufbauen. Bedenklich ist diese Situation
vor allem mit Blick auf die sich verändernden Digitalisierungsziele: Statt
primär Kosteneffizienz und Prozessoptimierung anzustreben, wollen sich die
Mittelständler in Zukunft stärker auf Kundenzufriedenheit,
Produktinnovationen sowie Umsatz- und Gewinnsteigerung fokussieren. Hierzu
muss die Inhouse-Expertise deutlich verbessert werden.

Auch die Steuerungsmechanismen der Digitalisierung gilt es zum Teil noch
zu verbessern. "Im übertragenen Sinne ausgedrückt heißt das, dass
Unternehmen ganz neue Muskeln trainieren müssen", sagt Prof. Dr. Kai
Buehler von der Rheinischen Fachhochschule Köln. Damit meint er vor allem
die Vernetzung der Digital- mit der Unternehmensstrategie und die
Etablierung neuer Kennzahlen zur Erfolgsmessung.

Im Studienbericht von Mind Digital und der Rheinischen Fachhochschule Köln
werden neben Strategien erfolgreicher mittelständischer Digitalisierer und
den zentralen Handlungsfeldern auch Tools sowie disruptive Trends und
Technologien vorgestellt. Die Ergebnisse basieren auf einstündigen
Tiefeninterviews mit Entscheidern aus 54 mittelständischen Unternehmen
verschiedener Branchen, die zwischen dem 1. November 2017 und dem 15.
Januar 2018 geführt wurden. Durch die Befragung ermittelt wurde der
digitale Reifegrad der Unternehmen und wie sich dieser auf die
wirtschaftliche Entwicklung auswirkt. Auftraggeber sind Telekom
Deutschland, AlixPartners und Iskander Business Partner.



Der Bericht steht kostenfrei zum Download zur Verfügung:

www.smarter-service.com/download

Weitere Informationen unter:

http://www.rfh-koeln.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution936

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Fachhochschule Köln, Beate Czikowsky, 09.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/046: Wird Flucht zu einem terroristischen Akt? (Grundrechtekomitee)


Komitee für Grundrechte und Demokratie

Pressemitteilung vom 12.3.2018

Wird Flucht zu einem terroristischen Akt?

• Urteilsverkündung am 19. März im Revisionsprozess gegen den
Geflüchteten Ahmed H. in Ungarn. 

• Das Grundrechtekomitee ist vor Ort, um den Ausgang des Verfahrens
kritisch zu begleiten.



Ahmed H. wurde 2016 als »Terrorist« in Ungarn zu zehn Jahren Haft
verurteilt. Im Juni 2017 wurde das Verfahren aufgrund von Fehlern zurück
in die erste Instanz gegeben. Wie bereits im Januar wird Britta Rabe für
das Komitee für Grundrechte und Demokratie den Prozess gegen den Syrer
Ahmed H. im ungarischen Szeged beobachten: Am 14. März sind die
Plädoyers angesetzt, am 19. März 2018 wird das Urteil erwartet.

Gegenstand des Verfahrens sind die Proteste von Geflüchteten am
Grenzübergang Röszke (Serbien/Ungarn) am 16. September 2015. Tags zuvor
war ein Gesetz in Kraft getreten, das die «illegale Einwanderung», zu
einer Straftat machte, die mit bis zu fünf Jahren Haft sanktioniert
werden kann. Bis dahin hatten täglich Tausende die serbisch-ungarische
Grenze auf ihrem Weg über die «Balkanroute» Richtung Österreich und
Deutschland passiert. Dort waren die weiterhin ankommenden Menschen nun
blockiert. Auf heftige Proteste folgten Szenen massiver Polizeigewalt.

Ahmed H. wird vorgeworfen, die Proteste angeführt und den
Sicherheitskräften mit Gewalt gedroht zu haben, was die Anklage dank des
ungenauen «Terrorismus»-Begriffs in Ungarn als «terroristischen Akt»
wertet. Grundlage der Verurteilung bildeten damals Aussagen von
PolizistInnen, polizeiliche Videos sowie TV-Berichte, die in der zweiten
Runde erneut verlesen bzw. vorgeführt wurden. Potentiell entlastende
ZeugInnen - JournalistInnen und MitarbeiterInnen von NGOs - waren im
ersten Verfahren nicht gehört worden. Der nun erstmals vorgenommene
Abgleich der polizeilichen Personenbeschreibungen mit dem vorhandenen
Filmmaterial entkräftete die Vorwürfe, Ahmed H. habe den
PolizeibeamtInnen verbal oder mit Gesten gedroht. Die TV-Ausschnitte
belegen außerdem, dass der Mann zwischen der Menge und der Polizei
vermitteln wollte.

Die Regierung unter Premierminister Viktor Orbàn ist an solchen
«Details» aber nicht interessiert. Auf ihrer offiziellen Facebook-Seite
zeigt sie Fotos der Szenen am Grenzübergang Röszke und proklamiert:
«Ahmed H. ist ein Terrorist.» Die enge Verbindung von "Migration" und
Terrorismus" bildet nach wie vor ein Hauptnarrativ der ungarischen
Regierung. Bereits das Urteil in erster Instanz zu zehn Jahren Haft
wegen Terrorismus war klar politisch motiviert. Orbán nutzt es bis heute
aktiv zur Legitimation seiner rassistischen Abschreckungspolitik.

Am 8. April finden in Ungarn Parlamentswahlen statt, die für den 19.
März angesetzte Urteilsverkündung fällt damit in die Hochphase des
Wahlkampfs. Wir appellieren an das Gericht in Szeged, Ahmed H.
freizusprechen - unabhängig von politischen Konstellationen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. März 2018

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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KIRCHE/2089: Erklärung von Kirchenpräsident Christian Schad zum Tode von Karl Kardinal Lehmann (UEK)


Union Evangelischer Kirchen in der EKD (UEK) - Pressemitteilung vom 11.
März 2013

Erklärung von Kirchenpräsident Christian Schad zum Tode von Karl
Kardinal Lehmann



In großer Trauer nehmen die Union Evangelischer Kirchen (UEK) in der
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und ich selbst Abschied von Karl
Kardinal Lehmann. Indem wir Gott für sein erfülltes Leben danken, gedenken
wir seiner in Hochachtung und Respekt angesichts seines Wirkens für unsere
Kirchen. Persönlich verliere ich einen väterlichen Freund, den ich am
vergangenen Samstag noch auf seiner letzten Reise begleiten durfte.

Kardinal Lehmann war einer der bedeutendsten Theologen der Gegenwart. Alle
Themen der Theologie hat er immer auch unter ökumenischen Aspekten
betrachtet. Bei meinen Begegnungen mit ihm habe ich immer deutlich gespürt,
dass die tiefste Wurzel seines ökumenischen Engagements die Situation
konfessionsverschiedener Ehen war.

Es trieb ihn um, dass konfessionsverschiedene Ehepaare, die miteinander
kirchliche Gemeinschaft im Kleinen leben, häufig von ihren Kirchen alleine
gelassen werden. Umso mehr hat ihn der jüngste Beschluss der Deutschen
Bischofskonferenz gefreut, wonach konfessionsverschiedene Paare in
besonderen Fällen gemeinsam an der Eucharistie teilnehmen können.

Das segensreiche Wirken Kardinal Lehmanns zeigte sich auch bei seinen
Besuchen in Speyer. So referierte er zum Jubiläum der Protestation und
diskutierte mit Bischof Wolfgang Huber im Rahmen der Reformationsdekade in
der Gedächtniskirche. Beim ökumenischen Pfälzer Kirchentag 2015 hielt er
einen Vortrag mit dem Titel "Auf dem Weg zur Einheit".

Dankbar bin ich, dass ich als Mitglied des Ökumenischen Arbeitskreises
evangelischer und katholischer Theologen in Deutschland jahrelang mit
Kardinal Lehmann zusammenarbeiten durfte. Er investierte als dessen
katholischer Vorsitzender in die jährlich stattfindende Arbeitswoche viel
Herzblut. Auf seine Initiative hin treffen sich seit rund zehn Jahren die
Leitenden Geistlichen in Rheinland-Pfalz zu einer jährlichen Konsultation,
in der u.a. ökumenische Projekte besprochen werden. Hier lag auch eine der
Keimzellen, die uns das Reformationsjubiläum ökumenisch feiern ließen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 25/2018 vom 11.03.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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KIRCHE/2088: Ratsvorsitzender Bedford-Strohm zum Tod von Kardinal Lehmann (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 11.03.2018

"Mitstreiter für das ökumenische Miteinander"

EKD-Ratsvorsitzender Bedford-Strohm zum Tod von Kardinal Lehmann



Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, hat anlässlich des Todes von
Kardinal Karl Lehmann kondoliert: "Ich bin sehr traurig über die Nachricht
vom Tod Kardinal Lehmanns. Seine freundschaftliche Zugewandtheit hat ihn
mir bei unseren Begegnungen in den letzten Jahren auch persönlich sehr nahe
gebracht. Für die evangelische Kirche war er in den vergangenen Jahrzehnten
ein ganz wichtiger Ansprechpartner und Mitstreiter für das ökumenische
Miteinander. Wir werden ihn alle sehr vermissen. Ich vertraue darauf, dass
er in Gottes Hand geborgen ist und jetzt schauen darf, woran er geglaubt
hat", schrieb Bedford-Strohm in einem Brief an den Mainzer Bischof Peter
Kohlgraf, und sprach im Namen der EKD seine herzliche Anteilnahme aus.

Der EKD-Ratsvorsitzende Bedford-Strohm unterstrich, Lehmann habe sich seit
dem Zweiten Vatikanischen Konzil (1962-65) auf vielfältige Weise für die
Verständigung und Annäherung der beiden Kirchen eingesetzt. Damit habe er
ein "weltweit beachtetes Zeichen für die Verständigung der beiden großen
Konfessionen" gesetzt. "Durch seine herausragende theologische Kompetenz,
gepaart mit einem weiten Herzen, hat er die Ökumene entscheidend
vorangebracht". Nicht zuletzt im Jahr des 500. Gedenkens an die Reformation
habe sich Lehmann um das katholisch-evangelische Miteinander verdient
gemacht: "Es ging ihm immer darum, Christus neu zu entdecken. Genau das war
die Grundlage dafür, dass wir das Reformationsjahr in so wunderbarer Weise
in ökumenischem Geist feiern konnten."

Kardinal Lehmann war von 1983 bis 2016 Bischof von Mainz. Von 1987 bis 2008
war er zudem Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz, 2001 wurde er
von Papst Johannes Paul II. zum Kardinal erhoben. Am 31.10.2016 wurde
Lehmann als erster Katholik mit der Martin Luther Medaille des Rates der
EKD ausgezeichnet.

Lehmann hatte das Reformationsjubiläum als "einzigartige Gelegenheit" und
"einmalige Chance an einem Wendepunkt unserer bisher so schwierigen und
belastenden Geschichte" bezeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 23/2018 vom 11.03.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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BUNDESLIGA/544: Männer - 11. und 12. Runde (SB)




Die 11. Runde bot an der Tabellenspitze keine Überraschungen. Sowohl
Solingen als auch Baden-Baden, Werder Bremen und Hockenheim
bestritten ihre Begegnungen mit klaren Siegen, und so schien der
Vorsprung Solingens vor dem Hauptrivalen Baden-Baden mit zwei Punkten
eine Garantie für den Titelgewinn zu sein. Doch das ist Schnee von
gestern. Denn die 12. Runde veränderte alles. Während der amtierende
Champion aus Baden-Baden Werder Bremen mit 5,5:2,5 schlug,
strauchelte Solingen mit 3:5 gegen Hockenheim und büßte damit die
Tabellenführung ein. Bei gleichen Mannschaftspunkten liegt
Baden-Baden nun an der Spitze dank anderthalb Brettpunkten mehr als
die Klingenstädter.

Ursache dafür war unter anderem sicher, daß Solingen auf Top-Spieler
wie Anish Giri, der als Sekundant für Vladimir Kramnik beim
Kandidatenturnier in Berlin fungiert, bei diesem wichtigen Match
verzichten mußte. Es wäre ansonsten sein erster Einsatz für Solingen
in der laufenden Saison gewesen. Auch Richard Rapport, Erwin L´Ami
und Pentala Harikrishna waren nicht verfügbar, so daß Hockenheim
aufgrund dessen die bessere Belegschaft mitbrachte. An den
Top-Brettern konnte Solingen zwar vier Remisen herausholen, doch an
Brett 5 und 6 mußten sich Jan Smeets und Borki Predojevic gegenüber
Dennis Wagner und Ivan Saric geschlagen geben. Die beiden
Schlußbretter endeten jeweils mit einem Unentschieden. Da Hockenheim
bereits am Vortag gegen Aachen einen 5,5:2,5-Sieg eingefahren hatte,
verbesserte sich die Mannschaft auf Platz 3 in der Tabelle. Durch
diese Zäsur ist der Meisterschaftskampf drei Runden vor Schluß
nochmals spannend geworden.

Baden-Badens Chancen auf die Titelverteidigung sind nun deutlich
gestiegen. Anders als Solingen kam Baden-Baden mit einem Starensemble
zu Gastgeber Speyer-Schwegenheim. Austragungsort der Doppelrunde war
Westheim in der Pfalz mit knapp 2000 Einwohnern. Am Samstag feierte
die Truppe einen klaren 7,5:0,5-Erfolg gegen Mülheim Nord. Kein
Wunder, denn der Deutsche Meister bot an jedem Brett Spieler oberhalb
von 2700 Elo-Punkten auf. Für Mülheim Nord viele Klassen zu stark,
und auch Bremen konnte am Sonntag nicht mithalten. Arkadij Naiditsch,
Etienne Bacrot und Francisco Vallejo Pons sorgten für die
Siegpartien. Zur zentralen Endrunde in Berlin muß Baden-Baden zwar
noch gegen das stark aufspielende Team aus Hockenheim ran, doch
Solingen stehen neben Reisepartner Aachen mit Deizisau und Schwäbisch
Hall gleich zwei schwere Hürden bevor.

Bremen rutschte, daran konnte auch der 6:2-Sieg am Samstag gegen
Speyer-Schwegenheim nichts ändern, auf Platz 4 ab. Deizisau
behauptete Tabellenrang 5. Ohne große Mühen schlug das Team am
Samstag Norderstedt mit 6,5:1,5, worüber sich der deutsche
Nationalspieler Matthias Blübaum im besonderen gefreut haben dürfte,
gelang ihm doch nach acht Remisen nunmehr der erste Sieg für Deizisau
in der Bundesliga. Auch gegen Hamburg am Sonntag setzte sich der
Liga-Aufsteiger, wenn auch knapp, mit 4,5:3,5 durch. Unverändert auf
Platz 6 rangiert Schwäbisch Hall, gleichwohl der 4,5:3,5-Minimalsieg
am Samstag gegen Hamburg durchaus anders hätte ausgehen können. Doch
die Hanseaten hatten in der laufenden Saison schon manche gute Chance
verstreichen lassen, und so auch gegen Schwäbisch Hall. Zwar brachten
Jean-Pierre Le Roux und Viktor Laznicka Schwäbisch Hall in Führung,
doch nach dem Sieg von Dirk Sebastian gegen Alexander Raykhman schien
die Begegnung wieder offen zu sein, zumal Sipke Ernst ein besseres
Turmendspiel gegen Evgeny Postny auf dem Brett hatte. Das Glück war
indes nicht mit den Hamburgern, die Partie endete schließlich Remis,
und damit blieb das Urgestein weiter auf einem Abstiegsplatz sitzen.

Dresden kletterte einen Rang nach oben auf Platz 7 dank des
Doppelsieges gegen Bayern München und MSA Zugzwang. Aachen ist
nunmehr nur noch Achter. Die Pleite gegen Hockenheim am Samstag war
keine große Überraschung, dagegen die 3,5:4,5-Niederlage gegen
Hofheim schon. Dabei galt Aachen als Favorit. Hofheim holte den
ersten Siegpunkt dank Vladimir Gurevich, der Christian Braun bezwang.
Bald darauf ging Aachen jedoch über die Siege von Alexander Donchenko
und Jorden van Foreest in Führung. Doch die Zwischenbilanz währte
nicht lang, weil Jan-Christian Schröder zunächst für den Ausgleich
sorgte und Davit Lobzhanidze schließlich sein besseres Endspiel gegen
Michael Hoffmann verwerten konnte. Wichtige Punkte für Hofheim im
Abstiegskampf.

Berlin behauptete Rang 9, auch wenn die Hauptstädter am Samstag gegen
MSA Zugzwang völlig überraschend mit 3:5 untergingen. Aufstand im
Tabellenkeller? Möglicherweise, denn der Abstiegskandidat aus München
zeigte sich gegen Berlin von seiner kämpferischsten Seite. Zwar
konnte Jacek Tomczak Berlin in Führung bringen, aber danach hatten
die Münchener das Sagen. Christoph Eichler bestrafte einen groben
Fehler von Arnd Lauber zum Ausgleich, ehe Leon Mons am Spitzenbrett
sein Endspielplus gegen Kacper Piorun realisierte und Stefan
Kindermann gegen Alexander Mista seinen ersten Saisonsieg zum besten
gab. Nach diesem schmerzhaften Verlust hielten sich die Hauptstädter
an Bayern München schadlos. Berlin ging nach Siegen von Ilja
Schneider, Jacek Tomczak und Emil Schmidek mit 4,5:1,5 in Führung,
aber die Bayern konnten über Roman Vidonyak und Noel Studer den
Abstand noch ergebniskosmetisch verkürzen.

Mühlheim Nord sicherte sich den 10. Tabellenplatz mit einem 4:4 am
Sonntag gegen Speyer-Schwegenheim. Für Mülheim dürfte der
Klassenerhalt kein Thema sein. Hofheim rangiert hinter Mühlheim Nord
und hat gute Chance weiterhin im Oberhaus zu spielen.
Speyer-Schwegenheim, Hamburger SK, MSA Zugzwang, Bayern München und
Schlußlicht Norderstedt sind Wackelkandidaten, die vom 28. April bis
1. Mai in Berlin um ihren Verbleib in der deutschen Top-Liga kämpfen
müssen.



Runde 11, am 10.3.2018

Speyer-Schwegenheim - SV Werder Bremen 2:6

OSG Baden Baden - SV Mülheim Nord 7,5:0,5

SV Hofheim - SG Solingen 2:6

SV Hockenheim - DJK Aachen 5,5:2,5

Hamburger SK - SK Schwäbisch Hall 3,5:4,5

SK Norderstedt - SF Deizisau 1,5:6,5

FC Bayern München - USV Dresden 3:5

MSA Zugzwang - Schachfreunde Berlin 5:3



Runde 12, am 11.3.2018

SV Werder Bremen - OSG Baden Baden 2,5:5,5

SV Mülheim Nord - Speyer-Schwegenheim 4:4

SG Solingen - SV Hockenheim 3:5

DJK Aachen - SV Hofheim 3,5:4,5

SK Schwäbisch Hall - SK Norderstedt 4,5:3,5

SF Deizisau - Hamburger SK 4,5:3,5

USV Dresden - MSA Zugzwang 6:2

Schachfreunde Berlin - FC Bayern München 4,5:3,5 




	
 Stand nach der 12. Runde: 



	
1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.


	
OSG Baden Baden

SG Solingen

SV Hockenheim

SV Werder Bremen

SF Deizisau

SK Schwäbisch Hall

USV Dresden

DJK Aachen

Schachfreunde Berlin

SV Mülheim Nord

SV Hofheim

Speyer-Schwegenheim

Hamburger SK

MSA Zugzwang

FC Bayern München

SK Norderstedt


	
12

12

12

12

12

12

12

12

12

12

12

12

12

12

12

12


	
21

21

18

18

16

16

15

12

12

9

9

8

6

6

4

1


	
67,5

66  

61  

60  

57  

54  

50  

51  

46  

42,5

39,5

37  

44  

33,5

35,5

23,5
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SCHACH-SPHINX/06502: Lob oder giftiger Pfeil? (SB)


Die Gründe, weshalb Laienspieler das Schachbrett aus der Kommode
hervorkramen, mögen vielfältig sein. Dem einen drückt Melancholie aufs
Gemüt angesichts des Dauerregens, der ihm den Wochenend-Kurzurlaub
versaubeutelt hat, ein anderer glaubte endlich ein Mittelchen gefunden
zu haben, um einen verhaßten Rivalen blamieren zu können. Der nächste
liebt am Schach einfach die akrobatischen Gedankensaltos - entweder
man schafft die Drehung oder fällt ganz gehörig auf die Nase.
Intelligente Menschen werden natürlich mit gehobenen Argumenten
aufwarten. Sie versprechen sich tiefe Einsichten über das Wesen einer
Schachpartie, erblicken darin gar einen Spiegel für die ewigen Gesetze
der Natur und gar des Weltalls. Für den Denker Jean Paul hingegen war
das Schach "ein gutes Treibmittel des Gehirns", das er allerdings
ungenutzt in die Schublade warf. Bei einem derart bissigen
Wortdrescher weiß man leider nie so genau, ob er damit ein Lob
ausgesprochen oder einen ironischen Pfeil auf das Herz der Schachkunst
abgeschnellt hatte. Philosophie und Schach, das ging nicht immer
ebenbürtig denselben Weg. Man erinnere sich da an die französische
Philosophenleuchte Jean Jacques Rousseau, der nach eingehendem Studium
der Eröffnungstheorie schlechter spielte als vorher. Unser
Schachfreund Stean wiederum hatte seine Schachaufgaben in aller Regel
gut erledigt. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte sein Kollege Nunn
mit 1.Dg3-h3+? Dc5-f5 2.Dh3-e3+ Df5-e5 nur ein Remis gegen ihn
erzielen können. Ein halbes Jahr später hatte Stean, diesmal als
Weißer, die Möglichkeit, Nunns Fehlzug zu verbessern. Also, Wanderer,
welche Fortsetzung hatte Stean in der Zwischenzeit im Schmelztiegel
der Analyse gefunden?
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Stean - Ungureanu

Natanya 1976


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mit 1.b2-b4!! lockte Rossolimo eine schwarze Verteidigungsfigur aus
der Gefahrenzone um den schwarzen König weg. So wäre nun auf 1...Da5-
g5 2.Sd4xe6 f7xe6 - 2...Dg5xf6 3.Se6xc7+ Sc6-e5 4.Sc7-d5+ - 3.Dd1-d7+
Ke7xf6 4.Te1xe6+ Kf6-f5 5.Te6xc6+ mit Vernichtung gefolgt. Prins biß
in den sauren Apfel und spielte 1...Sc6xb4, mußte sich freilich nicht
minder düpiert geschlagen geben, als er nach 2.Sd4xe6 Ke7xf6 3.Dd1-d4+
Kf6-g6 4.Dd4xh8 Sb4xc2 5.Se6xf8+ Ta8xf8 6.Dh8xf8 Sc2xe1 7.Df8-g8+ Kg6-
f6 8.Dg8-d8+ Kf6-g7 9.Dd8-d1 auch noch den Springer verlor.



Erstveröffentlichung am 16. März 2005
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/534: Inklusion - Wie Sonderpädagogen und Lehrkräfte besser zusammenarbeiten (idw)


Bergische Universität Wuppertal - 09.03.2018

Inklusion an Schulen: Wie Sonderpädagogen und Lehrkräfte besser
zusammenarbeiten



Inklusion gehört an vielen Schulen zum Alltag: Abhängig von der Anzahl
und den Förderschwerpunkten der Schülerinnen und Schüler mit
Unterstützungsbedarf sind Sonderpädagoginnen und -pädagogen vor Ort. "Die
Herausforderung liegt in der Zusammenarbeit mit den Lehrkräften", weiß Dr.
Silvia Greiten von der School of Education. "Sie fällt von Schule zu
Schule unterschiedlich aus, weil es in der Regel keine klaren Vorgaben zur
Gestaltung gibt: Mal stimmt man sich unregelmäßig via Telefon ab, mal
finden regelmäßige Konferenzen zum Thema statt." Entsprechend falle die
Förderung der Schülerinnen und Schüler aus. Das will die Wissenschaftlerin
der Bergischen Universität Wuppertal ändern.

Im Rahmen eines Verbundprojektes mit der Universität Siegen - vertreten
durch Prof. Dr. Matthias Trautmann und Jun.-Prof. Dr. Daniel Mays - soll
ein Qualifizierungskonzept für in der Sekundarstufe I tätige Sonder- und
Regelschullehrkräfte entstehen, mit dessen Hilfe sich die kooperative
Unterrichtsplanung in strukturierte Bahnen lenken lässt.

Das Verbundprojekt "IKU - Interprofessionelle kooperative
Unterrichtsreihenplanung in der Sekundarstufe I" hat eine Laufzeit von
drei Jahren und wird mit 540.000 Euro vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung gefördert. Beteiligt sind mehrere Partnerschulen aus
Nordrhein-Westfalen. "In einem ersten Schritt führen wir dort Interviews
mit den jeweiligen Fachlehrkräften und Sonderpädagogen durch", beschreibt
Silvia Greiten das Vorgehen. "Anschließend bitten wir alle Beteiligten -
inklusive Schulleitung - zu einer Gruppendiskussion: Wie sieht die
aktuelle Zusammenarbeit aus? Wo sind eventuelle Hürden? Und wie könnte die
Kooperation in Zukunft aussehen?" Ergänzend finden Planungsgespräche und
Unterrichtsbesuche statt.

Auf Basis der in den Schulen gewonnenen Erkenntnisse und des aktuellen
Forschungsstandes zum inklusiven Unterricht entwickeln die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler dann eine
Qualifizierungsmaßnahme, die aus mehreren Säulen besteht. "Wir planen zum
einen, fachlichen Input zum Thema zu liefern", sagt Silvia Greiten.
Weitere Bestandteile sind ein Coaching bei der gemeinsamen
Unterrichtsplanung sowie strukturelle Vorgaben für die zukünftige
Zusammenarbeit an der jeweiligen Schule. Ob diese Prozesse erfolgreich
sind, wird im Verlauf der Qualifizierungsmaßnahme untersucht und evaluiert
- zum Beispiel in Form von Interviews und Gruppendiskussionen.

Die Ergebnisse werden nach Ablauf des Projektes auch anderen Einrichtungen
zur Verfügung gestellt: Silvia Greiten und ihr Team planen u.a., in
Richtung Lehrerfort- und -ausbildung zu gehen sowie entwickelte Konzepte
online verfügbar zu machen.


Weitere Informationen unter:

http://www.bildung.uni-siegen.de/iku

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution650

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bergische Universität Wuppertal, Stefanie Bergel, 09.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/305: Bielefeld - Kursus "Einführung in die Mediation" vom 19. bis 23.3.2018


Einführung in die Mediation



Bielefeld (bi). Von Montag, 19. März, bis Freitag, 23. März, wird an
der Volkshochschule im Ravensberger Park die einwöchige Fortbildung
"Einführung in die Mediation" angeboten. Mediation gilt als optimales
Verfahren, um Konflikte durch besondere Techniken der Kommunikation
und Gesprächsführung zu entschärfen und Lösungen zu finden, die von
allen Beteiligten anerkannt werden. Die Veranstaltung ist anerkannt
als Bildungsurlaub und kann auf die Ausbildung zum zertifizierten
Mediator angerechnet werden. 

Nähere Informationen unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 35 85.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/304: Hanau - Elternkurs "Starke Eltern-Starke Kinder" am 12.4.2018


Elternkurs "Starke Eltern-Starke Kinder" 

Am Donnerstag, 12. April, im Mehrgenerationenhaus Fallbach



Am Donnerstag, 12. April 2018, ist es wieder soweit: Das
Mehrgenerationenhaus Fallbach bietet in Kooperation mit dem
Kinderschutzbund den nächsten Elternkurs "Starke Eltern-Starke Kinder"
an. Los geht es um 9.30 Uhr. In dem achtteiligen Kurs bekommen Eltern
viele Werkzeuge an die Hand, um das Familienleben entspannter zu
gestalten. Viele Konflikte lassen sich durch gute Kommunikation und
gegenseitiges Verständnis vermeiden oder entschärfen. Was eine
gelungene Kommunikation ausmacht, wie man mit Wut umgeht und was man
im Fall eines eskalierten Konfliktes tun kann, das lernen Mütter und
Väter hier in einem humorvollen und lockeren Rahmen. 

Der Kurs ist
geeignet für Eltern mit Kindern im Alter von cirka 4 - 10 Jahren und
findet im Mehrgenerationenhaus Fallbach, Reichenberger Straße 59,
63452 Hanau statt. Anmeldungen sind möglich unter Telefon 06181/ 668
6785.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/436: Mönchengladbach - "Illegale Alltagsdrogen bei Erwachsenen" am 20.3.2018


Illegale Alltagsdrogen bei Erwachsene



Amphetamine, Cannabis, Medikamente... Ist der Konsum nur bei
bestimmten Gesellschaftsschichten zu beobachten, oder gehören solche
oder ähnliche Drogen zum alltäglichen Leben? Ist Cannabis nur bei der
jüngeren Generation angesagt, während Kokain eher der erfolgreichen
Oberschicht zugeschrieben wird? Welche körperliche und psychische
Wirkungen haben diese Drogen während des Konsums und danach? Und was
sind eigentlich die Beweggründe für einen Missbrauch?

Nicola Feldberg und Matina Bußmann geben einen realistischen Einblick
in die Welt vieler erwachsener Menschen, die ohne Drogen oft kaum noch
zurechtkommen. Im Vortrag, am Dienstag, 20. März erfahren die
Teilnehmer Hintergründe über Wirkung, Abhängigkeit und deren Folgen.
Er findet von 19 bis 21 Uhr in der Volkshochschule an der Lüpertzender
Straße 85 statt. (Kosten: 7 Euro, Kurs-Nr. 181F1010S)

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2236: Mittelgewicht - Fleisch vom Fleische Mexikos (SB)




Dopingverdacht gegen "Canelo" schlägt hohe Wellen

Im Vorfeld der für den 5. Mai in der T-Mobile Arena in Las Vegas
anberaumten Revanche zwischen Gennadi Golowkin und seinem Erzrivalen
Saul "Canelo" Alvarez schlägt derzeit eine Dopingkontroverse
tagtäglich hohe Wellen. Der 27jährige Mexikaner wurde bei Kontrollen
der Antidopingagentur VADA am 17. und 20. Februar positiv auf die
verbotene Substanz Clenbuterol getestet. Er führt diesen Befund auf
den Verzehr von verunreinigtem Fleisch in Mexiko zurück und weist den
Verdacht einer gezielten Einnahme des Wirkstoffs entschieden zurück.
Bei einem erneuten Test am 2. März wurden bei Alvarez keine Spuren von
Clenbuterol mehr nachgewiesen. Das will insofern nichts besagen, als
diese Substanz eine kurze Halbwertzeit von 28 bis 36 Stunden im
menschlichen Organismus hat und somit rasch verstoffwechselt wird.
Allerdings können unter Umständen geringfügige Rückstände noch ein bis
zwei Wochen später im Urin nachgewiesen werden.

Promoter Bob Arum, der mit keinem der beiden Boxer geschäftlich
verbunden ist, hat sich jüngst mit der Einlassung zu Wort gemeldet, er
wisse so wenig wie irgendein anderer Außenstehender, worauf der
positive Befund zurückzuführen ist. Er habe jedoch die Standardausrede
verunreinigten Fleisches gründlich satt. Es sei schließlich kein
Geheimnis, daß viele mexikanische Trainer Clenbuterol verwenden, um
die Muskulatur ihrer Akteure zu verschlanken und die
Funktionsfähigkeit des Herz-Kreislauf-Systems zu verbessern. Der
Wirkstoff werde vor dem Trainingslager abgesetzt, da dann die Phase
der Kontrollen beginne. Das wisse jeder, der sich in diesem Geschäft
auskennt. [1]

Das Problem ist in der Tat bekannt, da in der Vergangenheit diverse
mexikanische Boxer, darunter Erik Morales, Luis Nery and Francisco
Vargas, positiv auf Clenbuterol getestet wurden. Bob Arum wirft
"Canelo" wohlgemerkt nicht vor, solche Präparate verwendet zu haben,
zumal der Beweis in die eine oder andere Richtung schlichtweg nicht
erbracht werden kann und somit die Entscheidung davon abhängt, ob dem
Mexikaner Glauben geschenkt wird oder nicht. Was der Promoter
einfordert, ist eine klare Vorgabe seitens der zuständigen
Sportkommission von Nevada, deren Reglement eine automatische
Schuldzuweisung im Falle einer positiven Dopingprobe bislang nicht
vorsieht.

Da beim Kampf zwischen Golowkin und "Canelo" mehr Geld als bei jedem
anderen auf dem Spiel steht, der gegenwärtig auf die Beine gestellt
werden könnte, ist damit zu rechnen, daß der Mexikaner grünes Licht
bekommt und das spektakuläre zweite Duell der Kontrahenten über die
Bühne gehen kann. Erfreulich ist diese Situation nicht, da
zwangsläufig mit zweierlei Maß gemessen wird. Der prominente
Weltergewichtler Tim Bradley erinnert daran, daß Lucas Browne den
Titel der WBA im Schwergewicht zurückgeben mußte, nachdem beim Kampf
gegen Ruslan Tschagajew in Grosny Spuren von Clenbuterol in seiner
Probe gefunden worden waren. Auch der Australier berief sich damals
auf verunreinigtes Fleisch als mutmaßliche Ursache, was ihm aber
nichts half. "Canelo" werde hingegen höchstwahrscheinlich davonkommen,
da er für die Branche viel zu wichtig sei, so Bradley. [2]

Was "Canelo" in dieser Kontroverse schlecht aussehen läßt, sind zwei
Aspekte seiner körperlichen Verfassung. Zum einen trat er beim ersten
Kampf gegen Golowkin mit einer ausgeprägt muskulösen Statur an, wie
man sie nie zuvor bei ihm gesehen hatte. Das gibt nun rückblickend
Anlaß zu Spekulationen, er habe damals womöglich pharmazeutisch
nachgeholfen. Zum anderen legte er wie schon bei früheren Auftritten
gravierende Konditionsprobleme an den Tag und konnte nur eine Minute
pro Runde mit vollem Tempo boxen. Der acht Jahre ältere Kasache wirkte
im Vergleich mit "Canelo" wie ein junger Mann, da er wesentlich
frischer zu Werke ging. Da Clenbuterol auch die Funktionstüchtigkeit
des Herz-Kreislauf-Systems steigert, wäre es theoretisch möglich, daß
man im Team das Mexikaners darauf verfallen sein könnte, auf diese
Weise eine bessere Kondition zu erwirtschaften.

Ein Wort mitzureden hat auch der Verband WBC, dessen Titel Gennadi
Golowkin neben jenen der WBA, IBF und IBO hält. WBC-Präsident Mauricio
Sulaiman schenkt "Canelos" Version Glauben, sei doch mit Clenbuterol
belastetes Fleisch ein verbreitetes Problem in Mexiko. Er erinnert in
diesem Zusammenhang daran, daß im Jahr 2011 nicht weniger als 109
mexikanische Fußballspieler positiv auf diesen Wirkstoff getestet
wurden. "Canelo" werde sicher die Auflage erhalten und akzeptieren,
sich fortan häufiger testen zu lassen, so daß dem Kampf am 5. Mai wohl
nichts mehr im Weg stehen dürfte. Interessant ist am Rande, daß
Sulaiman und "Canelo" ihre frühere Kontroverse kürzlich beigelegt
haben. Der Mexikaner hat versichert, er werde den WBC-Titel im Falle
seines Sieges annehmen und nicht zurückgeben, wie er das in der
Vergangenheit getan hat, um Golowkin aus dem Weg zu gehen. [3]

Die Geschichte entbehrt auch in anderer Hinsicht nicht einer
unfreiwilligen Ironie, die Golowkins mexikanischer Trainer Abel
Sanchez kürzlich publik gemacht hat. Er wies genüßlich darauf hin, daß
"Canelos" Trainer Chepo Reynoso früher ein Schlachter gewesen sei und
schon aus diesem Grund mit dem Problem belasteten Fleisches vertraut
sein müßte. Sollte der Befund seines Boxers tatsächlich aus dieser
Quelle herrühren, habe der Coach nicht gerade die allergrößte Umsicht
an den Tag gelegt. Er sei enttäuscht, daß das Team des Gegners vor
einem derart wichtigen Kampf nicht sorgsamer darauf geachtet habe,
alle Fallstricke zu meiden.

Man kann wohl davon ausgehen, daß Golowkin und sein Trainer Wert auf
die Revanche legen und keineswegs geneigt sind, die aktuellen
Verwerfungen zum Anlaß eines Ausstiegs zu nehmen. Der Kasache war
schon im September der bessere Boxer, auch wenn die Punktrichter
"Canelo" ein Unentschieden schenkten. Er wird auch im Mai dominieren,
zumal er nun weiß, daß er sich in Las Vegas nicht auf das Kampfgericht
verlassen kann. Deshalb dürften die aktuellen Äußerungen des
Weltmeisters und seines Teams zu einem gewissen Anteil strategischer
Natur sein, bietet sich doch die günstige Gelegenheit, den Gegner
schon vorab zu verunsichern und in die Enge zu treiben.

Der Mexikaner hat bislang von seiner enormen Popularität profitiert,
zumal ihm seine Landsleute alle Tricks nachsahen, sich mit
grenzwertigen Methoden körperliche Vorteile zu verschaffen. "Canelo"
hat es insbesondere verstanden, nach dem offiziellen Wiegen vermutlich
durch nächtliche Infusion derart zu rehydrieren, daß er am folgenden
Tag nicht selten zwei Gewichtsklassen schwerer als sein Gegner
anzutreten schien. Sollte ein Nachwiegen am Morgen des Kampftags
stattgefunden haben, wie es bei einigen Verbänden eigentlich
obligatorisch ist, so wurden in seinem Fall jedenfalls nie die
Ergebnisse veröffentlicht. Sein Freibrief, sich hier und da
gewohnheitsmäßig Vorteile zu sichern, könnte nun ausgelaufen sein.

Gennadi Golowkin zeigt sich in seinen Äußerungen tief verärgert und
zieht "Canelos" Version als wenig glaubwürdig in Zweifel. Der
Mexikaner sei als Profi erfahren und sein Team klug genug, um des
Problems gewahr zu sein, das seit geraumer Zeit herumspuke. Diese
Verwerfung füge dem Boxsport schweren Schaden zu und werte ihn in den
Augen der Öffentlichkeit ab. Wie Abel Sanchez wohl nicht ganz zu
Unrecht anmerkt, werde "Canelo" den Makel zeit seiner Karriere nicht
mehr loswerden. Man könne 100 Dinge richtig machen, ohne daß das
irgend jemand kümmert. Unterlaufe einem jedoch ein Fehler, vergesse
die Öffentlichkeit das nie. Jedenfalls ist der Mexikaner derzeit in
der Bredouille: Wächst er im Kampf gegen Golowkin über sich hinaus,
werden böse Zungen behaupten, Clenbuterol wirke eben Wunder. Geht er
hingegen baden, wird es ebenfalls nicht an Kritikern fehlen, die seine
Schwäche auf die unterbundene Zufuhr verbotener Hilfsmittel
zurückführen.

Das Hauptproblem besteht jedoch darin, daß damit eine lange schwelende
Widerspruchslage hochgekocht ist und alle Welt nach Klarheit ruft. Die
kann jedoch nur darin bestehen, die Unschuldsvermutung endgültig
auszuhebeln und die Beweislast umzukehren: Der Dopingtest als
Gottesurteil, dessen Schiedsspruch unanfechtbar ist.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/03/sanchez-canelos-legacy-is-tarnished-forever/#more-258858

[2] www.boxingnews24.com/2018/03/canelo-alvarez-now-testing-negative-for-clenbuterol/#more-258824

[3] www.boxingnews24.com/2018/03/canelos-drug-positive-test/#more-258814
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/506: Braunschweig - HipHop Wochenende vom 16. bis 18. März 2018


HipHop Wochenende in der Neustadtmühle



Braunschweig. Ein umfangreiches HipHop Wochenende veranstaltet das
Jugendzentrum Mühle, An der Neustadtmühle 3, von Freitag, 16. März,
bis Sonntag, 18. März. Außer beim Breaking Workshop, sind keine
Vorkenntnisse erforderlich, so sind alle Workshops auch für Anfänger
geeignet. Es sollen Grundkenntnisse, Techniken und Wissen über die
HipHop Kultur vermittelt werden. Die Workshops sind ab einem Alter von
zwölf Jahren und kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Es
handelt sich um ein Projekt das von der Braunschweigischen
Sparkassenstiftung aus Mitteln des Reinertrags der Lotterie "Sparen +
Gewinnen" gefördert wird.

Los geht es, am Freitag ab 17 Uhr für Jugendliche bis zu 15 Jahren mit
einem "1 vs 1 Junior Breaking Battle". Dabei kann der Nachwuchs zeigen
was er drauf hat. Den beiden Finalisten winkt ein Preisgeld. der
Eintritt ist frei. Die Anmeldung erfolgt vor Ort.

Am Samstag geben sich dann erfahrene Tänzer aus dem norddeutschen Raum
die Ehre. Hier wird ein Tänzer von einer geheimen Jury auserkoren und
mit einem Preisgeld geehrt, nachdem zwei Stunden lang alle Teilnehmer
in sogenannten "circles" getanzt haben. Danach gibt es noch einen
"Tagging" Wettbewerb und eine Aftershowparty. Los geht es um 20 Uhr.
Auch am Samstag ist der Eintritt kostenlos.

Am Sonntag finden ab 12 Uhr vier Workshops zu verschiedenen Themen
statt. Zuerst gibt es einen Graffiti Workshop, welcher von "Stok" aus
Hamburg geleitet wird und einem DJ Workshop mit "Kid Step" von den
"Def Style Rockers" aus Braunschweig. Weiter geht es um 14 Uhr mit
einem Rap Workshop mit Carlos von Rapflektion und einem Breaking
Workshop mit Poe One aus den USA.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. März 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/819: Kiel - Theater Die Komödianten präsentiert Solokabarett "STABILE SEITENLAGE", 20.-27.3.


STABILE SEITENLAGE

Solokabarett von und mit H.-C.Hoth



Nach dem Motto: "Wer spricht von siegen, überstehen ist alles!"
präsentiert H.-C.Hoth in seinem neuesten Soloprogramm wieder einmal
seine Bühnenlieblinge Felix Weltrang, Anneliese Noellmann, den smarten
Vollrausch-Chirurgen u.v.a. Dieses Mal dürfen sie zum Thema 'Stabile
Seitenlage' im Theater Die Komödianten ihrer Phantasie freien Lauf
lassen. Freuen Sie sich also auf die beliebten Notfall-Experten
unseres Alltags bei ihrem Erste Hilfe Einsatz in Politik, Alkohol und
Wirtschaft und natürlich auch Medizin. In jedem Fall erlebt an diesem
Abend die Stabile Seitenlage ihr blaues Wunder...meint die rote
Strickjacke...Horst!

Termine:

April: FR + SA am 20. + 21. / 27. + 28. um 20 Uhr

Kartenpreise: 22 Euro, ermäßigt 12 Euro

Kartenreservierung: Tel.: 0431 / 55 34 01,

online: www.komoedianten.com

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom März 2018

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/767: Hannover - Aida, Oper von Giuseppe Verdi, April-Termine 2018


Staatsoper Hannover

AIDA

OPER IN VIER AKTEN (1871)

- TEXT VON ANTONIO GHISLANZONI

- NACH EINEM HANDLUNGSENTWURF VON AUGUSTE MARIETTE

- UND EINEM SZENARIO VON CAMILLE DU LOCLE

- IN ITALIENISCHER SPRACHE MIT DEUTSCHEN ÜBERTEXTEN

- PREMIERE: SA, 14.04.18, 19.30 UHR



Kay Voges, der vor gut zwei Jahren mit seinem Freischütz für heftige
Diskussionen sorgte, inszeniert Verdis Aida, ein Werk, das durch seine
musikalische Prachtentfaltung und dem personellen Aufwand gelegentlich
im Ruf einer kriegsverherrlichenden Repräsentationsoper steht und
immer wieder das Ziel kritischer Kommentare war. Freilich sind die
Gigantomanie und das exotische Kolorit der Oper nur eine Seite der
Medaille. Der Kontrast zwischen den großen Tableaus und den zentralen
kammerspielartigen Szenen bezeichnet den eigentlichen Konflikt dieser
Oper: den Konflikt zwischen individueller Glückssuche und autoritären
Gesellschaftsstrukturen, zwischen Gefühl und Politik, zwischen Liebe
und Gewalt. In der Inszenierung von Kay Voges schafft ein aufwändiger
Versuchsaufbau unter Einbeziehung von Videotechnik einen Raum, der als
Machtapparat die Figuren umschließt und sie ihrer Identität beraubt.

In einer sehr aktuellen Perspektive auf das Werk wird das
Spannungsverhältnis von Privatheit und öffentlicher Rolle, von
körperlicher Existenz und virtuellem Abbild thematisiert und die Frage
nach den Mechanismen der Macht in einer digitalisierten Welt gestellt.

MUSIKALISCHE LEITUNG Ivan Repusi

INSZENIERUNG Kay Voges

BÜHNE Daniel Roskamp

KOSTÜME Mona Ulrich

LICHT Susanne Reinhardt

VIDEO Voxi Bärenklau

DRAMATURGIE Klaus Angermann

AIDA Karine Babajanyan

AMNERIS Khatuna Mikaberidze/Monika Walerowicz

RADAMES Rafael Rojas

AMONASRO Brian Davis

RAMPHIS Shavleg Armasi/Tobias Schabel

AMONASRO Brian Davis u.a.

Chor und Extrachor der Staatsoper Hannover

Niedersächsisches Staatsorchester Hannover

Weitere April-Termine:

08.04.18 11:00 | Einführungsmatinee

17.04.18 19:30 | Einführung 19:00

21.04.18 19:30 | Einführung 19:00

28.04.18 19:30 | Einführung 19:00

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse April 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





STIMMEN/069: Für mehr Gendergerechtigkeit in den Klimaverhandlungen (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 142, 4/17

Nicht ohne uns!

Für mehr Gendergerechtigkeit in den Klimaverhandlungen

von Linda Ederberg



Klimawandel und Klimapolitik sind nicht zuletzt eine Frage von
Gerechtigkeit - zwischen Nord und Süd -, aber auch von
Geschlechterdisparitäten in jedem einzelnen Land, auch in Europa. Ohne
die Gerechtigkeitsfrage anzugehen, ist eine echte Lösung der
Klimaproblematik nicht möglich. GenderCC - Women for Climate Justice
ist ein Netzwerk aus Organisationen, Expert_innen und Aktivist_innen
aus aller Welt, die sich zusammengeschlossen haben, um gemeinsam für
eine geschlechtergerechte Klimapolitik zu kämpfen.


Bei der Verursachung des Klimawandels bestehen vielfältige
Wechselwirkungen mit individuellen Verhaltensweisen und
gesellschaftlichen Strukturen. Einkommen, Herkunft, Alter und
Geschlecht sind einige der Faktoren, die die Lebenssituationen und
damit auch die Lebensstile und den CO2-Ausstoß von Menschen
beeinflussen. Der Klimawandel wirkt sich auf die Geschlechter
unterschiedlich aus. Diese Unterschiede zeigen sich z. B. in der
Verfügbarkeit von Ressourcen wie Zeit und Geld, der Bewertung von
Arbeit oder im politischen Einfluss. Obwohl dies international
durchaus anerkannt ist, bleiben die Genderaspekte in klimapolitischen
Maßnahmen und Programmen in der Regel unberücksichtigt.


Beteiligung von Frauen an Klimakonferenzen

Die erste UN-Klimakonferenz fand 1995 in Berlin statt. Parallel zur
Klimakonferenz veranstaltete die lokale Organisation Frauen für
Frieden und Ökologie ein internationales Frauenforum mit dem Titel
"Solidarität im Gewächshaus", an der mehr als 200 Frauen aus 25
Ländern teilnahmen und ihre Ansichten zum Klimaschutz diskutierten.
Ein Forderungskatalog wurde damals von den Delegierten erarbeitet, der
leider heute noch relevant ist: mehr Teilhabe von Frauen in den
UN-Klimaverhandlungen und die durchgängige Berücksichtigung von
Genderaspekten im Klimaprozess, damit sich
Geschlechterungerechtigkeiten durch den Klimawandel oder durch
ungeeignete Klimaschutzmaßnahmen nicht noch verstärken.

Denn immer noch sind Frauen unterrepräsentiert: So waren bei der
Klimakonferenz 2015 in Paris nur weniger als ein Fünftel der
Delegierten Frauen. Doch seit der ersten Klimakonferenz wurden auch
Fortschritte im Kampf für mehr Geschlechtergerechtigkeit erzielt: So
haben sich die internationalen Aktivistinnen in der Women and Gender
Constituency (WGC) zusammengeschlossen, um ihre Forderungen zu bündeln
und koordiniert auftreten zu können. Seit 2011 ist die WGC als eine
der offiziellen Beobachter_innengruppen innerhalb der
Klimarahmenkonvention anerkannt und verfolgt die Verhandlungen direkt.



Erster Gender-Aktionsplan unter der Klimarahmenkonvention

Auf der vergangenen Vertragsstaatenkonferenz vom 5. bis 17. November
2017 in Bonn wurde endlich der erste Gender-Aktionsplan unter der
Klimarahmenkonvention verhandelt: ein Meilenstein der langjährigen
Bemühungen im Kampf für mehr Gendergerechtigkeit in der Klimapolitik.
Der Gender-Aktionsplan soll die Vertragsstaaten zur nationalen
Umsetzung von geschlechtergerechter Klimapolitik anhalten und die
notwendigen finanziellen Mittel dafür bereitstellen.

Aber erst die zukünftige Implementierung auf nationaler Ebene wird
zeigen, wie effektiv der Aktionsplan sein kann. Er muss alle
bestehenden Beschlüsse mit Genderbezug bei der Umsetzung unterstützen.
Er sollte die gleichberechtigte Partizipation von Frauen fördern sowie
Wissen und Fähigkeiten von Delegierten, internationalen und nationalen
Entscheidungsträger_innen verbessern. Und er kann nur wirksam sein,
wenn ausreichende finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden.
Außerdem muss ein Koordinierungsmechanismus eingerichtet werden, der
Synergien zwischen den UN-Organisationen, den nationalen und lokalen
Regierungen sowie Frauen- und Gender-NGOs und
Grassroots-Aktivist_innen ermöglicht. Indikatoren, Ziele und eine
effektive Überwachung sollen die Effektivität des Gender-Aktionsplans
gewährleisten.


Umsetzung von geschlechtergerechter Klimapolitik in
Großstädten

So wie die Zusammenhänge zwischen Klimawandel und Gender immer mehr
internationale Beachtung finden, werden auch die spezifischen
Herausforderungen, vor denen die Städte angesichts des Klimawandels
stehen, zunehmend erkannt. Eine gut konzipierte Klimapolitik auf
städtischer Ebene kann Geschlechterungerechtigkeiten beseitigen und
nachhaltige Lösungen fördern. Die Initiative Gender in Urban Climate
Change befasst sich derzeit mit dieser Schnittstelle von Stadtpolitik,
Klima und Gender. Die Pilotstädte sind die Millionenstädte Mumbai und
Delhi in Indien, Jakarta und Makassar in Indonesien und Johannesburg
und Tshwane in Südafrika. In Großstädten akkumulieren sich die
Herausforderungen für geschlechtergerechte Klimapolitik: Hier wird der
Großteil der globalen CO2-Emissionen erzeugt, und die Auswirkungen des
Klimawandels sind besonders deutlich spürbar, denn Menschen, die in
Armut, auf engem Raum und ohne Zugang zu Grünflächen leben, leiden
besonders stark unter den Folgen der Erderwärmung. Gleichzeitig haben
kommunale Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen das Potenzial,
soziale Ungerechtigkeiten aufzubrechen, wenn sie entsprechend
gestaltet und umgesetzt werden.

Mit den Partner_innenorganisationen All India Women's Conference
(AIWC) in Indien, Aksi! for gender, social and ecological justice und
Solidaritas Perempuan in Indonesien sowie GenderCC Southern Africa in
Südafrika werden Methoden, Strategien und praktische Ansätze für
geschlechtergerechte Maßnahmen erarbeitet, z. B. für den Zugang von
benachteiligten Frauen in informellen Siedlungen zu nachhaltigen
Energie- und Verkehrsdienstleistungen. Damit werden die Grundlagen
gelegt für die Umsetzung von klimapolitischen Strategien und Maßnahmen
auf städtischer Ebene, die eine hohe Genderrelevanz haben, wie z. B.
der Ausbau von sicherem und gut zugänglichem öffentlichem Nahverkehr,
der sich an den Bedürfnissen und Verhaltensmustern von Frauen und
Mädchen ausrichtet. Dabei übernehmen die lokalen Organisationen in den
Projektländern die Führung.

"Wir wollen den Anstoß geben für eine breite, schlagkräftige Bewegung
von Frauen, die es nicht mehr hinnehmen, bei klimapolitischen
Entscheidungen übergangen zu werden", betont Dorah Marema, Leiterin
von GenderCC Southern Africa. "Wir leiden am meisten unter den Folgen.
Jetzt wollen wir endlich gehört werden."


Anmerkung:

Die Berichte von GenderCC über die UN-Klimakonferenz sind nachzulesen
auf facebook unter genderCC, auf twitter @genderCC und auf
www.gendercc.net. Die Beobachterinnengruppe Women and Gender
Constituency berichtete auf www.womengenderclimate.org.


Zur Autorin:

Linda Ederberg ist Politikwissenschaftlerin, derzeit
Projektkoordinatorin von Gender into Urban Climate Change Initiative
und im Sekretariat des internationalen Netzwerkes GenderCC - Women for
Climate Justice in Berlin angestellt.

 * 

Quelle:

frauen*solidarität Nr. 142, 4/2017, S. 18-19

Medieninhaberin und Herausgeberin:

Frauensolidarität im C3 - feministisch-entwicklungspolitische

Informations- und Bildungsarbeit,

Sensengasse 3, A-1090 Wien,

Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0

E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org,

http://www.frauensolidaritaet.org

 

Die Frauen*solidarität erscheint viermal im Jahr.

Preis pro Heft: 5,- Euro plus Porto

Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

andere Länder 25,- Euro.
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INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





FORSCHUNG/452: Der See, in dem die Eichen wuchsen (idw)


Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde - 09.03.2018

Der See, in dem die Eichen wuchsen



Forscher*innen der Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde
(HNEE) entdecken Baumstümpfe aus dem 16. Jahrhundert im Wesensee
(Unesco-Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin). Neueste Eisbohrungen
sollen Aufschluss über deren genaues Alter und die schwankenden
Pegelstände des Sees geben.

"Schauen Sie sich den Wesensee genau an. Stellen Sie sich nun anstelle
des Sees einen Eichenwald vor?", so lautet der Introtext für eine
geplante Infotafel im Unesco-Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin
nahe Eberswalde (Brandenburg) am Ufer des Wesensees. Vor rund 500
Jahren prägte hier ein grünender Eichenwald das Landschaftsbild, jetzt
ist es eine Wasseroberfläche von rund 36 Hektar. Was ist passiert?

Forscher der HNE Eberswalde entdeckten im vergangenen Jahr marode
Baumstümpfe, als diese aufgrund des seit Jahrzehnten andauernden
Wasserrückgangs sichtbar wurden. "Deren Alter konnte auf eine
Wachstumszeit von 1460 bis um oder nach 1557 datiert werden. Woraus
sich ableiten lässt, dass der Wesensee wohl erst im späten 16.
Jahrhundert entstanden ist", erklärt HNEE-Absolvent Marcel Stöhr, der
über die Entstehungsgeschichte des Wesensees seine Bachelorarbeit 2017
schrieb. Anhand von historischen Kartenmaterials und Luftbildern legte
er die Veränderungen und den massiven Wasserstandsverlust von bis zu
drei Metern der vergangenen Jahrzehnte da. "Allein den Klimawandel
dafür verantwortlich zu machen, reicht nicht, auch wenn er sicher eine
Rolle spielt. Es ist auch die Landnutzung durch den Menschen, die die
Verdunstung und damit den Wasserstand des Sees beeinflusst sowie
Eigenheiten der lokalen Geologie und Hydrologie", sagt HNEE-Dozent Dr.
Olaf Juschus, der die Arbeit betreute.

Um mehr Daten zu gewinnen, begab sich der Olaf Juschus nun zusammen
mit Kollegen der Universität Greifswald auf den zugefrorenen Wesensee,
um Bodenproben an der tiefsten Stelle des Sees (2,1 Meter) mittels
Eisbohrungen zu entnehmen. "Wir erhoffen uns, so das Alter des Sees
noch präziser bestimmen zu können. Die Ergebnisse der Proben ließen es
zudem zu, eine Kurve des Wasserstandes am Wesensee auch für
prähistorische Zeiten zu rekonstruieren", sagt der Forscher, dessen
Fachgebiete die Landschaftsökologie und Landnutzungsplanung sind. Für
das Schutzgebiet böten die Erkenntnisse, mit denen Olaf Juschus im
Sommer dieses Jahres rechnet, Aufschluss, wie man langfristig mit
solchen Binnenseen umgehen soll. Lohnt es sich bei fallenden
Wasserständen, Wasser aus benachbarten Seen aufzufüllen, um das Biotop
zu erhalten? Ist es denkbar, dass der See in 20 bis 30 Jahren vollends
verschwindet? "Aktuell wird darüber im Naturschutz diskutiert", weiß
der HNEE-Experte, was zugleich Fragen der möglichen Finanzierung mit
sich bringt. Das ist zugleich interessant für den Fischer, der den
Wesensee derzeit bewirtschaftet. So könnte es auch sein, dass er einen
seiner Seen langfristig verliert.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news690549

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde,

Annika Bischof M.A., 09.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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JAGD/068: Landwirtschaftsministerium blockt Dialog ab (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 12. März 2018

Landwirtschaftsministerium blockt Dialog ab

NABU kritisiert vorgehen bei der geplanten Änderung zum Thüringer
Jagdgesetz



Jena - In Bezug auf die geplante Änderung des Thüringer Jagdgesetzes
und die Kürzung der Liste der Jagdbaren Arten wirf der NABU Thüringen
dem Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft (TMIL)
eine Blockierung der Möglichkeit zur Diskussion vor. "Der
Dialogprozess zur Änderung des Thüringer Jagdgesetztes war zwar in
vielen Teilen gut und konstruktiv. Kompromisse wurden gefunden, jedoch
nicht bei der Liste der jagdbaren Arten", sagt Mike Jessat, der
Landesvorsitzende des NABU Thüringen. Schon in der ersten Runde des
Dialoges gab es zu diesem Thema keine Einigung zwischen Jagd und
Naturschutz und beim Jagdbeirat des Ministeriums wurde das Thema aus
der Diskussion genommen. Die Liste der jagdbaren Arten sei nicht
Bestandteil des Gesetzes, sondern wird in einer Verordnung geregelt.
"Damit wird dem Parlament die Möglichkeit genommen dieses Thema zu
behandeln", so Jessat.

Um den Abgeordneten bewusst zu machen, dass die Behörde die
Entscheidung über die jagdbaren Tierarten in einer Verordnung regelt
und das Parlament damit außen vor lässt, hat der NABU ein Quartett
entwickelt, welches er zum Jahreswechsel an die Abgeordneten des
Thüringer Landtages verteilt hat. Dies wurde nun in einem Brief von
Thüringens Ministerin für Infrastruktur und Landwirtschaft, Birgit
Keller stark kritisiert. "Das von Ihnen beigelegte Quartett "Jagt mich
nicht - Spielen für die Artenvielfalt!" lässt jedoch die notwendige
Sachorientierung für einen konstruktiven Dialog bei der Überarbeitung
des Thüringer Jagdgesetztes vermissen", schreibt die Ministerin in
Ihrem Brief. "Genau diesen Dialog wollen wir aber führen. So wie die
außerparlamentarische Diskussion über dieses strittige Thema nicht
gewollt ist, so soll das Thema auch an der parlamentarischen
Diskussion vorbeigeleitet werden. Wir hoffen, dass die Abgeordneten
verstehen, warum wir dieses Thema lieber in den Händen der
Parlamentarier sehen wollen, anstatt in denen des Behördenapparates",
so der NABU-Landesvorsitzende.

Hintergrund

Aus Sicht des NABU Thüringen dürfen in der Liste der jagdbaren
Tierarten nur solche Arten aufgeführt sein, die nicht in ihren
Beständen gefährdet sind, durch die Jagd auch nachweislich nicht
gefährdet werden, nicht durch die nationale und europäische
Naturschutzgesetzgebung geschützt sind und nicht auf den Roten Listen
stehen. Alle anderen Tierarten sollten nur noch dem Naturschutzrecht
unterliegen und durch Wildtiermanagement organisiert (gemanagt)
werden. Diese vom NABU geforderten Punkte müssen dringend direkt ins
Jagdgesetz aufgenommen werden. Nur so kann der dauerhafte Schutz
dieser Tierarten gewährleistet werden. Eine Verordnung eignet sich
hierfür nicht.

Warum will der NABU, dass geschützte oder sogar streng geschützte
Tierarten wie zum Beispiel Seeadler, Rotmilan, Wildkatze und Luchs
nicht mehr auf der Liste der jagdbaren Arten stehen, auch wenn diese
einer ganzjährigen Schonzeit unterliegen? Viele der Tierarten, die in
der Liste der jagdbaren Arten aufgeführt sind, wurden einst als
sogenanntes "Raubzeug" stark dezimiert. Als "Raubzeug" wurde zum
Beispiel der Seeadler bezeichnet, der Enten, Gänse und Kormorane jagt.
Die Tiere galten und gelten als Konkurrenten von Jägern und wurden
erbarmungslos verfolgt. Diese Sichtweise stammt aus früheren
Jahrhunderten und entspricht nicht mehr dem heutigen
gesellschaftlichen Anspruch vom Umgang mit Wildtieren in der Natur. Es
ist heutzutage auch selbstverständlich, dass viele unserer
Singvogelarten nicht dem Jagdgesetz unterliegen. Eine Jagd auf
geschützte Arten ist aus ökologischer Sicht nicht sinnvoll und für die
Gesellschaft nicht nachvollziehbar. Diese Arten in einer Verordnung
und einer Liste der jagdbaren Arten oder im Jagdgesetz anzuführen, ist
nicht mehr zeitgemäß, auch wenn diese ganzjährig geschont werden.
Zukünftig sollen diese Arten nur noch dem Naturschutzgesetz
unterliegen und dort im Wildtiermanagement verankert sein. Das
Wildtiermanagement kann dann gemeinsam von Landnutzern, Jägern,
Anglern und Naturschützern umgesetzt werden.

Welchen Sinn sieht der NABU im Wildtiermanagement und dessen alleinige
Verankerung im Naturschutzgesetz? Zukünftig soll deutlich zwischen der
Jagd als eine Form der Landnutzung und dem Wildtiermanagement als
geeignetes und wissenschaftlich fundiertes Instrument für
Konfliktlösungen im Bereich von wirtschaftlichen Schäden sowie bei
Artenschutzmaßnahmen unterschieden werden. Zum Schutz von gefährdeten
Arten kann es unter Umständen notwendig werden, jagdliche Methoden zur
gezielten Regulierung von Beständen punktuell anzuwenden. Dies kann
zum Beispiel der Fall sein, wenn Waschbären die Nester von Fischadlern
ausnehmen. Hier macht es unter Umständen Sinn, wenn keine anderen
Methoden erfolgversprechend sind, punktuell Waschbären zu regulieren.
Dies muss in solch einem Fall über das Wildtiermanagement geregelt
werden, welches im Naturschutzgesetz verankert ist.

Haben Jäger Nachteile durch die von uns geforderten Änderungen? Um den
Herausforderungen zum Erhalt der biologischen Vielfalt in Zukunft
gewachsen zu sein, wird unter anderem auch das Wildtiermanagement eine
wichtige Rolle spielen. Engagierte Jäger, die sich zum Naturschutz
bekennen, wird der rechtliche Zuständigkeitswechsel von geschützten
Arten nicht davon abhalten, weiterhin Naturschutzmaßnahmen
durchzuführen. Viele Jäger üben die Jagd aus, weil sie von der Natur
fasziniert sind. Engagement für die Natur kann auch ohne jagdliches
Eigeninteresse umgesetzt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 12.03.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

Tel. 0 36 41/60 57 04, Fax 0 36 41/21 54 11

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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MELDUNG/352: Der Luchs und der Thüringer Wald (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 11. März 2018

Der Luchs und der Thüringer Wald

Aktuelle Zahlen zum Luchs in Deutschland unverändert niedrig - der
NABU Thüringen freut sich über erneuten Luchsnachweis im Thüringer
Wald



Jena - Der NABU Thüringen teilt die große Freude über einen erneuten
Luchsnachweis im Thüringer Wald. "Mit dem Luchsnachweis vom 11.02.2018
im Thüringer Wald bei Oberschönau verdichten sich die Hinweise darauf,
dass der Luchs den Thüringer Wald nun häufiger frequentiert und auch
als Lebensraum nutzt", sagt Silvester Tamás der Koordinator des 
NABU-Luchsprojektes. "Bereits im Mai 2017 wurde ein Luchs zwischen
Oberschönau und Zella-Mehlis beim Überqueren der Schönauer Straße nahe
der Gaststätte Waldhaus dokumentiert. Die großen zusammenhängenden
wildreichen Waldgebiete der Thüringer Mittelgebirge bieten offenbar
gute Lebensbedingungen für die majestätische Wildkatze."

Von großem Interesse für den NABU sind nun die Beantwortung der
Fragen, wie viele Luchse durch die Thüringer Wälder streifen, woher
sie kommen und welche Gebiete sie als Rückzugsräume nutzen. "Bei dem
aktuellen Nachweis vom 11.02.2018 gehen wir davon aus, dass es sich um
einen Luchskuder aus dem Harz handeln könnte, der von dort abgewandert
ist und den Thüringer Wald nun als neuen Lebensraum für sich entdeckt
hat", erklärt Tamás. "Vielleicht ist es ja sogar dasselbe Tier wie im
Mai 2017. Damit wäre er der erste Luchs, der wiederholt im Thüringer
Wald über fast ein Jahr nachgewiesen wird. Auch viele aktuelle
Sichtmeldungen von aufmerksamen Naturfreunden deuten darauf hin.
Nunmehr wäre es zweckmäßig schnellstmöglich eine Gebietskulisse für
das betreffende Gebiet auszuweisen und darin ein belastbares
Monitoring zur Beobachtung auszubauen. Nur so können wir mehr über die
Luchsvorkommen in der Region erfahren", so Tamás. Der NABU Thüringen
unterstützt das Monitoring des Freistaats vertraglich bereits seit
2016.

Luchse sind die größten Wildkatzen Europas. Ihre etablierten
Vorkommensgebiete in Deutschland sind bislang auf den Harz und den
Bayerischen Wald begrenzt. "Thüringen, das Grüne Herz Deutschlands,
liegt genau dazwischen, deshalb ist es von zentraler Bedeutung, dass
wir besonders hier auf die schönen Pinselohren achten, ihre
Lebensräume schützen und besser miteinander vernetzen", sagt Tamas.
Laut aktuellen Zahlen des Bundesamtes für Naturschutz wurden im
Monitoringjahr 2016/2017 genau 77 erwachsene Luchse und 37 Jungtiere
in Deutschland gezählt. Das sind unwesentlich mehr als in den Jahren
zuvor. Der Bestand und die Ausbreitung stagnieren. Obwohl unter
anderem ein aktuell vom NABU unterstütztes Wiederansiedlungsprojekt im
Pfälzerwald seit 2016 ganz aktiv Luchse ausgewildert. "Deutschland
liegt zentral in Europa und stellt ein wichtiges Bindeglied für die
isolierten Luchspopulationen in ganz Europa dar. Deshalb ist es
dringend notwendig vielbefahrenen deutschen Straßen mit ausreichend
Querungshilfen und Grünbrücken nachzurüsten", fordert der Koordinator
des NABU-Luchsprojektes. Noch immer sterben zu viele Luchse im
Straßenverkehr oder werden illegal mit jagdlichen Methoden getötet.

Der NABU Thüringen macht sich stark für das Pinselohr und möchte über
die seltene Wildkatze aufklären. Mit seinem Luchsprojekt "PLAN P wie
Pinselohr -Luchse in die Mitte bitte - dem Luchs gemeinsam auf die
Sprünge helfen", sammeln die Naturschützer Daten und Hinweise,
informieren mit Vorträgen und Exkursionen und setzen sich nachhaltig
für den Schutz und eine bessere Vernetzung der Luchslebensräume ein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.03.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

Tel. 0 36 41/60 57 04, Fax 0 36 41/21 54 11

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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ATOM/446: Indien - nicht 'mal eine Atempause ... (SB)






[image: Ein Tuch mit bunten Handabdrücken und der Botschaft 'Don't Work for Nuclear Power - Hands off Jaitapur', z. Dt.: 'Arbeitet nicht für die Kernkraft - Hände weg von Jaitapur'. Das Tuch hatte der indische Dokumentarfilmer Praved Krishnapilla im September 2015 zur Vorführung seines Films 'Nuclear Lies' ins Hamburger Centro Sociale mitgebracht - Foto: © 2015 by Schattenblick]

Klare Ansage der Anti-Akw-Bewegung in Jaitapur an die europäische
Atomindustrie

Foto: © 2015 by Schattenblick



Bereits vor vielen Jahren protestierten indische Dorfbewohner gegen
den geplanten Bau des größten Kernkraftwerks der Welt in der
Hafenstadt Jaitapur im indischen Bundesstaat Maharashtra. Das Projekt
löste eine regelrechte Massenmobilisierung aus, und ursprünglich war
nur ein kleiner Teil der Dorfbewohner bereit, sein Land für das Akw
abzutreten. Doch nach und nach haben die Betreiber das Gebiet von
rund 1000 Hektar zusammengekauft. Bei der ursprünglichen Begutachtung
des Standorts waren allerdings zwei tektonische Risse übersehen
worden - die Region gilt als schwach bis mittelstark
erdbebengefährdet. Zudem liegt der Standort an der Südwestküste
Indiens, der "Monsun-Einflugschneise" auf den Subkontinent, die ein
einzigartiges Biodiversitätshabitat hervorgebracht hat. Es zählt zu
den weltweit zehn wichtigsten Hotspots der Artenvielfalt. Gewichtige
Gründe, weswegen die Proteste gegen den Akw-Bau bis heute anhalten.

2015 war der französische Konzern Areva aus dem Vorhaben
ausgestiegen. Damit galt das Projekt insgesamt als nahezu
gescheitert. Doch hält Premierminister Narendra Modi von der
hindu-nationalistischen Regierungspartei BJP (Bharatiya Janata Party)
an der Kernenergie fest - und die Proteste gegen das geplante Akw
Jaitapur gingen ebenfalls weiter. Vor kurzem hat der französische
Präsident Emmanuel Macron mit einer großen Wirtschaftsdelegation
Indien besucht und dabei zugesagt, daß sich Frankreich weiter an dem
Bau beteiligen wird. Somit liegen die Jaitapur-Pläne wieder auf dem
Tisch. [1]

Für die ersten beiden Druckwasserreaktoren will der staatliche
französische Energiekonzern EDF (Électricité de France) die Planung
übernehmen; außerdem soll er für die Technologie und Beschaffung der
Bauteile zuständig sein. Medienberichten zufolge würden die übrigen
vier Reaktoren mit stärkerer Beteiligung indischer Unternehmen
vorangetrieben. Der indische Staatskonzern Nuclear Power Corporation
of India (NPCIL), der das entsprechende Rahmenabkommen mit EDF
unterzeichnet hat, würde sich dabei um die Genehmigungen kümmern und
die Bauleitung übernehmen. Die Gesamtleistung der sechs Reaktoren
soll sich auf knapp 10.000 MW belaufen. Damit wäre Jaitapur der
leistungsstärkste Akw-Komplex weltweit und würde elektrischen Strom
an rund fünf Millionen Haushalte liefern.

Frankreich und Indien haben bislang "nur" ein Rahmenabkommen
abgeschlossen. Medienberichten zufolge wurden dabei wichtige Fragen,
beispielsweise hinsichtlich der Kostenübernahme, ausgespart. Ohne
staatliche Zuschüsse, ob nun seitens Frankreichs oder Indiens, kann
das Projekt nicht gebaut werden. Hier werden die Steuerzahlerinnen
und -zahler zur Kasse gebeten. Auch dagegen richten sich die
Proteste. Zumal die Kosten für eine alternative Stromquelle,
Solarstrom, immer weiter sinken. Da kann die Kernspaltungstechnologie
gar nicht mithalten, sie muß also immer weiter subventioniert werden,
genau umgekehrt zur Solarenergie.

Der Widerstand gegen das geplante Akw Jaitapur wird unter anderem von
der rechtsextremen, hindu-nationalistischen Partei Shiv Sena
unterstützt. Diese hat keine prinzipiellen Vorbehalte gegen die
Kernenergienutzung, hatte sich aber dafür ausgesprochen, das Akw im
benachbarten Bundesstaat Gujarat zu bauen. Diese Einstellung wird
nicht von allen Protestierenden geteilt, und sicherlich nicht von
jenem Teil der international vernetzten Anti-Akw-Bewegung, für den es
nicht allein um einen Wechsel der Energieform geht, sondern um
weitreichendere Fragen der menschlichen Produktivität und des
gemeinschaftlichen Zusammenlebens.

Aus Sicht der Anti-Akw-Bewegung gibt es vermutlich nur einen einzigen
Hoffnungsschimmer, nämlich daß das Projekt an technischen und
finanziellen Problemen scheitert. Frankreich versucht mit bislang
bescheidenem Erfolg, sowohl bei sich zu Hause (Flamanville) als auch
in Finnland (Olkiluoto 3) und China (Taishan 1 und 2) den
Europäischen Druckwasserreaktor (EPR) aufzubauen. Der Abschluß all
dieser Projekte verzögert sich schon seit Jahren. Ob in Indien das
gelingt, was woanders scheitert? Und wird Indien die gleichen
Sicherheitsanforderungen an die Reaktoren anlegen wie die
europäischen Länder?

Mit dieser Frage soll nicht unterstellt werden, daß die Kernenergie
kontrollierbar wäre, wenn sie nur von den vermeintlich richtigen
Leuten betrieben wird. Die Geschichte der Kernenergienutzung ist
voller Störfälle, Fehleinschätzungen und Nachlässigkeiten, welches
Land auch immer man sich anschaut. Indien stellt da keine Ausnahme
dar ... um es diplomatisch zu formulieren. So berichtete vor einigen
Jahren der indische Dokumentarfilmer Praved Krishnapilla, Regisseur
des per Crowdfunding finanzierten Films "Nuclear Lies", daß seinen
eigenen Messungen zufolge die Gegend um eine indische
Wiederaufbereitungsanlage herum hochgradig radioaktiv kontaminiert
ist, die Behörden hätten jedoch seine Warnhinweise abgebügelt. Man
habe keine erhöhten Strahlenwerte registriert, wurde verlautbart. [2]

Im Umfeld indischer Nuklearanlagen treten vermehrt Krebserkrankungen,
Fehl- und Mißgeburten auf, und im ältesten indischen Akw Tarapur im
Bundesstaat Maharashtra wurden in den 1980er Jahren Hunderte Arbeiter
verstrahlt. Allerdings wurde auch um deutsche Atomkraftwerke herum
eine überdurchschnittliche hohe Krebsrate bei Kindern unter fünf
Jahren entdeckt. Politik und Atomindustrie haben ebenfalls
abgewunken. Indien, Deutschland und Akw-Weltmeister Frankreich ähneln
sich mehr, als man dem ersten Eindruck nach vermuten könnte. Darum
werden umgekehrt die deutschen und französischen Anti-Akw-Interessen
auch in Indien "verteidigt", wenn dort demnächst wieder mit größerer
Wucht gegen das Akw Jaitapur protestiert wird. Dort hat es bereits
Demonstrationen gegen Macrons Besuch gegeben.


Fußnoten:

[1] https://indien.antiatom.net/

[2] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0195.html
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AKTION/1397: Wertheim - 2. Saatgut-Festival am 25. März 2018


Die Vielfalt von Saatgut entdecken

2. Wertheimer Saatgutfestival am 25. März



Wertheim. Im Rahmen des Ostermarktes findet am Sonntag, 25. März, in
der Main-Tauber-Halle das 2. Wertheimer Saatgutfestival statt.
Organisiert wird es von der Stadt Wertheim in Zusammenarbeit mit
Obst- und Gartenbauvereinen aus der Region und weiteren lokalen
Akteuren.

Die zahlreichen Verkaufsstände haben Kräuter- und Gemüsesaatgut,
Jungpflanzen, regionale kulinarische Spezialitäten, Naturholzprodukte,
Gartenbücher und einiges mehr im Angebot. Außerdem gibt es
Informationsstände zu den Themen Saatgut, Gärtnern, Naturschutz,
Imkerei etc., eine Ausstellung historischer landwirtschaftlicher
Saatgut-Gerätschaften und einen Tauschtisch für mitgebrachtes Saatgut.
Die teilnehmenden Obst- und Gartenbauvereine laden zu einem
reichhaltigen Mittagessen und einer Kaffeetafel ein. Die Freunde
ausgefallener Produkte dürfen sich auf Spezialitäten aus regionaler
Produktion freuen.

Die Veranstalter möchten mit dem Saatgutfestival einen Beitrag zum
Erhalt und zur Förderung der Kulturpflanzenvielfalt leisten. Der
Eintritt ist frei, ausreichend Parkplätze sind im Umfeld der
Main-Tauber-Halle vorhanden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 10. März 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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KINO/5686: Lichtblick-Kino Berlin - "Rückenwind von vorn", mit Hauptdarstellerin Victoria Schulz, 20.03.18


Rückenwind von vorn

D 2018, 80 min, Regie: Philipp Eichholtz

mit Victoria Schulz, Aleksandar Radenkovic, Daniel Zillmann, u.A.

Dienstag, 20.03., 20:30 Uhr, Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

In Anwesenheit der Hauptdarstellerin Victoria Schulz



Über den Film

Ist Erwachsen werden einfach - und Erwachsen sein schwer? Die
Berlinerin Charlie findet es verdammt schwer, die Erwartungen ihres
Umfelds und ihre eigenen auseinander zu halten. Ihr Freund Marco
möchte ein Kind, und ihr Kollege Gerry mutmaßt ganz ungefragt: »Fünf
Jahre zusammen? Na, da seid ihr doch bestimmt bald zu dritt??«

Doch Charlie ist sich überhaupt nicht sicher: Ist das schön, ein Kind
zu haben, oder verschwindet sie selbst dabei mit ihren Bedürfnissen?
Charlie wird in ihrem Beruf als Lehrerin ganz schön gefordert und so
richtig gut läuft es mit Marco gerade nicht. Dabei war am Anfang alles
so wunderbar leicht und spontan. Sie hätte gern wieder etwas von der
Aufregung von früher, als sie bis in den Morgen tanzen ging. Anderen
fällt das leichter: Gerry kauft sich einen Wohnwagen und will sich
Richtung Balkan treiben lassen, ihre beste Freundin bricht mit dem
Rucksack nach Asien auf. Und dann wird auch noch Charlies geliebte,
lebenslustige Oma krank. Ist es so, das Erwachsen sein?

Der Film feierte seine Weltpremiere auf der Berlinale 2018 - Perspektive Deutsches Kino.

Weitere Termine finden Sie hier:
http://www.lichtblick-kino.org/film/spielfilm/Rueckenwind_von_vorn

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Hansi Oostinga

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin

Telefon 030 / 44 00 88 43, Fax 030 / 44 00 88 45

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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MARKT/4107: Braunschweig - Fahrradversteigerung von etwa 170 Rädern am 17. März 2018


Stadt Braunschweig

Fahrradversteigerung von etwa 170 Rädern



Braunschweig. Etwa 170 Fahrräder (Damen-, Herren und Kinderfahrräder)
werden am Samstag, 17. März, ab 9 Uhr gegen Höchstgebot versteigert.
Es handelt sich hierbei um Fundsachen, deren gesetzliche
Aufbewahrungsfrist abgelaufen ist. Eine Gewährleistung für den Wert
sowie mögliche Mängel der versteigerten Gegenstände wird nicht
übernommen. 

Die Bezahlung muss sofort in bar erfolgen. Die Fahrräder
können am Dienstag, 13. März, in der Zeit von 14 Uhr bis 16 Uhr sowie
am Samstag, 17. März, in der Zeit von 8 Uhr bis 8:50 Uhr besichtigt
werden. Die Versteigerung findet im Fahrradlager des Fachbereichs
Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit, Richard-Wagner-Straße 1, statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7159: Hanau - Sieben Tage mit dem Rad durch Franken vom 8. bis 14. Juli 2018


Sieben Tage mit dem Rad durch Franken

Fahrradtour-Angebot des Hanauer Seniorenbüros



Eine 7-tägige Radtour durch Franken über insgesamt etwa 380 Kilometer
bietet das Hanauer Seniorenbüro vom 8. bis 14. Juli an. Frank Becker
führt die Radler auf leicht hügeligen Tagesetappen zwischen 50 und 60
Kilometern mit durchschnittlich 360 Höhenmetern durch die schönsten
Winkel der Mittelgebirgslandschaft in Unter- und Mittelfranken. Dabei
bleibt ausreichend Zeit zur Besichtigung der vielen hübschen
Fachwerkstädtchen und anderer Attraktionen auf der Route. Angefahren
werden unter anderem Kitzingen, Ansbach, Gunzenhausen, Treuchtlingen,
Nördlingen, Dinkelsbühl, Rothenburg ob der Tauber und Würzburg. Für
Pedelecs dürfte die Strecke kein Problem darstellen, ohne
Motorunterstützung ist aber eine gute Kondition unabdingbar. Ein
Begleitbus ist für Pannen und Notfälle oder Ähnlichem immer in der
Nähe der Gruppe. Der Reisepreis beträgt 560 Euro im Doppelzimmer mit
Frühstück - an einem Tag Halbpension - und 640 Euro im Einzelzimmer.
Wenige Restplätze können noch bei Birgitt Hakgören (Telefon
06181/66820-43) im Haus am Steinheimer Tor, Steinheimer Straße 1,
dienstags bis donnerstags von 9 - 12 Uhr, mittwochs zusätzlich von 14 -
 16.30 Uhr, gebucht werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Februar 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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